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Verbraucherinformation 
zur Sach-, Haftpflicht- und Unfallversicherung 

 
I. Allgemeines 

 
1. Identität des Versicherers 

Name, Rechtsform, ladungsfähige Anschrift: 

Rhion Versicherung AG, RheinLandplatz, 
41460 Neuss, 
vertreten durch die Vorstände:  
Christoph Buchbender, Udo Klanten; 
Aufsichtsratsvorsitzender: Wilhelm Ferdinand Thywissen. 

Handelsregistereintrag: Amtsgericht Neuss, HRB 13420. 

 
 
2. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / 

zuständige Aufsichtsbehörde 

Hauptgeschäftstätigkeit: 

Die Rhion Versicherung AG gehört zur RheinLand Versi-
cherungsgruppe und betreibt die Haftpflicht-, Sach- und 
Unfallversicherung. 

Aufsichtsbehörde: 

Die für Beschwerden zuständige Aufsichtsbehörde ist die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 

 
 
3. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 

Auf das Versicherungsverhältnis findet das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland Anwendung. 

Die gegenseitigen Rechte und Pflichten ergeben sich 
nach vorliegendem Antrag aus den hierfür maßgebenden 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen, sowie ggf. Be-
sonderen Bedingungen, Risikobeschreibungen, Klauseln, 
Pauschaldeklarationen und Sicherungsrichtlinien sowie 
den gesetzlichen Bestimmungen. Diese Unterlagen ent-
halten auch Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und 
Erfüllung der Leistung. 

 
 
4. Gesamtpreis der Versicherung 

Der konkrete Gesamtpreis (Beitrag) zur Versicherung ist 
im Angebot bzw. Antrag detailliert ausgewiesen. 

 
 
5. Zusätzliche Kosten 

Besondere Gebühren und Kosten werden, mit Ausnahme 
der in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen ge-
nannten, nicht erhoben. Falls besondere Kosten für Tele-
kommunikationsgebühren anfallen, die über die normalen 
Telefonkosten hinausgehen, werden diese mit der jewei-
ligen Nummer angegeben. 

 
 

6. Beitragszahlung 

Grundsätze: 

Die Grundsätze der Beitragszahlung sind in den Allge-
meinen Versicherungsbedingungen beschrieben. 

Die Folgebeiträge sind jeweils am Ersten des Monats 
fällig, in dem die neue Versicherungsperiode beginnt. Bei 
Vereinbarung von Ratenzahlungen sind diese am Ersten 
des jeweiligen Monats zu zahlen, sofern nichts anderes 
vereinbart wurde. 

Für monatliche Zahlungsweise ist Einzugsermächtigung 
Voraussetzung. Ist monatliche Zahlungsweise vereinbart 
und entfällt das Lastschriftverfahren oder kann eine Ab-
buchung nicht durchgeführt werden, so wird auf viertel-
jährliche Zahlungsweise umgestellt. 

Einzugsermächtigung: 

Im Falle einer Erteilung einer Einzugsermächtigung gilt 
Folgendes: 

Sie ermächtigen uns widerruflich, die zu entrichtenden 
Versicherungsbeiträge zu Lasten des von Ihnen genann-
ten Kontos mittels Einziehungsauftrag (Lastschrift) einzu-
ziehen. Wenn Ihr Konto die erforderliche Deckung nicht 
aufweist, besteht seitens des kontoführenden Geldinsti-
tuts keine Verpflichtung zur Einlösung. Kosten aus dem 
Widerspruch gegen eine berechtigte Abbuchung oder 
Rücklastschrift mangels ausreichender Kontodeckung 
gehen zu Ihren Lasten. 

Sie haben das Recht, eine bereits durchgeführte Abbu-
chung innerhalb einer Frist von sechs Wochen rückgän-
gig zu machen. 
 
 
7. Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten 

Informationen 

Die Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Ange-
botsinformationen bzgl. der Bedingungen, Bestimmungen 
und Beiträge ist auf zwei Monate befristet, sofern nicht im 
Angebot ein anderer Zeitraum benannt ist. 
 
 
8. Zustandekommen des Vertrages / Vertragsbeginn / 

Antragsbindefrist 

Der Vertrag kommt mit Zugang des Versicherungs-
scheins beim Versicherungsnehmer zustande. Der Versi-
cherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer 
den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist zahlt. 

An Ihren Antrag sind Sie einen Monat gebunden. 
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9. Widerrufsbelehrung 

Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, 
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den 
Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, 
die weiteren Informationen nach § 7 Absatz 1 und 2 des 
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbindung 
mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverord-
nung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten 
haben. 

Für Verträge nach dem Fernabsatzgesetz beginnt die 
Frist jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß 
§ 312 g Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
in Verbindung mit Artikel 246 § 3 des Einführungsgeset-
zes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
Rhion Versicherung AG, RheinLandplatz, 41460 Neuss. 

Widerrufsfolgen 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versiche-
rungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Bei-
träge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang 
des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbe-
halten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich 
wie folgt errechnet: 

Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz be-
standen hat, multipliziert mit 
• 1/360 des jährlichen SHU-Gesamtbeitrags bzw. 
• 1/180 des halbjährlichen SHU-Gesamtbeitrags bzw. 
• 1/90 des vierteljährlichen SHU-Gesamtbeitrags bzw. 
• 1/30 des monatlichen SHU-Gesamtbeitrags. 

Den SHU-Gesamtbeitrag finden Sie im Antrag unter der 
Überschrift „Beitragsberechnung“. Die von Ihnen ge-
wünschte Zahlungsweise können Sie dem Antrag den 
Ausführungen mit der Überschrift „Versicherungsdauer 
und Zahlweise“ entnehmen. 

Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt un-
verzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Wider-
rufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem 
Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur 
Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren 
und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben 
sind. 

Besondere Hinweise 

Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Versicherungsver-
trägen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren 
ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von 
uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben. 

Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprüng-
licher Vertrag weiter. 

Ende der Widerrufsbelehrung 

 
 
10. Vertragslaufzeit, Vertragsverlängerung 

Versicherungsverträge von ein- und mehrjähriger Dauer 
verlängern sich um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr, 
wenn eine schriftliche Kündigung nicht drei Monate vor 
dem jeweiligen Ablauf einem der beiden Vertragspartner 
zugegangen ist. 

11. Beendigung bzw. Kündigung des Vertrages 

Ein Versicherungsverhältnis, das für eine Dauer von mehr 
als drei Jahren eingegangen worden ist, kann zum Ende 
des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten seitens des Ver-
sicherungsnehmers gekündigt werden. 

Eine Kündigung des Vertrages ist nur dann rechtswirk-
sam, wenn sie innerhalb der jeweils vorgeschriebenen 
Frist beim Versicherer eingetroffen ist. 

Weitere Möglichkeiten der Vertragsbeendigung enthalten 
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
 
 
12. Gerichtsstand / Anwendbares Recht 

Gerichtsstand: 

Die Gerichtsstände für Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag ergeben sich aus den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen. 

Anwendbares Recht: 

Für den Versicherungsvertrag gilt deutsches Recht. 
 
 
13. Vertragssprache 

Die Vertragssprache ist deutsch. 
 
 
14. Schlichtung / Beschwerde 

Die Rhion Versicherung AG ist Mitglied im Verein „Versi-
cherungsombudsmann e.V.“. Bei Meinungsverschieden-
heiten im Zusammenhang mit dem Versicherungsvertrag 
besteht somit die Möglichkeit des Streitschlichtungsver-
fahrens vor dem Ombudsmann, sofern der Versicherungs-
vertrag von Ihnen als natürliche Person abgeschlossen 
wurde und weder Ihrer gewerblichen noch Ihrer selbst-
ständigen beruflichen Tätigkeit zuzurechnen ist: 
Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 08 06 32, 
10006 Berlin (www.versicherungsombudsmann.de). 

Weiterhin können Sie eine Beschwerde an die Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, richten. 
Unabhängig hiervon können Sie den Rechtsweg nutzen. 
 
 
15. Einwilligungsklausel nach dem Bundesdaten-

schutzgesetz 

Sie willigen ein, dass wir im erforderlichen Umfang Daten, 
die sich aus den Antragsunterlagen oder der Vertrags-
durchführung (z. B. Versicherungsfälle, Risiko- oder Ver-
tragsänderung) ergeben, an Rückversicherer zur Beurtei-
lung des Risikos und zur Abwicklung der Rückversiche-
rung sowie zur Beurteilung des Risikos und der Ansprü-
che an andere Versicherer und an den Gesamtverband 
der Deutschen Versicherungswirtschaft zur Weitergabe 
dieser Daten an andere Versicherer übermitteln. Diese 
Einwilligung gilt auch unabhängig vom Zustandekommen 
des Vertrages sowie für entsprechende Prüfungen bei 
anderweitig beantragten Versicherungsverträgen und bei 
künftigen Anträgen. 

Des Weiteren willigen Sie ein, dass wir die Antragsanga-
ben zu Vorname, Name, Geburtsdatum, Straße und Haus-
nummer sowie Postleitzahl und Wohnort bei der Firma 
Creditreform Experian GmbH, Hellersbergstraße 14, 
41460 Neuss, zur Bonitätsprüfung nutzen. Sie willigen 
ferner ein, dass wir innerhalb der RheinLand Versiche-
rungsgruppe Ihre allgemeinen Vertrags-, Abrechnungs- 
und Leistungsdaten in gemeinsamen Datensammlungen 
führen, soweit dies der ordnungsgemäßen Durchführung 
Ihrer Versicherungsangelegenheiten dient. Gesundheits-
daten dürfen nur an Personen- und Rückversicherer über-
mittelt werden; an Vermittler dürfen sie nur weitergegeben 
werden, soweit es zur Vertragsgestaltung erforderlich ist. 
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Ohne Einfluss auf den Vertrag und jederzeit widerrufbar 
willigen Sie weiter ein, dass die Vermittler Ihre allgemei-
nen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten darüber 
hinaus für die Beratung und Betreuung auch in sonstigen 
Finanzdienstleistungen nutzen dürfen. 

Diese Einwilligung gilt nur, wenn Sie bei Antragsstellung 
vom Inhalt des Merkblatts zur Datenverarbeitung Kennt-
nis nehmen konnten, das Ihnen zusammen mit weiteren 
gesetzlich vorgesehenen Verbraucherinformationen über-
lassen wird. 

 
 

 

II. Wichtige Hinweise zur Erhaltung des Versicherungsschutzes 
Wer diese Hinweise nicht beachtet, läuft Gefahr, seinen Versicherungsschutz zu verlieren! 

 
Obliegenheiten vor Vertragsabschluss - Vorvertragli-
che Anzeigepflichten 

Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß 
prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die dort gestell-
ten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 
Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie 
nur geringe Bedeutung beimessen. 

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungs-
vermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmit-
telbar gegenüber der Rhion Versicherung AG, RheinLand-
platz, 41460 Neuss, schriftlich nachzuholen. 

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz 
gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige An-
gaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer 
Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachste-
henden Information entnehmen. 
 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflich-
tet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, 
nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsge-
mäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Text-
form nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 
 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorver-
tragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 
 
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können 
wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie 
nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässig-
keit vorliegt. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungs-
falles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn 
Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angege-
bene Umstand weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder 
den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. 

Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, 
welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
 
2. Kündigung 

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die 
vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig 

oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten. 

 
3. Vertragsänderung 

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahr-
umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf 
unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen 
Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie 
die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen 
Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung 
für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 
Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. 
Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung 
hinweisen. 

 
4. Ausübung unserer Rechte 

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte 
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 
Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträg-
lich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist 
nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten. 

 
5. Stellvertretung durch eine andere Person 

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine 
andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsände-
rung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer 
Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als 
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. 
Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

Im Übrigen beachten Sie bitte die weiteren Bestimmun-
gen in unseren Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
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Merkblatt zur Datenverarbeitung 
 
 

 

Vorbemerkung 

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe 
der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so 
lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaft-
lich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der 
Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als 
die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns 
bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bun-
desdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Daten-
verarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine 
andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene 
eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und  
-nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung 
eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauens-
verhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter 
Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund 
zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des 
Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung 
überwiegt. 
 
Einwilligungserklärung 

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interes-
senabwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage 
für die Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine 
Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. 
Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages 
hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversiche-
rung – schon mit Ablehnung des Antrages oder durch Ihren  
jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei 
Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u. U. 
nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. 
teilweise gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Daten-
verarbeitung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässi-
gen Rahmen, wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen. 
 
Schweigepflichtentbindungserklärung 

Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim 
Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaub-
nis des Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus. In der 
Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personenversiche-
rung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbindungs-
klausel enthalten. 
 
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für 
die Datenverarbeitung und -nutzung nennen: 
 
1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag not-
wendig sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (An-
tragsdaten). Weiter werden zum Vertrag versicherungstechni-
sche Daten wie Kundennummer (Partnernummer), Versiche-
rungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung 
sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines 
Vermittlers, eines Sachverständigen oder eines Arztes ge-
führt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern 
wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben von 
Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsun-
fähigkeit oder die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über 
einen Kfz-TotaIschaden (Leistungsdaten). 

 
2. Datenübermittlung an Rückversicherer 

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versiche-
rer stets auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen  
Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil 
der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese 

Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende versiche-
rungstechnische Angaben von uns, wie Versicherungs-
scheinnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und 
des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre 
Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und 
Schadenbeurteilung mitwirken, werden Ihnen auch die dafür 
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. 
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer 
Rückversicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten 
übergeben. 

 
3. Datenübermittlung an andere Versicherer 

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte 
bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schaden-
fall dem Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses 
und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. 
Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungs-
fälle oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherun-
gen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). 
Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Wider-
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder 
um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden 
zu schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer 
um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf An-
fragen zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversiche-
rungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungs-
abkommen) eines Austausches von personenbezogenen  
Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Be-
troffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kenn-
zeichen, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder 
Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag. 

 
4. Hinweis- und Informationssystem 

Die informa IRFP GmbH betreibt das Hinweis- und Informati-
onssystem der Versicherungswirtschaft (HIS). An das HIS 
melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – 
erhöhte Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungs-
betrug hindeuten könnten und daher einer näheren Prüfung 
bedürfen. 
 
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet 
unter: www.informa-irfp.de 

 
Schaden – Die Meldung ist bei Antragstellung oder im  
Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache 
(z. B. Kfz) betreffen. Eine Meldung zur Person ist möglich, 
wenn ungewöhnlich oft Schäden gemeldet werden oder  
z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in 
Einklang zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schaden-
fall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unrepa-
rierte Vorschäden hatte oder sogar schon einmal als gestoh-
len gemeldet wurde. Aus diesem Grund melden wir Fahrzeu-
ge an das HIS, wenn diese einen Totalschaden haben, ge-
stohlen worden sind, sowie im Falle von Abrechnungen ohne 
Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn 
wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. 
Sollten wir Sie, Ihre Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS 
melden, werden Sie in jedem Fall über die Einmeldung von 
uns benachrichtigt. 

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versiche-
rungsvertrages oder Regulierung eines Schadens richten wir 
Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) an das HIS und 
speichern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadenfall kann 
es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, ge-
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nauere Angaben zum Sachverhalt von den Versicherern, die 
Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. Auch diese 
Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Ver-
sicherungsfalles relevant sind. Es kann auch dazu kommen, 
dass wir Anfragen anderer Versicherer in einem späteren 
Leistungsfall beantworten und daher Auskunft über Ihren 
Schadenfall geben müssen. 

Leben – Verträge werden ab einer bestimmten Versiche-
rungssumme bzw. Rentenhöhe gemeldet. Gemeldet werden 
kann außerdem das Bestehen weiterer risikoerhöhender bzw. 
für die Leistungsprüfung relevanter Besonderheiten, die aber 
im Einzelnen nicht konkretisiert werden. Es werden keine Ge-
sundheitsdaten an das HIS gemeldet. Sollten wir Sie an das 
HIS melden, werden wir Sie darüber benachrichtigen. 

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versiche-
rungsvertrages richten wir Anfragen zu Ihrer Person an das 
HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Erhalten wir 
einen Hinweis auf risikoerhöhende Besonderheiten, kann es 
sein, dass wir von Ihnen zusätzliche Informationen zu dem 
konkreten Grund der Meldung benötigen. Wenn Sie Leistun-
gen aus dem Versicherungsvertrag beantragen, können wir 
Anfragen an das HIS stellen. In diesem Fall kann es nach  
einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere An-
gaben zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an 
das HIS gemeldet haben, zu erfragen. Auch diese Ergebnisse 
speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungs-
falles relevant sind. Es kann auch dazu kommen, dass wir 
Anfragen anderer Versicherer in einem späteren Leistungsan-
trag beantworten und daher Auskunft geben müssen. Werden 
im Zusammenhang mit unserer Nachfrage bei Ihnen oder bei 
anderen Versicherern Gesundheitsdaten erhoben, erfolgt dies 
nur mit Ihrem ausdrücklichen Einverständnis oder – soweit 
zulässig – auf gesetzlicher Grundlage. 

 
5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Versicherungs-

gruppe 

Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sach-
versicherung) und andere Finanzdienstleistungen, z. B. Kredite, 
Bausparen, Kapitalanlagen, Immobilien werden durch recht-
lich selbstständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden 
einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können, 
arbeiten die Unternehmen häufig in Versicherungsgruppen 
zusammen. 
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentra-
lisiert, wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird  
z. B. Ihre Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie 
Versicherungsverträge mit verschiedenen Unternehmen der 
Gruppe abschließen; und auch Ihre Versicherungsschein-
nummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Konto-
nummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, 
Vertrags- und Leistungsdaten werden in einer zentralen Daten-
sammlung geführt. Dabei sind die sogenannten Partnerdaten 
(z. B. Name, Adresse, Kundennummer, Kontonummer, Bank-
leitzahl, bestehende Verträge) von allen Unternehmen der 
Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post 
immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen so-
fort der zuständige Partner genannt werden. Auch Geldein-
gänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt 
verbucht werden. 
Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs-
daten sind dagegen nur von den Versicherungsunternehmen 
der Gruppe abfragbar. 
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des 
jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen ver-
wendet werden, spricht das Gesetz auch hier von "Daten-
übermittlung", bei der die Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten 
– wie z. B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten – bleiben dage-
gen unter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen Unter-
nehmen. 

Unserer Unternehmensgruppe gehören zurzeit folgende Unter-
nehmen an: 

RheinLand Versicherungs AG, 
RheinLand Lebensversicherung AG, 
ONTOS Lebensversicherung AG, 
Rhion Versicherung AG, 
RiMaXX International N.V., 
Credit Life International N.V. 

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und 
Vermittler zur umfassenden Beratung und Betreuung ihrer 
Kunden in weiteren Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite, 
Bausparverträge, Kapitalanlagen, Immobilien) auch mit Kre-
ditinstituten, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobilien-
gesellschaften außerhalb der Gruppe zusammen. 
Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen 
Vermittlung der jeweiligen Produkte und der weiteren Betreu-
ung der so gewonnenen Kunden. Für die Datenverarbeitung 
der vermittelnden Stelle gelten die folgenden Ausführungen 
unter Punkt 6. 

 
6. Betreuung durch Versicherungsvermittler 

In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen 
des sonstigen Dienstleistungsangebots unserer Unterneh-
mensgruppe bzw. unserer Kooperationspartner werden Sie 
durch einen unserer Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Ein-
willigung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berät. Ver-
mittler in diesem Sinn sind neben Einzelpersonen auch Ver-
mittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der Zusammenar-
beit bei Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute, Bauspar-
kassen, Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften und 
andere. 
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, er-
hält der Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die 
Betreuung und Beratung notwendigen Angaben aus Ihren An-
trags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungs-
scheinnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und 
des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versi-
cherungsleistungen sowie von unseren Partnerunternehmen 
Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, z. B. Ab-
schluss und Stand Ihres Bausparvertrages. Ausschließlich 
zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenversi-
cherung können an den zuständigen Vermittler auch Ge-
sundheitsdaten übermittelt werden. 
Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese perso-
nenbezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung 
und Betreuung des Kunden. Auch werden sie von uns über 
Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder 
Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Be-
stimmungen des BDSG und seine besonderen Verschwie-
genheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheim-
nis) zu beachten. 
Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitge-
teilt. Endet seine Tätigkeit für unser Unternehmen (z. B. durch 
Kündigung des Vermittlervertrages oder bei Pensionierung), 
regelt das Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie werden hier-
über informiert. 

 
7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzge-
setz neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein 
Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen 
ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in 
einer Datei gespeicherten Daten. 
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen 
wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges 
Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung 
wegen der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets 
an Ihren Versicherer. 
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Umfang des Versicherungsschutzes 

1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 
Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen 
eines während der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
tenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen 
Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermö-
gensschaden zur Folge hatte, aufgrund 

g e s e t z l i c h e r  H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n  
p r i v a t r e c h t l i c h e n  I n h a l t s  

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird. 

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den 
Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Schadener-
eignis geführt hat, kommt es nicht an. 

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadens-
ersatz statt der Leistung; 

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nach-
erfüllung durchführen zu können; 

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen-
standes oder wegen des Ausbleibens des mit der Ver-
tragsleistung geschuldeten Erfolges; 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen 
auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzöge-
rung der Leistung; 

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen. 

1.3 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen. 

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank-
tionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten 
von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, so-
weit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. 

2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Verein-
barung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht pri-
vatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 
durch Sachschäden entstanden sind; 

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 
finden dann die Bestimmungen über Sachschäden An-
wendung. 

3 Versichertes Risiko 

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haft-
pflicht 

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträ-
gen angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers, 

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Ri-
siken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder 
Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die 
der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht un-
terliegen, 

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorge-
versicherung) und die in Ziffer 4 näher geregelt sind. 

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhun-
gen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender 
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer 
kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von 
Ziffer 21 kündigen. 

4 Vorsorgeversicherung 

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 
neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertra-
ges sofort versichert. 

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auffor-
derung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb 
eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch 
mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Ver-
sicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der 
Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend 
ab dessen Entstehung. 

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss 
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzuge-
kommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstri-
chen war. 

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko ei-
nen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine 
Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht 
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das 
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 
Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) auf 
den Betrag von 1.000.000 Euro für Personenschäden und 
500.000 Euro für Sachschäden und – soweit vereinbart – 
50.000 Euro für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht 
im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen 
festgesetzt sind. 

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risi-
ken 

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahr-
zeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versiche-
rungspflicht unterliegen; 

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen; 

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen; 

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb 
im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen 
zu versichern sind. 

5 Leistungen der Versicherung 

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers 
von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, 
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches 
zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versicherer 
hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, 
die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Ver-
sicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, bin-
den den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne 
Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer fest-
gestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustel-
len. 

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche 
zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des 
Versicherungsnehmers abzugeben. 
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Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über Schadensersatzansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung be-
vollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des Ver-
sicherungsnehmers auf seine Kosten. 

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereig-
nisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung 
eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem 
Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versi-
cherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm 
besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter 
das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zah-
lenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Aus-
übung dieses Rechts bevollmächtigt. 

6 Begrenzung der Leistungen 

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssum-
men begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versi-
cherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige 
Personen erstreckt. 

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 
Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Doppelte 
der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. 

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungs-
fall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle 
eingetreten ist, wenn diese 

• auf derselben Ursache, 

• auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sach-
lichem und zeitlichem, Zusammenhang oder 

• auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 

beruhen. 

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-
rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Scha-
densersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas an-
deres vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen 
Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprü-
che verpflichtet. 

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
nicht auf die Versicherungssummen angerechnet. 

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt 
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versi-
cherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche. 

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Ren-
tenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der 
Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug et-
waiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall 
noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, 
so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versi-
cherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert 
der Rente vom Versicherer erstattet. 

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in 
der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles. 

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versi-
cherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteili-
gen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen 
verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden 
die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der 
Versicherungssumme abgesetzt. 

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung 
oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers 
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung 
an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungsleis-
tung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

7 Ausschlüsse 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versi-
cherung ausgeschlossen: 

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
vorsätzlich herbeigeführt haben. 

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren 
Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 

• Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 

• Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen. 

7.4 Haftpflichtansprüche 

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 
benannten Personen gegen die Mitversicherten, 

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 
Versicherungsvertrages, 

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versi-
cherungsvertrages. 

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im 
Versicherungsvertrag mitversicherten Personen gehö-
ren; 

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im 
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder ver-
gleichbarer Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, 
Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern 
und -kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, 
auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern 
und Kinder miteinander verbunden sind). 

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähi-
ge, beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person 
ist; 

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine juristische Person des privaten 
oder öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger 
Verein ist; 

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-
schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzver-
waltern; 

zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 

Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5 (2) bis 7.5 (6) 
erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehö-
rigen der dort genannten Personen, die mit diesen in häus-
licher Gemeinschaft leben. 

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, 
geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht 
erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Ver-
wahrungsvertrages sind. 

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn 

(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers an diesen Sa-
chen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung 
und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen 
gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit be-
troffen waren; 
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(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versi-
cherungsnehmer diese Sachen zur Durchführung sei-
ner gewerblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als 
Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) 
benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser 
Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile 
von ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen wa-
ren; 

(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers entstanden sind 
und sich diese Sachen oder – sofern es sich um un-
bewegliche Sachen handelt – deren Teile im unmittel-
baren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden ha-
ben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tä-
tigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen 
zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 

zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 
und Ziffer 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, 
Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des 
Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der 
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsver-
trag etwa mitversicherten Personen. 

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-
rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbei-
ten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstel-
lung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt 
auch dann, wenn die Schadenursache in einem mangel-
haften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften 
Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung 
der Sache oder Leistung führt. 

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn 
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder 
die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen ha-
ben. 

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 
Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetz-
buch VII sind jedoch mitversichert. 

7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer we-
gen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder 
anderen auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) 
basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen geltend ge-
macht werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versiche-
rungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Er-
stattung der durch solche Umweltschäden entstandenen 
Kosten in Anspruch genommen wird. 

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche 
erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadens-
gesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsricht-
linie (2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsge-
setze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmun-
gen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungs-
nehmer geltend gemacht werden könnten. 

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung 
privater Haftpflichtrisiken. 

(b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelt-
einwirkung. 

Dieser Ausschluss gilt nicht 

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken 

oder 

(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), 
durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausfüh-
rung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten 
entstehen (Produkthaftpflicht). 

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden 
durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstel-
lung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung 
oder Wartung von 

• Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche 
Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzu-
lagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen); 

• Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaf-
tungsgesetz (UmweltHG-Anlagen); 

• Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden 
Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzei-
gepflicht unterliegen; 

• Abwasseranlagen 

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anla-
gen bestimmt sind. 

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzufüh-
ren sind. 

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energierei-
chen ionisierenden Strahlen (z. B. Strahlen von radioakti-
ven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen 
sind auf 

(1) gentechnische Arbeiten, 

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 

(3) Erzeugnisse, die 

• Bestandteile aus GVO enthalten, 

• aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen 
durch 

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer 
handelt, 

(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen, 

(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Ge-
wässer. 

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, 
der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Da-
ten, soweit es sich handelt um Schäden aus 

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten, 

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 

(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaus-
tausch, 

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- 
oder Namensrechtsverletzungen. 

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonsti-
gen Diskriminierungen. 

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers 
resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch 
Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von 
ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In 
beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gehandelt hat. 

 
 

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung 

8 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-
nehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im 
Sinne von Ziffer 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag 
enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsneh-
mer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrich-
ten hat. 
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9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 
erster oder einmaliger Beitrag 

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheins fällig. Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten 
vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des 
ersten Jahresbeitrags. 

10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeit-
raums fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versi-
cherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebe-
nen Zeitpunkt erfolgt. 

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten 
hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens 
zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur 
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechts-
folgen angibt, die nach den Ziffern 10.3 und 10.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn 
er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 
darauf hingewiesen wurde. 

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziffer 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Ziffer 10.3 bleibt unberührt. 

11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforde-
rung des Versicherers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen 
hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Grün-
den zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden 
kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außer-
halb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versiche-
rungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflich-
tet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert 
worden ist. 

12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen. 

13 Beitragsregulierung 

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzutei-
len, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese 
Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Bei-
tragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen 
Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschul-
den trifft. 

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab 
dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulie-
rung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab 
dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versiche-
rer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf da-
durch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Ziffer 
15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Er-
höhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden 
berücksichtigt. 

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den 
die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe 
des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten 
Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich 
gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom 
Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zu-
rückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Mona-
ten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages er-
folgten. 

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 
auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere 
Jahre. 

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versiche-
rer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, 
nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 

15 Beitragsangleichung 

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanglei-
chung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Um-
satzsumme berechnet werden, findet keine Beitragsanglei-
chung statt. Mindestbeiträge unterliegen unabhängig von 
der Art der Beitragsberechnung der Beitragsangleichung. 

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung 
für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Pro-
zentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durch-
schnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der All-
gemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen Versiche-
rer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder ver-
mindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die 
nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. 

Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell 
durch den einzelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben 
für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versicherungs-
leistungen. 

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres 
ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzah-
lungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum 
neu angemeldeten Schadenfälle. 

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 
Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbei-
trag um den sich aus Ziffer 15.2 ergebenden Prozentsatz 
zu verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte Folge-
jahresbeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der 
nächsten Beitragsrechnung bekannt gegeben. 

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Ver-
sicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen 
geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der 
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Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziffer 15.2 ermit-
telt hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag nur 
um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durch-
schnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unterneh-
menseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; 
diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich 
nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.2 oder 15.3 unter 
5 Prozent entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Verän-
derung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichti-
gen. 

 
 

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 

16 Dauer und Ende des Vertrages 

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebe-
ne Zeit abgeschlossen. 

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf der jeweiligen Vertragsdauer eine Kündigung zuge-
gangen ist. 

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt. 

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten 
Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die 
Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein. 

17 Wegfall des versicherten Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfal-
len, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. 
Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben 
können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu 
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Weg-
fall Kenntnis erlangt. 

18 Kündigung nach Beitragsangleichung 

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung 
gemäß Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frü-
hestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Bei-
tragserhöhung wirksam werden sollte. 

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mittei-
lung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung 
muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat 
vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen. 

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kün-
digungsrecht. 

19 Kündigung nach Versicherungsfall 

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 
wenn 

• vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet 
wurde oder 

• dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter 
den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch 
gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform 
spätestens einen Monat nach der Schadensersatzzahlung 
oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirk-
sam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversiche-
rung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dau-
er seines Eigentums sich aus dem Versicherungsverhältnis 
ergebenden Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 

• durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer 
Frist von einem Monat, 

• durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofor-
tiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Ver-
sicherungsperiode 

in Schriftform gekündigt werden. 

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 

• der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang 
auf den Dritten Kenntnis erlangt; 

• der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum 
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen 
bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis 
erlangt. 

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-
fenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungs-
verhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versiche-
rungsnehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag 
dieser Periode als Gesamtschuldner. 

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 
durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Drit-
ten unverzüglich anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, 
und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für 
alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Ver-
sicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht 
keinen Gebrauch gemacht hat. 

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzei-
gepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräuße-
rung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzei-
ge hätte zugehen müssen. 

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung 
oder Erlass von Rechtsvorschriften 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der 
Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 

22 Mehrfachversicherung 

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er 
die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages ver-
langen. 

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-
rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kennt-
nis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirk-



H  2 1 0 3   0 4 / 2 0 1 2  b  7  von 8  

sam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem 
Versicherer zugeht. Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers 

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers 

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Versi-
cherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch in-
soweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf 
den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den 
Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerhebli-
chen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so 
behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis ge-
habt oder dies arglistig verschwiegen. 

23.2 Rücktritt 

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahr-
erheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, 
vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Ver-
treter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte. 

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versiche-
rer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-
nat in Schriftform kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Ge-
fahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 

kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
fristlos kündigen. 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich gel-
tend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er 
hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Mo-
natsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 23.2 
und 23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer An-
zeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 23.2 und 
23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der An-
zeige kannte 

23.4 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb an-
gemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die 
Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt 
hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 

25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Scha-
densersatzansprüche erhoben worden sind, dem Versiche-
rer innerhalb einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche gilt, 
wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprü-
che geltend gemacht werden. 

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Wei-
sungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es 
für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem 
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schaden-
berichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung 
und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach 
Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Scha-
dens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür ange-
forderten Schriftstücke übersandt werden. 

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwalt-
schaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren ein-
geleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich 
der Streit verkündet, hat er dies unverzüglich anzuzeigen. 

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der Ver-
sicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst 
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des 
Versicherers bedarf es nicht. 

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des 
Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versiche-
rer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers einen 
Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem Rechts-
anwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte ertei-
len und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
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Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf gro-
ber Fahrlässigkeit beruhte. 

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung 
in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da-
von, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zustehen-
des Kündigungsrecht ausübt. 

 
 

Weitere Bestimmungen 

27 Mitversicherte Person 

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprü-
che gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer 
selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die 
Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestim-
mungen über die Vorsorgeversicherung (Ziffer 4) gelten 
nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mit-
versicherten entsteht. 

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist 
neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegen-
heiten verantwortlich. 

28 Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Fest-
stellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetre-
ten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschä-
digten Dritten ist zulässig. 

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-
rungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-
trägen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet 
werden. 

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Brie-
fes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall ei-
ner Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verle-
gung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen 
der Ziffer 29.2 entsprechende Anwendung. 

30 Verjährung 

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die 
Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht. 

31 Zuständiges Gericht 

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versi-
cherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das 
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft 
ist. 

31.3 Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die ge-
richtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. 

32 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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Teil I – USV-Basis Grunddeckung 
 

Umfang der Versicherung 

 
1 Gegenstand der Versicherung 

1.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltscha-
densgesetz zur Sanierung von Umweltschäden. 

Umweltschaden ist eine • Schädigung von geschützten Arten und natürlichen  
Lebensräumen, • Schädigung der Gewässer, • Schädigung des Bodens. 

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versi-
cherungsnehmer von einer Behörde oder einem sonstigen 
Dritten auf Erstattung der Kosten für Sanierungsmaßnah-
men/Pflichten der oben genannten Art in Anspruch ge-
nommen wird. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der 
Versicherungsnehmer auf öffentlich-rechtlicher oder privat-
rechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird. 

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch 
solche gegen den Versicherungsnehmer gerichteten An-
sprüche, die auch ohne das Bestehen des Umweltscha-
densgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungs-
gesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versiche-
rungsnehmer geltend gemacht werden könnten. Versiche-
rungsschutz für derartige Ansprüche kann ausschließlich 
über eine Betriebs-, Berufs- oder Umwelt-Haftpflichtversi-
cherung vereinbart werden. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Risi-
ken und Tätigkeiten: 

1.1.1 Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen 
oder fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter Teil I 
Ziffern 2.1 bis 2.5 fallen, 

1.1.2 Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht 
von Teil I Ziffer 1.1.3 umfasst sind, nach Inverkehrbringen, 

1.1.3 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Teil I 
Ziffern 2.1 bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für derartige 
Anlagen bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer 
nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. 

1.1.4 Abweichend von Teil I Ziffer 2.1 WHG-Anlagen, soweit 
es sich um Kleingebinde mit einem Einzelfassungsver-
mögen bis 50 l/kg und mit einem Gesamtfassungsver-
mögen bis 500 l/kg handelt. Sind im Rahmen der Um-
welthaftpflicht-Basisversicherung andere Fassungsver-
mögen vereinbart, so gelten diese analog auch für diese 
Umweltschadens-Basisversicherung. 

1.1.5 Falls ausdrücklich vereinbart bzw. im Rahmen der Um-
welthaftpflicht-Basisversicherung mitversichert: 

Abweichend von Teil I Ziffer 2.4 Abwasseranlagen, so-
weit es sich um Öl-, Benzin- und Fettabscheider handelt. 

1.2 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht 

1.2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers 
und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsich-
tigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles des-
selben angestellt hat, in dieser Eigenschaft. 

1.2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die 
sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für 
den Versicherungsnehmer verursachen. 

1.3 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Gebrauch 
von folgenden nicht versicherungspflichtigen Kfz: 

• Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstge-
schwindigkeit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und 
Plätzen verkehren; 

• Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit; 

• selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h Höchstgeschwindigkeit. Selbst fahrende Arbeits-
maschinen sind Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und 
ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen 

Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur Beför-
derung von Personen oder Gütern bestimmt und geeig-
net sind und die zu einer vom Bundesminister für Ver-
kehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge gehören. 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten ge-
brauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unbe-
rechtigten Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahr-
erlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von ei-
nem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahr-
erlaubnis hat. 

 
2 Risikobegrenzung 

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Um-
weltschäden aus: 

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, 
gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu 
lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen). 

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum 
UHG (UHG-Anlagen). 

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Um-
weltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- 
oder Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich nicht um 
WHG- oder UHG-Anlagen handelt (sonstige deklarierungs-
pflichtige Anlagen). 

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Ein-
bringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder 
Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, 
chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers 
verändert wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwas-
seranlagen- und Einwirkungsrisiko). 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
UHG (UHG-Anlagen). 

 
3 Betriebsstörung 

3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umwelt-
schäden, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und un-
fallartigen, während der Wirksamkeit des Versicherungs-
vertrages eingetretenen Störung des bestimmungsgemä-
ßen Betriebes des Versicherungsnehmers oder des Dritten 
sind (Betriebsstörung). 

3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im 
Rahmen von Teil I Ziffer 1.1.2 Versicherungsschutz für 
Umweltschäden durch hergestellte oder gelieferte Erzeug-
nisse. Das Gleiche gilt im Rahmen von Teil I Ziffer 1.1.1 für 
Umweltschäden durch Lagerung, Verwendung oder ande-
ren Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter im Sinne 
von Teil I Ziffer 1.1.2. Versicherungsschutz besteht in den 
Fällen der Sätze 1 und 2 ausschließlich dann, wenn der 
Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Produktions- 
oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen 
ist. Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, wenn der 
Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Erzeugnis-
se nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht 
hätte erkannt werden können (Entwicklungsrisiko). 

 
4 Leistungen der Versicherung 

4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetz-
lichen Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter Inan-
spruchnahme und die Freistellung des Versicherungsneh-
mers von berechtigten Sanierungs- und Kostentragungs-
verpflichtungen gegenüber der Behörde oder einem sons-
tigen Dritten. 

Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflich-
tungen dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund 
Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Ver-
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gleiches zur Sanierung- und Kostentragung verpflichtet ist 
und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnis-
se oder Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne 
Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlos-
sen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der 
Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestan-
den hätte. 

Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des 
Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den Ver-
sicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Drit-
ten freizustellen. 

4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inan-
spruchnahme durch die Behörde oder einen sonstigen 
Dritten zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen 
des Versicherungsnehmers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwal-
tungsverfahren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder 
Kostentragungsverpflichtungen gegen den Versicherungs-
nehmer, ist der Versicherer zur Verfahrens- und Prozess-
führung bevollmächtigt. Er führt das Verwaltungsverfahren 
oder den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsneh-
mers. 

4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltscha-
dens/Umweltdeliktes, der/das eine unter den Versicherungs-
schutz fallende Sanierungs- und Kostentragungsverpflich-
tung zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidi-
gers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer 
gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die 
gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders 
vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

 
5 Versicherte Kosten 

Versichert sind im Rahmen des in Teil I Ziffer 4.1 geregelten 
Leistungsumfangs nachfolgende Kosten einschließlich not-
wendiger Gutachter-, Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, 
Verwaltungsverfahrens- und Gerichtskosten 

5.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natür-
lichen Lebensräumen oder Gewässern 

5.1.1 die Kosten für die „primäre Sanierung“, d. h. für Sanie-
rungsmaßnahmen, die die geschädigten natürlichen Res-
sourcen und/oder beeinträchtigten Funktionen ganz oder 
annähernd in den Ausgangszustand zurückversetzen; 

5.1.2 die Kosten für die „ergänzende Sanierung“, d. h. für 
Sanierungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen Res-
sourcen und/oder Funktionen, mit denen der Umstand 
ausgeglichen werden soll, dass die primäre Sanierung 
nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung der geschä-
digten natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen führt; 

5.1.3 die Kosten für die „Ausgleichssanierung“, d. h. für die 
Tätigkeiten zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste 
natürlicher Ressourcen und/oder Funktionen, die vom 
Zeitpunkt des Eintretens des Schadens bis zu dem Zeit-
punkt entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre Wir-
kung vollständig entfaltet hat. „Zwischenzeitliche Verlus-
te“ sind Verluste, die darauf zurückzuführen sind, dass die 
geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder Funktio-
nen ihre ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für 
andere natürliche Ressourcen nicht erfüllen können, so-
lange die Maßnahmen der primären bzw. der ergänzen-
den Sanierung ihre Wirkung nicht entfaltet haben. 

Die Kosten für die Ausgleichssanierung werden im Rah-
men der vereinbarten Versicherungssumme und der 
Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbetrag 
von 300.000 Euro ersetzt. 

5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: die 
Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest 
sicherstellen, dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, 
kontrolliert, eingedämmt oder vermindert werden, so dass 
der geschädigte Boden unter Berücksichtigung seiner zum 
Zeitpunkt der Schädigung gegebenen gegenwärtigen oder 
zugelassenen zukünftigen Nutzung kein erhebliches Risiko 
einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit mehr 
darstellt. 

5.3 Die unter Teil I Ziffern 5.1 und 5.2 genannten Kosten für 
Umweltschäden, die auf Grundstücken des Versicherungs-
nehmers gemäß Teil I Ziffer 10.1 oder am Grundwasser 
gemäß Teil I Ziffer 10.2 eintreten, sind nur nach besonde-
rer Vereinbarung versichert. 

 
6 Erhöhungen und Erweiterungen 

6.1 Für Risiken gemäß Teil I Ziffer 1.1.4 besteht kein Versiche-
rungsschutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Ver-
sicherungsschutz umfasst aber mengenmäßige Verände-
rungen von Stoffen innerhalb der unter Teil I Ziffer 1.1.4 
versicherten Risiken. 

6.2 Für Risiken gemäß Teil I Ziffern 1.1.1 und 1.1.2 umfasst 
der Versicherungsschutz Erhöhungen oder Erweiterungen 
der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ange-
gebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Hal-
ten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, 
Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, 
die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht un-
terliegen. 

6.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhun-
gen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender 
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften, soweit es sich hier-
bei um Rechtsvorschriften auf der Grundlage der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) handelt und diese 
nicht Vorschriften zur Versicherungs- oder Deckungsvor-
sorgepflicht zum Gegenstand haben. Der Versicherer kann 
den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von Teil I 
Ziffer 25 kündigen. 

 
7 Neue Risiken 

7.1 Für Risiken gemäß Teil I Ziffern 1.1.1 bis 1.1.3, die nach 
Abschluss des Vertrages neu entstehen, besteht Versiche-
rungsschutz im Rahmen des Vertrages sofort bis zur Höhe 
gemäß Teil I Ziffer 7.4. 

7.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforde-
rung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines 
Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der 
Beitragsrechnung erfolgen. 

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko an-
gezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu bewei-
sen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versi-
cherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu 
dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 

7.3 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen 
angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Eini-
gung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von 
einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, 
entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rück-
wirkend ab dessen Entstehung. 

7.4 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 
Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Teil I Ziffer 7.3 
auf den Betrag von 300.000 Euro begrenzt, sofern nicht im 
Versicherungsschein geringere Versicherungssummen 
festgesetzt sind. 

7.5 Die Regelung der Versicherung neuer Risiken gemäß Teil I 
Ziffer 7.1 gilt nicht für Risiken 

7.5.1 aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahr-
zeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versiche-
rungspflicht unterliegen; 

7.5.2 aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen; 

7.5.3 die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen; 

7.5.4 die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 
Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu 
versichern sind. 

 
8 Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des 
Umweltschadens durch den Versicherungsnehmer, die zu-
ständige Behörde oder einen sonstigen Dritten. Der Versi-
cherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob 



H  2 1 0 5   0 4 / 2 0 1 2  4  von 1 1  T e i l  I  –  USV-Basis Grunddeckung 

zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des 
Schadens oder eine Pflicht zur Vornahme von Sanierungs-
maßnahmen erkennbar war. 

 
9 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 

9.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist, 

9.1.1 für die Versicherung nach Teil I Ziffer 1.1.1 nach einer 
Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer oder Dritten 
– in den Fällen von Teil I Ziffer 3.2 auch nach behördli-
cher Anordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung; 

9.1.2 für die Versicherung nach Teil I Ziffer 1.1.2 nach einer 
Betriebsstörung bei Dritten – in den Fällen von Teil I Zif-
fer 3.2 auch nach behördlicher Anordnung ohne Vorlie-
gen einer Betriebsstörung; 

9.1.3 für die Versicherung nach Teil I Ziffer 1.1.3 nach einer 
Betriebsstörung bei Dritten 

Aufwendungen des Versicherungsnehmers – oder soweit 
versichert des Dritten gemäß Teil I Ziffern 9.1.1 bis 9.1.3 – 
für Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines 
sonst unvermeidbar eintretenden Umweltschadens. Die 
Feststellung der Betriebsstörung oder die behördliche An-
ordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fal-
len, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist. 

9.2 Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder be-
hördlichen Anordnungen im Sinne von Teil I Ziffer 9.1 wer-
den unter den dort genannten Voraussetzungen unbe-
schadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen 
durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Er-
satzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden. 

9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 

9.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Stö-
rung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung 
unverzüglich anzuzeigen und 

alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf 
den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv 
geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den 
Schadenumfang zu mindern und 

auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch 
gegen behördliche Anordnungen einzulegen oder 

9.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzu-
stimmen. 

9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Teil I Ziffer 9.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im 
Rahmen des für Aufwendungen gemäß Teil I Ziffer 9.5 ver-
einbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objek-
tiv geeigneten Aufwendungen ersetzt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Teil I Ziffer 9.3 
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Ver-
sicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und ob-
jektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwen-
dungen in einem der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum 
Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeig-
neten Aufwendungen hinausgehender Aufwendungen ver-
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für 
den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursäch-
lich ist. 

9.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten  
Versicherungssumme bis zu einem Gesamtbetrag von 
300.000 Euro je Störung des Betriebes oder behördlicher 
Anordnung ersetzt. Dieser Gesamtbetrag ist zugleich die 
Höchstersatzleistung für das Versicherungsjahr. 

Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 
10 %, höchstens 5.000 Euro, selbst zu tragen. 

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem 
Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Auf-
wendungen auf die für den Versicherungsfall maßgebende 
Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der 
Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahres-
höchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres 

die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich ge-
mindert hat. 

9.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen – auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne von Teil I Zif-
fer 9.1 decken – zur Erhaltung, Reparatur, Nachrüstung, 
Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, 
Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, 
geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für 
solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versiche-
rungsnehmers standen, auch für solche, die der Versiche-
rungsnehmer hergestellt oder geliefert hat. 

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr 
oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden 
versicherten Umweltschadens, falls nicht betroffene Be-
triebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versi-
cherungsnehmers beeinträchtigt werden müssen. Eintre-
tende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

 
10 Nicht versicherte Tatbestände 

Falls nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gilt: 

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schä-
den, unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche nachtei-
lige Auswirkungen auf den Erhaltungszustand von Arten und 
natürlichen Lebensräumen oder Gewässer haben oder eine 
Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen, 

10.1 die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des 
Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des 
Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm ge-
mietet, geleast, gepachtet, geliehen sind oder durch verbo-
tene Eigenmacht erlangt wurden. Dies gilt auch, soweit es 
sich um dort befindliche geschützte Arten oder natürliche 
Lebensräume handelt. 

10.2 am Grundwasser. 

10.3 infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwas-
sers oder seines Fließverhaltens. 

10.4 die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten sind. 

10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer 
nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke 
erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt be-
reits kontaminiert waren. 

10.6 die im Ausland eintreten. 

10.7 die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim 
Umgang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, ab-
tropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähn-
liche Vorgänge in den Boden, in ein Gewässer oder in die 
Luft gelangen. Dies gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf 
einer Betriebsstörung beruhen. 

10.8 die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder 
in Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt entste-
hen. 

10.9 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Frei-
setzung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stall-
dung, Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämp-
fungsmitteln, es sei denn, dass diese Stoffe durch plötzli-
che und unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und 
unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, diese Stoffe durch 
Niederschläge plötzlich abgeschwemmt werden oder in 
andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz des Ver-
sicherungsnehmers stehen. 

10.10 die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnis-
se zurückzuführen sind. 

10.11 die zurückzuführen sind auf 

10.11.1 gentechnische Arbeiten, 

10.11.2 gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 

10.11.3 Erzeugnisse, die 

• Bestandteile aus GVO enthalten 

• aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 

10.12 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Ent-
sorgung von Abfällen ohne die dafür erforderliche behördli-
che Genehmigung, unter fehlerhafter oder unzureichender 
Deklaration oder an einem Ort, der nicht im erforderlichen 
Umfang dafür behördlich genehmigt ist. 
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10.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Ein-
richtungen zur Endablagerung von Abfällen. 

10.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder 
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeug-
anhängers verursachen. 

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für 
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in 
Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Perso-
nen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und 
Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Be-
stimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besit-
zer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei 
nicht in Betrieb gesetzt wird. 

Falls im Rahmen und Umfang dieses Vertrages eine ab-
weichende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Aus-
schluss insoweit nicht. 

10.15 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder 
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- 
oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten. 

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus 

• der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Liefe-
rung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für 
Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich 
für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den 
Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren; 

• Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder deren Teilen. 

10.16 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten) richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass 
sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den 
Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnun-
gen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, 
abweichen. 

10.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) 
richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es 
bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder 
nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien 
oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige 
Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder 
notwendige Reparaturen bewusst nicht ausführen. 

10.18 durch Bergbaubetrieb im Sinne des BBergG. 

10.19 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseli-
gen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, 
illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für 
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Na-
turkräfte ausgewirkt haben. 

10.20 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 
Personen richten, die den Schaden vorsätzlich herbeige-
führt haben. 

10.21 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 
Personen richten, die den Schaden dadurch verursacht 
haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit 
oder Schädlichkeit 

• Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 

• Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

10.22 soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund vertragli-
cher Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Ver-
pflichtung des Versicherungsnehmers hinausgehen. 

10.23 die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehö-
renden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere ent-
standen sind. Es besteht Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gehandelt hat. 

10.24 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen. 

 
11 Versicherungssumme / Maximierung / Serienschaden-

klausel / Selbstbehalt 

11.1 Versicherungssumme für Umweltschäden siehe Versiche-
rungsschein / Nachtrag. 

Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatz-
leistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres. 

11.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die 
angegebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei 
jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich 
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungs- 
oder ersatzpflichtige Personen erstreckt. Sämtliche Kosten 
gemäß Teil I Ziffer 5 werden auf die Versicherungssumme 
angerechnet. 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle durch 

• dieselbe Einwirkung auf die Umwelt, 

• mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende 
Einwirkungen auf die Umwelt, 

• mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beru-
hende Einwirkungen auf die Umwelt, wenn zwischen 
den gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sach-
licher und zeitlicher Zusammenhang besteht, oder 

• die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln 

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein 
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Ver-
sicherungsfälle als eingetreten gilt. 

11.3 Soweit ausdrücklich vereinbart, hat der Versicherungs-
nehmer bei jedem Versicherungsfall von den gemäß Teil I 
Ziffer 5 versicherten Kosten den im Versicherungsschein 
genannten Betrag selbst zu tragen. Der Versicherer ist 
auch in diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen Ver-
pflichtung und zur Abwehr unberechtigter Inanspruchnah-
me verpflichtet. 

11.4 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Anspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Ver-
gleich am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, 
hat der Versicherer für den von der Weigerung an entste-
henden Mehraufwand an Kosten gemäß Teil I Ziffer 5 und 
Zinsen nicht aufzukommen. 

 
12 Nachhaftung 

12.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständi-
gen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos 
oder durch Kündigung des Versicherers oder des Versi-
cherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz für 
solche Umweltschäden weiter, die während der Wirksam-
keit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt 
der Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch 
nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe: 

• Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren 
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses an gerechnet. 

• Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte 
Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses geltenden Versicherungs-
umfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils 
der Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in 
dem das Versicherungsverhältnis endet. 

12.2 Die Regelung in Teil I Ziffer 12.1 gilt für den Fall entspre-
chend, dass während der Laufzeit des Versicherungsver-
hältnisses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der 
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Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versi-
cherten Risikos abzustellen ist. 

 
13 Versicherungsfälle im Ausland 

13.1 Versichert sind abweichend von Teil I Ziffer 10.6 im Um-
fang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende 
Versicherungsfälle, 

• die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen Anlage 
oder eine Tätigkeit im Inland im Sinne von Teil I Zif-
fern 1.1.1 bis 1.1.4 und ggf. 1.1.5 zurückzuführen sind. 
Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne von Teil I Ziffern 1.1.2 
und 1.1.3 nur, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeug-
nisse nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren; 

• aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme 
an Ausstellungen und Messen, gemäß Teil I Ziffer 1.1.1. 

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Teil I 
Ziffer 1.1 auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß natio-
nalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, 
sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der o. g. 
EU-Richtlinie nicht überschreiten. 

13.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind versichert 
im Umfang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbe-
reich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintre-
tende Versicherungsfälle, 

13.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von 
Anlagen oder Teilen im Sinne von Teil I Ziffer 1.1.3 oder 
Erzeugnisse im Sinne von Teil I Ziffer 1.1.2 zurückzufüh-
ren sind, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse 
ersichtlich für das Ausland bestimmt waren; 

13.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder 
Wartung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Teil I Zif-
fer 1.1.3 zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im 
Ausland erfolgen; 

13.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhal-
tung, Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Teil I Zif-
fer 1.1.1 zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im 
Ausland erfolgen. 

13.3 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung für im 
Ausland gelegene Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Pro-
duktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl. 

13.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

 
 

Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 

 
14 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-
nehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im 
Sinne von Teil I Ziffer 15.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte 
Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versiche-
rungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 
entrichten hat. 

 
15 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder 

einmaliger Beitrag 

15.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheins fällig. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt 
als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbei-
trags. 

15.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags 

eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

15.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. 
Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht 
zu vertreten hat. 

 
16 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 

16.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeit-
raums fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versi-
cherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebe-
nen Zeitpunkt erfolgt. 

16.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Ver-
sicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, 
dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens 
zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur 
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechts-
folgen angibt, die nach Teil I Ziffern 16.3 und 16.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 

16.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn 
er mit der Zahlungsaufforderung nach Teil I Ziffer 16.2 
Abs. 3 darauf hingewiesen wurde. 

16.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Teil I Ziffer 16.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. 

 
17 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforde-
rung des Versicherers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen 
hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Grün-
den zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden 
kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außer-
halb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versiche-
rungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflich-
tet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert 
worden ist. 

 
18 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen. 



H  2 1 0 5   0 4 / 2 0 1 2  7  von 1 1  T e i l  I  –  USV-Basis Grunddeckung 

19 Beitragsregulierung 

19.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzutei-
len, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese 
Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Bei-
tragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen 
Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschul-
den trifft. 

19.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab 
dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulie-
rung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab 
dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versiche-
rer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf da-
durch nicht unterschritten werden. 

19.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mit-
teilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die 
Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe 
des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten 
Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich 
gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom 
Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zu-
rückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Mona-
ten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages er-
folgten. 

19.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 
auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere 
Jahre. 

 
20 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versiche-
rer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, 
nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 

 
 

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 

 
21 Dauer und Ende des Vertrages 

21.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebe-
ne Zeit abgeschlossen. 

21.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung 
zugegangen ist. 

21.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt. 

21.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 
darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die Kündigung 
muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegan-
gen sein. 

 
22 Wegfall des versicherten Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfal-
len, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. 
Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben 
können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu 
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Weg-
fall Kenntnis erlangt. 

 
23 Kündigung nach Versicherungsfall 

23.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 

• vom Versicherer eine Zahlung von Sanierungskosten 
geleistet wurde oder 

• dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter 
den Versicherungsschutz fallenden Anspruch auf Er-
stattung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen/Pflich-
ten gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform 
spätestens einen Monat nach der Zahlung von Sanierungs-
kosten oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 

23.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirk-
sam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 
24 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 

24.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Umweltschadens-Basis-
versicherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt die-
ser an Stelle des Versicherungsnehmers in die während 
der Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungs-
verhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

24.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 

• durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer 
Frist von einem Monat, 

• durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofor-
tiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Ver-
sicherungsperiode 

in Schriftform gekündigt werden. 

24.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 

• der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang 
auf den Dritten Kenntnis erlangt; 

• der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum 
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen 
bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis 
erlangt. 

24.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-
fenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungs-
verhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versiche-
rungsnehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag 
dieser Periode als Gesamtschuldner. 

24.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 
durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Drit-
ten unverzüglich anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, 
und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für 
alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Ver-
sicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht 
keinen Gebrauch gemacht hat. 

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzei-
gepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräuße-
rung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzei-
ge hätte zugehen müssen. 

 
25 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung 

oder Erlass von Rechtsvorschriften 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften (siehe 
Teil I Ziffer 6.3) ist der Versicherer berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht 
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innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, 
in welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis er-
langt hat. 

 
26 Mehrfachversicherung 

26.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 

26.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er 
die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages ver-
langen. 

26.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-
rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kennt-
nis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirk-
sam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem 
Versicherer zugeht. 

 
 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

 
27 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-

nehmers 

27.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Versi-
cherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch in-
soweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf 
den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den 
Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerhebli-
chen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so 
behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis ge-
habt oder dies arglistig verschwiegen. 

27.2 Rücktritt 

27.2.1 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrer-
heblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom 
Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

27.2.2 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter 
die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte. 

27.2.3 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalles noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch 
in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglis-
tig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht. 

27.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 

noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versiche-
rer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-
nat in Schriftform kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers frist-
los kündigen. 

Der Versicherer muss die ihm nach Teil I Ziffern 27.2 und 
27.3 zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schrift-
lich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, 
zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das 
von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die 
Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach Teil I Ziffern 27.2 
und 27.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer An-
zeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in Teil I Ziffern 27.2 und 
27.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der An-
zeige kannte. 

27.4 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
28 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb an-
gemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die 
Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt 
hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

 
29 Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umwelt-

schadens und nach Eintritt eines solchen 

29.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich 
nach Kenntnis durch den Versicherungsnehmer anzuzei-
gen, auch wenn noch keine Sanierungs- oder Kostentra-
gungsansprüche erhoben wurden. 

29.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versiche-
rer jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren über: 

• seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegen-
de Information an die zuständige Behörde, 

• behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder 
Sanierung eines Umweltschadens gegenüber dem Ver-
sicherungsnehmer, 

• die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem 
Dritten entstandenen Aufwendungen zur Vermeidung, 
Begrenzung oder Sanierung eines Umweltschadens, 

• den Erlass eines Mahnbescheids, 

• eine gerichtliche Streitverkündung, 

• die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen 
oder gerichtlichen Verfahrens. 
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29.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Wei-
sungen des Versicherers sind zu befolgen, soweit es für 
den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versi-
cherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte 
zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regu-
lierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht 
des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig 
sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten 
Schriftstücke übersandt werden. 

29.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Um-
weltschäden sind unverzüglich mit dem Versicherer abzu-
stimmen. 

29.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im 
Zusammenhang mit Umweltschäden muss der Versiche-
rungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst er-
forderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des 
Versicherers bedarf es nicht. 

29.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Ver-
fahren wegen eines Umweltschadens hat der Versiche-
rungsnehmer dem Versicherer die Führung des Verfahrens 
zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Verfahrens be-
auftragt der Versicherer einen Rechtsanwalt im Namen des 
Versicherungsnehmers. Der Versicherungsnehmer muss 
dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen 
Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur 
Verfügung stellen. 

 
30 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

30.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf gro-
ber Fahrlässigkeit beruhte. 

30.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung 
in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da-
von, ob der Versicherer ein ihm nach Teil I Ziffer 30.1 zu-
stehendes Kündigungsrecht ausübt. 

 
 

Weitere Bestimmungen 

 
31 Mitversicherte Personen 

31.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Ansprüche gegen 
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, 
sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Versi-
cherten entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen 
nach Teil I Ziffer 7 gelten nicht, wenn das neue Risiko nur 
in der Person eines Versicherten entsteht. 

31.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist 
neben den Versicherten für die Erfüllung der Obliegenhei-
ten verantwortlich. 

 
32 Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Fest-
stellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetre-
ten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschä-
digten Dritten ist zulässig. 

 
33 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 

33.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-
rungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-
trägen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet 
werden. 

33.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Brie-
fes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall ei-
ner Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

33.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verle-
gung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen 
von Teil I Ziffer 33.2 entsprechende Anwendung. 

 
34 Verjährung 

34.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

34.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die 
Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht. 

 
35 Zuständiges Gericht 

35.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versi-
cherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungs-
nehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, 
in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. 

35.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das 
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, 
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft 
ist. 

35.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Versi-
cherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Nieder-
lassung. 

 
36 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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Teil II – USV-Basis Zusatzbaustein 1 
 
Falls besonders vereinbart, gilt: 
 
1 Zusatzbaustein 1 

1.1 Zusatzbaustein ohne Grundwasser 

Abweichend von Teil I Ziffer 10.1 besteht im Rahmen und 
Umfang dieses Vertrages Versicherungsschutz auch für 
Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß 
Umweltschadensgesetz 

• an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen, 
die sich auf Grundstücken einschließlich Gewässern 
befinden, die im Eigentum des Versicherungsnehmers 
stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, ge-
pachtet oder geliehen sind oder waren. 

• an Boden, der im Eigentum des Versicherungsnehmers 
steht, stand oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet 
oder geliehen ist oder war, soweit von diesem Boden 
Gefahren für die menschliche Gesundheit ausgehen. 

Für darüber hinausgehende Pflichten oder Ansprüche 
für Schäden an diesen Böden besteht kein Versiche-
rungsschutz. 

• an Gewässern (nicht jedoch Grundwasser), die im Eigen-
tum des Versicherungsnehmers stehen, standen oder 
von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind 
oder waren. 

Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder Ge-
wässer handelt, die vom Versicherungsnehmer gemietet, 
geleast, gepachtet oder geliehen sind oder waren, findet 
Teil I Ziffer 1.1 vierter Absatz dann keine Anwendung, wenn 
der Versicherungsnehmer von einer Behörde in Anspruch 
genommen wird. Das Gleiche gilt, wenn er von einem 
sonstigen Dritten auf Erstattung der diesem auf der Grund-
lage des Umweltschadensgesetzes entstandenen Kosten 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrecht-
lichen Inhalts in Anspruch genommen wird. 

Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die im Versicherungsschein deklarierten Grundstücke. 

Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Be-
ginn des Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz 
nimmt, besteht abweichend von Teil I Ziffern 6 und 7 kein 
Versicherungsschutz. 

1.2 Zusatzbaustein mit Grundwasser 

Falls besonders vereinbart, besteht abweichend von Teil I 
Ziffer 10.2 Versicherungsschutz auch für Pflichten oder 
Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß Umweltscha-
densgesetz am Grundwasser. 

 
2 Nicht versicherte Tatbestände 

Die in Teil I genannten Ausschlüsse finden auch für diesen 
Zusatzbaustein Anwendung. Falls im Versicherungsschein 
oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist, gilt: 

Nicht versichert sind: 

2.1 Kosten aus der Dekontamination von Erdreich infolge 
eines auf Grundstücken, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, ge-
least, gepachtet oder geliehen sind oder waren, eingetre-
tenen Brandes, Blitzschlages, einer Explosion, eines An-
pralls oder Absturzes eines Flugkörpers, seiner Teile oder 
seiner Ladung. Dies umfasst auch die Untersuchung oder 
den Austausch von Erdreich, ebenso den Transport von 
Erdreich in eine Deponie und die Ablagerung oder Vernich-
tung von Erdreich. 

Versicherungsschutz für derartige Kosten kann ausschließ-
lich über eine entsprechende Sach-/Feuerversicherung 
vereinbart werden. 

2.2 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die von unterir-
dischen Abwasseranlagen ausgehen. 

2.3 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, für die der 
Versicherungsnehmer aus einem anderen Versicherungs-
vertrag Ersatz beanspruchen kann. 

 
3 Versicherungssumme / Maximierung / Selbstbehalt 

Die Versicherungssumme und die Jahreshöchstersatzleis-
tung betragen im Rahmen der gemäß Teil I Ziffer 11 verein-
barten Versicherungssumme 300.000 Euro. 

Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall 
von den gemäß Teil I Ziffer 5 versicherten Kosten 10 %, 
höchstens 5.000 Euro, selbst zu tragen. Der Versicherer ist 
auch in diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen Verpflich-
tung und zur Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme ver-
pflichtet. 
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Teil III – USV-Basis Zusatzbaustein 2 
 
Falls besonders vereinbart, gilt: 
 
1 Zusatzbaustein 2 

Abweichend von Teil I Ziffer 10.1 und über den Umfang von 
Zusatzbaustein 1 in Teil II hinaus besteht im Rahmen und 
Umfang dieses Vertrages Versicherungsschutz für weiterge-
hende Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung des Bodens 
wegen schädlicher Bodenveränderungen gemäß Bundes-
bodenschutzgesetz, wenn der Versicherungsnehmer Eigen-
tümer, Mieter, Leasingnehmer, Pächter oder Entleiher des 
Bodens und Verursacher des Schadens ist oder war. 

Versicherungsschutz besteht ausschließlich für solche 
schädlichen Bodenveränderungen, die unmittelbare Folge 
einer plötzlichen und unfallartigen, während der Wirksamkeit 
des Versicherungsvertrages eingetretenen Störung des be-
stimmungsgemäßen Betriebes des Versicherungsnehmers 
sind. Teil I Ziffer 3.2 findet keine Anwendung. 

Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingnehmer, 
Pächter oder Entleiher des Bodens ist oder war, findet Teil I 
Ziffer 1.1 vierter Absatz keine Anwendung. 

Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf die 
im Versicherungsschein deklarierten Grundstücke. 

Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn 
des Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, 
besteht abweichend von Teil I Ziffern 6 und 7 kein Versiche-
rungsschutz. 

 

2 Versicherte Kosten 

In Ergänzung zu Teil I Ziffer 5.2 sind die dort genannten Kos-
ten für die Sanierung von Schädigungen des Bodens auch 
dann mitversichert, soweit von diesem Boden keine Gefah-
ren für die menschliche Gesundheit ausgehen. 

Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der Ver-
sicherungsnehmer nach einer Betriebsstörung 

• aufgrund behördlicher Anordnung aufwenden musste 

oder 

• diese Kosten nach Abstimmung mit dem Versicherer auf-
gewendet wurden. 

 
3 Nicht versicherte Tatbestände 

3.1 Nicht versichert sind Kosten im Sinne von Ziffer 2, soweit 
die Schädigung des Bodens des Versicherungsnehmers 
Folge einer Betriebsstörung beim Dritten ist. 

3.2 Die in Teil I und Teil II genannten Ausschlüsse finden auch 
für diesen Zusatzbaustein Anwendung. 

 
4 Versicherungssummen / Maximierung / Selbstbehalt 

Versicherungsschutz besteht im Rahmen der zu Teil II (Zu-
satzbaustein 1) vereinbarten Versicherungssumme und des 
dort vereinbarten Selbstbehaltes. 
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Allgemeine Bedingungen zur Haftpflichtversicherung 
von Ansprüchen aus Benachteiligungen (AVB Benachteiligungen) 

 
 

1 Gegenstand der Versicherung 

1.1 Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und den 
mitversicherten Personen Versicherungsschutz für den 
Fall, dass der Versicherungsnehmer oder mitversicherte 
Personen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts wegen Benachteiligungen aus den 
in Ziffer 1.2 genannten Gründen für einen Personen-, 
Sach- oder Vermögensschaden auf Schadenersatz in An-
spruch genommen werden. 

Mitversicherte Personen sind: Mitglieder des Aufsichtsra-
tes, des Vorstandes oder der Geschäftsführung des Versi-
cherungsnehmers oder seine leitenden Angestellten. 

Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungs-
schutz ausschließlich im Rahmen der betrieblichen und be-
ruflichen Tätigkeit. Für die mitversicherten Personen be-
steht Versicherungsschutz ausschließlich im Rahmen der 
betrieblichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer. 

1.2 Gründe für eine Benachteiligung sind 

• die Rasse, 

• die ethnische Herkunft, 

• das Geschlecht, 

• die Religion, 

• die Weltanschauung, 

• eine Behinderung, 

• das Alter  oder 

• die sexuelle Identität 

1.3 Der Versicherungsschutz im Sinne von Ziffer 1 erstreckt 
sich auch auf Tochtergesellschaften des Versicherungsneh-
mers, soweit sie ihren Firmensitz in Deutschland haben. 

Tochtergesellschaften im Sinne dieses Vertrages sind Unter-
nehmen im Sinne von § 290 Absatz 1 und Absatz 2 HGB 
und § 271 Absatz 1 HGB, bei denen dem Versicherungs-
nehmer die Leitung oder Kontrolle direkt oder indirekt zu-
steht, entweder durch 

• die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter oder 

• das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Aufsichts-, 
des Verwaltungsrats oder eines sonstigen Leitungsor-
gans zu bestellen oder abzuberufen und er gleichzeitig 
Gesellschafter ist oder 

• das Recht, einen beherrschenden Einfluss aufgrund 
eines mit diesem Unternehmen geschlossenen Be-
herrschungsvertrages oder aufgrund einer Satzungs-
bestimmung dieses Unternehmens auszuüben. 

Soweit sich der Versicherungsschutz auf neu hinzukom-
mende Tochtergesellschaften erstreckt, umfasst dieser nur 
solche Benachteiligungen, die nach dem Vollzug des Er-
werbes begangen worden sind. 

 
 

2 Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines 
Haftpflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person während der Dauer des Versiche-
rungsvertrages. Im Sinne dieses Vertrages ist ein Haft-
pflichtanspruch geltend gemacht, wenn gegen den Versiche-
rungsnehmer oder eine mitversicherte Person ein Anspruch 
schriftlich erhoben wird oder ein Dritter dem Versicherungs-
nehmer oder einer mitversicherten Person schriftlich mitteilt, 
einen Anspruch gegen den Versicherungsnehmer oder eine 
mitversicherte Person zu haben. 

3 Zeitliche Abgrenzung des Versicherungsschutzes 

3.1 Erfasste Benachteiligungen und Anspruchserhebung 

Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Be-
nachteiligung müssen während der Wirksamkeit der Versi-
cherung erfolgt sein. Wird eine Benachteiligung durch fahr-
lässige Unterlassung verursacht, gilt sie im Zweifel als an 
dem Tag begangen, an welchem die versäumte Handlung 
spätestens hätte vorgenommen werden müssen, um den 
Eintritt des Schadens abzuwenden. 

3.2 Insolvenz 

Im Fall der Beantragung des Insolvenzverfahrens des Ver-
sicherungsnehmers oder einer vom Versicherungsschutz 
umfassten Tochtergesellschaft erstreckt sich die Deckung 
für das betroffene Unternehmen und die mitversicherten 
Personen nur auf Haftpflichtansprüche infolge von Benach-
teiligungen, welche bis zum Zeitpunkt der Beantragung 
des Insolvenzverfahrens begangen worden sind. 

3.3 Rückwärtsversicherung für Ansprüche aus Benachtei-
ligungen vor Versicherungsbeginn 

Soweit im Versicherungsschein bzw. seinen Nachträgen 
ausdrücklich vereinbart, erstreckt sich der Versicherungs-
schutz abweichend von Ziffer 3.1 auch auf solche Benach-
teiligungen, die vor Beginn der Versicherung in dem im 
Versicherungsschein bezeichneten Zeitraum begangen 
worden sind. Dies gilt jedoch nicht für solche Benachteili-
gungen, welche eine mitversicherte Person oder der Versi-
cherungsnehmer bei Abschluss dieses Versicherungsver-
trages kannte oder hätte kennen müssen. Als bekannt gilt 
eine Benachteiligung, wenn sie von dem Versicherungs-
nehmer oder mitversicherten Personen als – wenn auch 
nur möglicherweise – objektiv fehlsam erkannt oder ihnen, 
wenn auch nur bedingt, als fehlsam bezeichnet worden ist, 
auch wenn Schadenersatzansprüche weder erhoben noch 
angedroht noch befürchtet worden sind. 

 
 

4 Versicherungsumfang 

4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadenersatzan-
sprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers 
oder der mitversicherten Personen von berechtigten Scha-
denersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer oder die mitversicherten Perso-
nen aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Aner-
kenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflich-
tet sind und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Aner-
kenntnisse und Vergleiche, die von dem Versicherungs-
nehmer oder den mitversicherten Personen ohne Zustim-
mung des Versicherers abgegeben oder geschlossen wor-
den sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch 
auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers oder der mitversicherten Personen mit bindender 
Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer oder die mitversicherten 
Personen binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 
freizustellen. 

4.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers ist die im 
Versicherungsschein angegebene Versicherungssumme 
der Höchstbetrag für jeden Versicherungsfall und für alle 
während eines Versicherungsjahres eingetretenen Versi-
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cherungsfälle zusammen. Kosten gemäß Ziffer 4.4 sind 
darin inbegriffen. 

4.3 Unabhängig von den einzelnen Versicherungsjahren gel-
ten mehrere während der Wirksamkeit des Versicherungs-
vertrages geltend gemachte Ansprüche eines oder mehre-
rer Anspruchsteller 

• aufgrund einer Benachteiligung, welche durch den 
Versicherungsnehmer und/oder eine oder mehrere 
mitversicherte Personen begangen wurde, 

• aufgrund mehrerer Benachteiligungen, welche durch 
den Versicherungsnehmer und/oder eine oder mehrere 
mitversicherte Personen begangen wurden, sofern 
diese Benachteiligungen demselben Sachverhalt zu-
zuordnen sind und miteinander in rechtlichem, wirt-
schaftlichem oder zeitlichem Zusammenhang stehen, 

als ein Versicherungsfall. 

Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeitpunkt 
der Geltendmachung der einzelnen Haftpflichtansprüche 
als in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste Haft-
pflichtanspruch geltend gemacht wurde. Liegt die erste 
Benachteiligung zeitlich vor Beginn des Versicherungsver-
trages, so gelten alle Benachteiligungen dieser Serie als 
nicht versichert. 

4.4 Kosten sind insbesondere: Anwalts-, Sachverständigen-, 
Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt 
des Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, 
auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst ent-
stehen. Dies gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind. 

4.5 Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung 
oder Vergleich an dem Verhalten des Versicherungsneh-
mers oder einer mitversicherten Person scheitert oder falls 
der Versicherer seinen vertragsgemäßen Anteil zur Befrie-
digung des Geschädigten zur Verfügung stellt, so hat der 
Versicherer für den von der Weigerung bzw. der Zurverfü-
gungstellung an entstehenden Mehraufwand an Hauptsa-
che, an Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

4.6 In jedem Versicherungsfall tragen der Versicherungsneh-
mer bzw. die in Anspruch genommenen mitversicherten 
Personen den im Versicherungsschein aufgeführten Be-
trag selbst (Selbstbehalt). 

4.7 Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Ansprüche auf 
Erfüllung von Verträgen sowie wegen anderer an die Stelle 
der Erfüllung tretender Ersatzleistungen. 

 
 

5 Ausschlüsse 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche 

5.1 gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitversi-
cherten Personen, soweit sie den Schaden vorsätzlich 
oder durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vor-
schrift, Beschluss, Vollmacht oder Weisung oder durch 
sonstige wissentliche Pflichtverletzung herbeigeführt ha-
ben; dem Versicherungsnehmer und/oder den mitversi-
cherten Personen werden die Handlungen oder Unterlas-
sungen nicht zugerechnet, die ohne ihr Wissen begangen 
worden sind; 

5.2 die von den mitversicherten Personen gemäß Ziffer 1.1 
geltend macht werden. Ansprüche des Versicherungs-
nehmers selbst oder seiner Angehörigen gegen die mitver-
sicherten Personen sind von der Versicherung ausge-
schlossen; 

als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbare 
Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern 
und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und 
-kinder; Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel, Ge-
schwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden 
sind; 

5.3 • welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend 
gemacht werden – dies gilt auch im Falle der Vollstre-

ckung von Urteilen, die außerhalb Deutschlands gefällt 
wurden –; 

• wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts 
ausländischer Staaten; 

5.4 jeglicher Art, die kollektiv erhoben werden, wie z. B. im 
Zusammenhang mit Streitgenossenschaften, Verbands-
klagen oder die z. B. von Gewerkschaften oder Betriebsrä-
ten erhoben werden; 

5.5 im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von rechtlichen 
Interessen aus dem kollektiven Arbeits- oder Dienstrecht; 
ausgeschlossen sind auch Ansprüche im Zusammenhang 
mit Arbeitskampfmaßnahmen (z. B. Aussperrung, Streik); 

5.6 auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit Strafcha-
rakter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und Ordnungs- 
oder Zwangsgelder, die gegen den Versicherungsnehmer 
oder die mitversicherten Personen verhängt worden sind; 

5.7 soweit sie aufgrund Vertrages oder besonderer Zusagen 
über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers hinausgehen; 

5.8 wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensionen, 
Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersversorgung, Ab-
findungszahlungen im Zusammenhang mit der Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen und Sozialplänen sowie Ansprü-
che aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt.; 

5.9 wegen Benachteiligungen, die vor dem Vollzug des Er-
werbs/der Übernahme eines anderen Unternehmens durch 
den Versicherungsnehmer und/oder eine seiner Tochter-
gesellschaften begangen worden sind; 

5.10 wegen Benachteiligungen, die nach dem Abschluss des 
der Veräußerung zugrunde liegenden Vertrages des Versi-
cherungsnehmers und/oder einer seiner Tochtergesell-
schaften durch ein anderes Unternehmen begangen wor-
den sind; 

5.11 und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vornahme 
von Maßnahmen aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen, 
die Auswirkungen auf die Betriebsstätte, wie z. B. bauli-
chen Veränderungen, den Arbeitsplatz und/oder den Ar-
beitsprozess haben. 

 
 

6 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers 

6.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Versi-
cherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch in-
soweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer Fra-
gen im Sinne des Satzes 1 stellt. Gefahrerheblich sind die 
Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Ver-
sicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder 
mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerhebli-
chen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so 
behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis ge-
habt oder dies arglistig verschwiegen. 

6.2 Rücktritt 

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrer-
heblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom 
Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter 
die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrläs-
siger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer 
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den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte. 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch 
in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau-
fenen Vertragszeit entspricht. 

6.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versiche-
rer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-
nat in Schriftform kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers frist-
los kündigen. 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffern 6.2 und 6.3 zu-
stehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich gel-
tend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er 
hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Mo-
natsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 6.2 
und 6.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer An-
zeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 6.2 und 6.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannte. 

6.4 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
 

7 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

7.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Besonders Gefahr drohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb an-
gemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die 
Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden ge-
führt hat, gilt ohne weiteres als besonders Gefahr drohend. 

7.2 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 

7.2.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen. Dieses soll in Textform erfolgen. 

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördli-
ches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahn-
bescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkün-
det, hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. 

Gegen einen Mahnbescheid muss der Versicherungs-
nehmer fristgemäß Widerspruch einlegen, ohne dass es 
einer Weisung des Versicherers bedarf. 

7.2.2 Der Versicherungsnehmer muss im Rahmen seiner 
Möglichkeiten für die Abwendung und Minderung des 
Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers sind da-
bei zu beachten, soweit es für den Versicherungsnehmer 
zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und 
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstellen und ihn 
bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstüt-
zen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers 
für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen 
mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke 
übersandt werden. 

7.2.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung 
des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der 
Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungs-
nehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer 
muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderli-
chen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterla-
gen zur Verfügung stellen. 

 
 

8 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

8.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf gro-
ber Fahrlässigkeit beruhte. 

8.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung 
in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da-
von, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 8.1 zustehen-
des Kündigungsrecht ausübt. 

 
 

9 Rechte und Pflichten mitversicherter Personen/Tochter-
gesellschaften; Abtretungsverbot 

9.1 Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Bestimmun-
gen sind entsprechend auf die mitversicherten Personen 
und/oder Tochtergesellschaften des Versicherungsneh-
mers anwendbar. Die Ausübung der Rechte aus dem Ver-
sicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versicherungs-
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nehmer zu. Er ist neben den mitversicherten Personen 
und/oder Tochtergesellschaften des Versicherungsneh-
mers für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

9.2 Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an 
den geschädigten Dritten ist zulässig. 

 
 

10 Beginn des Versicherungsschutzes/Beitrag und Versi-
cherungsteuer 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-
nehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im 
Sinne von Ziffer 11.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Bei-
trag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungs-
nehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten hat. 

 
 

11 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder 
einmaliger Beitrag 

11.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheins fällig. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt 
als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbei-
trags. 

11.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags 
eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälli-
gen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfol-
ge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht 
hat. 

11.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. 
Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht 
zu vertreten hat. 

 
 

12 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 

12.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeit-
raumes fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versi-
cherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebe-
nen Zeitpunkt erfolgt. 

12.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten 
hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens 
zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur 
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechts-
folgen angibt, die nach den Ziffern 12.3 und 12.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 

12.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn 
er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 12.2 Absatz 3 
darauf hingewiesen wurde. 

12.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziffer 12.2 Absatz 3 darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. 

 
 

13 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 

Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforde-
rung des Versicherers erfolgt. 

Hat der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass der Beitrag 
wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfah-
rens zu verlangen. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen 
hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Grün-
den zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden 
kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außer-
halb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versiche-
rungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflich-
tet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert 
worden ist. 

 
 

14 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen. 

 
 

15 Beitragsregulierung 

15.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzutei-
len, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese 
Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Bei-
tragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen 
Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschul-
den trifft. 

15.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag 
berichtigt (Beitragsregulierung). Bei einer Erhöhung oder 
Erweiterung des Risikos erfolgt diese Berichtigung ab dem 
Zeitpunkt der Veränderung, beim Wegfall versicherter Risi-
ken ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim 
Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag 
darf dadurch nicht unterschritten werden. 

15.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den 
die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe 
des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten 
Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich 
gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom 
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Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zu-
rückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Mona-
ten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages er-
folgten. 

15.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 
auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere 
Jahre. 

 
 

16 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versiche-
rer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, 
nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 

 
 

17 Vertragsdauer, Kündigung 

17.1 Dauer und Ende des Vertrags 

17.1.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angege-
bene Zeit abgeschlossen. 

17.1.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn 
nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist. 

17.1.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

17.1.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 
der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder 
jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden, die 
Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res zugegangen sein. 

17.2 Kündigung nach Versicherungsfall 

17.2.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 
wenn 

• vom Versicherer eine Zahlung geleistet wurde 

oder 

• dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen 
unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflicht-
anspruch gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform 
spätestens einen Monat nach der Zahlung oder der 
Rechtshängigkeit des Haftpflichtanspruchs oder der Leis-
tungsverweigerung des Versicherers zugegangen sein. 

17.2.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach dem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode 
wirksam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

17.3 Wenn das versicherte Risiko vollständig und dauernd 
wegfällt, erlischt die Versicherung bezüglich dieses Risi-
kos. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte er-
heben können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur 
bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er 
vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

 
 

18 Verjährung, Klagefrist 

18.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

18.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die 
Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht. 

 
 

19 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt ausschließlich deutsches Recht. 

 
 

20 Zuständiges Gericht 

20.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versi-
cherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

20.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das 
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft 
ist. 

20.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. 

 
 

21 Anzeigen und Willenserklärungen 

21.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-
rungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-
trägen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet 
werden. 

21.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Die Erklärung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie 
ohne die Anschriftenänderung bei regelmäßiger Beförde-
rung dem Versicherungsnehmer zugegangen sein würde. 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Brie-
fes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall ei-
ner Namensänderung des Versicherungsnehmers. 
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Hinweis: 

Bitte beachten Sie, dass sich die genannten Verweise (Beispiel: „gemäß Teil A Ziffer 1“) grundsätzlich auf andere Text-
stellen in diesem Bedingungswerk beziehen. Wird auf andere Bedingungswerke wie die Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) Bezug genommen, so erhält der Verweis entsprechende Ergänzungen 
(Beispiel: „gemäß Ziffer 1 AHB“). 
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Teil A – Allgemeine Bestimmungen 
 

1. Versichertes Risiko 

Versichert ist auf der Grundlage der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und 
der folgenden Vereinbarungen die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers aus seinen sich aus der Betriebsbe-
schreibung ergebenden Eigenschaften, Rechtsverhältnissen 
und Tätigkeiten. 

Für Handwerksbetriebe: 

Arbeiten in anderen Handwerken können gemäß § 5 der 
Handwerksordnung ausgeführt werden, wenn sie mit dem 
Leistungsangebot des eigenen Handwerks technisch oder 
fachlich zusammenhängen oder es wirtschaftlich ergänzen. 

Dies bezieht sich jedoch nicht auf die Übernahme und Aus-
führung selbstständiger Aufträge in fremden Handwerken. 

 
 

2. Mitversicherte Personen 

Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages die persönliche 
gesetzliche Haftpflicht 

2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben an-
gestellt hat, in dieser Eigenschaft. 

2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen und in den Betrieb 
des Versicherungsnehmers eingegliederter Mitarbeiter 
fremder Unternehmen für Schäden, die sie in Ausführung 
ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungs-
nehmer verursachen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialge-
setzbuch VII handelt. 

Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beam-
tenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge 
des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden. 

2.3 Der Versicherungsschutz gemäß Teil A Ziffern 2.1 und 2.2 
besteht auch, wenn 

• die vorgenannten Personen für den versicherten Be-
trieb z. B. als Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Sicher-
heitsbeauftragte, Datenschutzbeauftragte, Betriebsärzte 
und Sanitätspersonal, auch bei Gewährung „Erster Hil-
fe“ außerhalb des Betriebes, tätig werden. 

• die vorgenannten Personen aus ihrer früheren dienstli-
chen Tätigkeit für den versicherten Betrieb in Anspruch 
genommen werden. 

 
 

3. Mitversicherung von Nebenrisiken 

Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages, auch ohne be-
sondere Anzeige, die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus allen betriebsüblichen Risiken, insbeson-
dere 

3.1 als Eigentümer, Besitzer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer 
und Nutznießer von bebauten und unbebauten Grundstü-
cken (nicht jedoch von Luftlandeplätzen), Gebäuden oder 
Räumlichkeiten, die ausschließlich für den versicherten Be-
trieb oder für Wohnzwecke des Versicherungsnehmers und 
seiner Betriebsangehörigen benutzt werden. 

Bei Vermietung von Teilen der Grundstücke an Be-
triebsfremde besteht Versicherungsschutz nur im Falle 
besonderer Vereinbarung. 

Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von 
Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den obenge-
nannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche Instandhal-
tung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen 
auf Gehwegen). 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 AHB – die 
vom Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher, Pächter 
oder Leasingnehmer durch Vertrag übernommene gesetzli-
che Haftpflicht des jeweiligen Vertragspartners (Vermieter, 
Verleiher, Verpächter, Leasinggeber) in dieser Eigenschaft. 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB – 
Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch Ab-
wässer aus dem Rückstau des Straßenkanals auftreten. 
Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-
Basisversicherung keine Anwendung. 

Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

Mitversichert ist hinsichtlich dieser Grundstücke, Gebäude 
oder Räumlichkeiten die gesetzliche Haftpflicht 

a) des Versicherungsnehmers 

• als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten 
(Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, 
Grabearbeiten) bis zur Höhe der vereinbarten Bau-
summe je Bauvorhaben. 

Wenn dieser Betrag überschritten wird, entfällt die 
Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen 
über die Vorsorgeversicherung (Ziffer 4 AHB); 

• als früherer Besitzer aus § 836 Absatz 2 BGB, 
wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel be-
stand. 

b) des Insolvenzverwalters und Zwangsverwalters in die-
ser Eigenschaft. 

c) der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, 
Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke 
beauftragten Personen für Ansprüche, die gegen sie 
aus Anlass der Ausführung dieser Verrichtungen erho-
ben werden. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrank-
heiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß 
dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Gleiche gilt für 
solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen 
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes 
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 

d) des Versicherungsnehmers aus dem Besitz und Betrieb 
einer Photovoltaikanlagen auf dem eigenen Betriebs-
grundstück zur Einspeisung von elektrischem Strom in 
das Netz des örtlichen Energieversorgers. 

Falls besonders vereinbart, gilt: 

e) Mitversichert ist – insoweit auch abweichend von Teil A 
Ziffer 1 – die gesetzliche Haftpflicht wegen Versor-
gungsstörungen gemäß § 6 der Verordnung über All-
gemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung 
von Tarifkunden (AVBEltV) vom 21.06.1979 oder gemäß 
§ 18 der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für 
den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elektri-
zitätsversorgung in Niederspannung (Niederspan-
nungsanschlussverordnung – NAV) vom 01.11.2006. 
Nicht versichert ist die direkte Versorgung von Letzt-
verbrauchern mit elektrischem Strom; 

Für Schäden im Sinne von Teil A Ziffer 3.1 d) beträgt 
die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungs-
summe für Sach- und Vermögensschäden 50.000 Euro 
je Versicherungsfall. Die Gesamtleistung für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt das 
Doppelte dieser Versicherungssumme. 

3.2 aus Besitz und Unterhaltung von Tanksäulen und Tankan-
lagen mit Einschluss der Treibstoffabgabe an betriebszuge-
hörige und gelegentlich auch an betriebsfremde Personen 
und aus Besitz und Unterhaltung einer Fahrzeugpflegesta-
tion sowie einer Fahrzeugreparaturwerkstatt für den eigenen 
Fuhrpark und gelegentlich für betriebsfremde Fahrzeuge. 

Ausgeschlossen sind gemäß Ziffer 7.7 AHB Schäden an 
den eingestellten und den zu betankenden Fahrzeugen und 
deren Inhalt. 

Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 
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3.3 aus dem Halten und Gebrauch von nicht versicherungs-
pflichtigen 

3.3.1 Kraftfahrzeugen ohne Rücksicht auf eine Höchstge-
schwindigkeit, sofern sie nur auf nicht öffentlichen Wegen 
und Plätzen verkehren;* 

3.3.2 Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchst-
geschwindigkeit; 

3.3.3 selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h Höchstgeschwindigkeit;** 

3.3.4 nicht versicherungspflichtigen Kfz-Anhängern, soweit 
diese nicht in Verbindung mit einem zulassungs- oder 
versicherungspflichtigen Zugfahrzeug gebraucht werden. 
Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherun-
gen besteht, geht dieser vor; 

3.3.5 – sofern besonders vereinbart und im Versicherungsschein 
genannt – Hub- und Gabelstaplern mit mehr als 6 km/h 
und nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit.** 

Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in 
den Ziffern 3.1 (2) AHB und 4.3 (1) AHB. 

Hierfür gilt: 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtig-
ten Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrer-
laubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer 
benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Überlas-
sung der in den Versicherungsschutz eingeschlossenen Ar-
beitsmaschinen und Geräte mit und ohne Bedienungsper-
sonal an Betriebsfremde. 

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des jeweiligen 
Mieters bzw. Entleihers. 

3.4 aus dem Besitz und der Verwendung von nichtselbstfah-
renden Kränen und Winden. 

3.5 aus dem Besitz und der Verwendung von Bahnen zur 
Beförderung von Sachen. 

3.6 aus der Veranstaltung von Betriebsbesichtigungen, der 
Teilnahme an Ausstellungen und Messen sowie der Vorfüh-
rung von Maschinen, Fabrikationsmethoden und Produkten 
des Betriebes. 

3.7 aus dem Unterhalten von Werbeeinrichtungen innerhalb 
und außerhalb des Betriebsgrundstücks. 

3.8 aus Betriebsveranstaltungen, z. B. Betriebsausflüge und 
Betriebsfeiern. 

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der 
Betriebsangehörigen aus der Teilnahme an diesen Veran-

                                                                  
* Hinweis: Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücksteilen, die Besu-
chern, Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, handelt es sich um 
beschränkt öffentliche Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h 
(Hub- und Gabelstapler und selbstfahrende Arbeitsmaschinen jedoch erst 
mit mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit), die ausschließlich oder 
gelegentlich auf solchen Betriebsgrundstücken oder Baustellen verkehren, 
sind versicherungspflichtig, mit der Folge, dass eine Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung nach Maßgabe der Allgemeinen Bedingungen für 
die Kfz-Versicherung (AKB) abgeschlossen werden muss. Auch bei einer 
behördlicherseits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht – Ausnah-
megenehmigung nach § 70 Absatz 1 Ziffer 2 StVZO – bleibt die Versiche-
rungspflicht bestehen. 

** Hinweis: § 2 Ziffer 17 FZV: selbstfahrende Arbeitsmaschinen: Kraftfahr-
zeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest 
verbundenen Einrichtungen zur Verrichtung von Arbeiten, jedoch nicht zur 
Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind. 

Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen Arbeitsmaschinen beim Verkehr 
auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch die 
Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. Versiche-
rungsschutz kann ausschließlich über eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi-
cherung geboten werden. 

§ 2 Ziffer 18 FZV: Stapler: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart für das 
Aufnehmen, Heben, Bewegen und Positionieren von Lasten bestimmt oder 
geeignet sind. Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen Stapler beim 
Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre 
durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. 
Diese sind dann ausschließlich nach dem K-Tarif zu versichern. 

staltungen, soweit es sich dabei nicht um Handlungen oder 
Unterlassungen rein privaten Charakters handelt. 

3.9 aus Sozialeinrichtungen für Betriebsangehörige, auch wenn 
die Einrichtungen gelegentlich von Betriebsfremden in An-
spruch genommen werden (z. B. Werkskantinen, Badean-
stalten, Erholungsheime, Kindergärten). 

3.10 aus Einrichtung und Unterhaltung betrieblicher Sport-
gemeinschaften sowie aus dem Überlassen von Plätzen, 
Räumen und Geräten an diese. 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Betriebs-
sportgemeinschaft und die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Betriebsangehörigen aus der Betätigung in der 
Betriebssportgemeinschaft. 

Eine Vereinshaftpflichtversicherung der Betriebssportge-
meinschaft bzw. eine Privat-Haftpflichtversicherung der Be-
triebsangehörigen geht diesem Vertrag vor. 

3.11 aus Einrichtung und Unterhaltung eigener Sanitätsstationen 
mit allen dazugehörigen Instrumenten, Apparaten und Ein-
richtungen, soweit diese in der Heilkunde anerkannt sind. 

3.12 aus Unterhaltung und Einsatz einer Werk- oder Betriebs-
feuerwehr (Ernstfall und Übungen), auch bei Hilfeleistungen 
und Übungen außerhalb der Betriebsgrundstücke. 

3.13 aus dem erlaubten Besitz und Gebrauch von Schusswaffen 
und Munition. Nicht versichert sind Besitz und Gebrauch 
von Waffen zu Jagdzwecken und strafbaren Handlungen. 

3.14 – soweit besonders vereinbart – aus der Haltung von 
Hunden für den versicherten Betrieb; mitversichert ist die 
gesetzliche Haftpflicht des Tierhüters. 

3.15 aus Beauftragung fremder Unternehmen mit der Ausfüh-
rung von Verrichtungen im Interesse und für Zwecke des 
versicherten Betriebes. 

Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der fremden 
Unternehmen und ihres Personals. 

3.16 aus dem Besitz und der Unterhaltung von Filial- und/ oder 
Zweigbetrieben, Zweigniederlassungen, Hilfs- und Neben-
betrieben, Lägern und Verkaufsstellen, Markt- und Ver-
kaufsständen und Verkaufswagen. 

 
 

4. Nachhaftung 

Für Versicherungsfälle, die nach Beendigung des Versiche-
rungsvertrages eintreten, besteht kein Versicherungsschutz, 
soweit nichts anderes vereinbart ist. 

Wird der Versicherungsvertrag allein aus Gründen der end-
gültigen und völligen Betriebs- und/oder Produktions- und Lie-
ferungseinstellung (nicht aus irgendwelchen anderen Grün-
den wie z. B. Änderung der Rechtsform, Kündigung durch ei-
nen der Vertragspartner) beendet, besteht die Möglichkeit, 
Versicherungsschutz nach Maßgabe der dem Vertrag 
zugrundeliegenden Bedingungen und Versicherungssummen 
zu beantragen für Versicherungsfälle, die nach Beendigung 
des Versicherungsvertrages eintreten, deren Ursache aber 
bereits während der Vertragsdauer gesetzt wurde. 

Falls besonders vereinbart, gilt: 

Versicherungsschutz wird im Umfang des Vertrages für die 
Dauer von 5 Jahren nach Vertragsbeendigung für Versiche-
rungsfälle geboten, die nach Beendigung des Vertragsver-
hältnisses entstehen, soweit diese Versicherungsfälle aus vor 
Beendigung des Vertragsverhältnisses ausgeführten Liefe-
rungen von Erzeugnissen oder Arbeiten resultieren. 

Versicherungsschutz besteht in Höhe des unverbrauchten 
Teiles der Versicherungssummen des letzten Versicherungs-
jahres. 

 
 

5. Home-Service 

5.1 Erreichbarkeit und Leistung 

Auch außerhalb der Geschäftszeiten steht dem Versiche-
rungsnehmer ein spezieller Home-Service rund um die Uhr, 
auch an Sonn- und Feiertagen, zur Verfügung. Im Notfall 
organisiert dieser rasche Hilfe und vermittelt qualifizierte 
Handwerker und Dienstleister. 

5.2 Rufnummer 

Dieser Home-Service kann unter der im Versicherungs-
schein genannten Telefonnummer erreicht werden. 
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Teil B – Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
(zum Teil nur im Falle besonderer Vereinbarung) 

 

1. Vermögensschäden 

1.1 Vermögensschäden – Datenschutz 
Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 7.16 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne 
von Ziffer 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, die während 
der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aus der 
Verletzung von Datenschutzgesetzen durch Missbrauch 
personenbezogener Daten. 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.4 AHB – 
gesetzliche Haftpflichtansprüche von Versicherten unter-
einander. 

1.2 Sonstige Vermögensschäden 
Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne von Zif-
fer 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, die während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

a) durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auf-
trag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte 
oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonsti-
ge Leistungen; 

b) aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-
der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

c) aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

d) aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

e) aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reisever-
anstaltung; 

f) aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, 
Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung 
sowie aus Untreue oder Unterschlagung; 

g) aus 

• Rationalisierung und Automatisierung, 

• Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wieder-
herstellung, 

• Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektroni-
scher Daten; 

h) aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und 
Namensrechten, gewerblichen Schutzrechten und Ur-
heberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbs-
rechts; 

i) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- 
und Kostenanschlägen; 

j) aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehe-
malige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Ge-
schäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer ver-
gleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im 
Zusammenhang stehen; 

k) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder be-
hördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedin-
gungen des Auftraggebers oder aus sonstiger bewuss-
ter Pflichtverletzung; 

l) aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. 
von Geld, Wertpapieren und Wertsachen. 

1.3 Höchstersatzleistung 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- 
und Vermögensschäden) je Versicherungsfall auf die für 
diese Schäden im Versicherungsschein genannte Versiche-
rungssumme begrenzt. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungs-
summe. 

 

2. Abhandenkommen von Sachen 
(nur, falls besonders vereinbart) 

2.1 Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziffer 2.2 AHB und 
abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
aus dem Abhandenkommen von Sachen (einschl. Kraft-
fahrzeuge und Fahrräder mit Zubehör) der Betriebsangehö-
rigen und Besucher und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 

2.2 Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- 
und Vermögensschäden) je Versicherungsfall auf die für 
diese Schäden im Versicherungsschein genannte Versiche-
rungssumme begrenzt. 

2.3 Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres beträgt das Dreifache dieser Versiche-
rungssumme, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

2.4 Ausgenommen hiervon sind Geld, Wertpapiere (einschl. 
Sparbücher), Scheckhefte, Scheck- und Kreditkarten, Ur-
kunden, Kostbarkeiten und andere Wertsachen sowie 
Schlüssel und Codekarten. 

Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen 
des Versicherungsnehmers oder des Geschädigten besteht 
(z. B. Einbruch-Diebstahl-, Kaskoversicherung usw.), gehen 
diese Versicherungen vor. 

 
 

3. Abhandenkommen von Schlüsseln 
(nur, falls besonders vereinbart) 

3.1 Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziffer 2.2 AHB und 
abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
aus dem Abhandenkommen von fremden Schlüsseln, auch 
Codekarten (auch General-Hauptschlüssel für eine zentrale 
Schließanlage), die sich rechtmäßig im Gewahrsam des 
Versicherten befunden haben und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden. 

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche 
Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige 
Auswechslung von Schlössern und Schließanlagen sowie 
für vorübergehende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) 
und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels festge-
stellt wurde. 

Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von 
Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln 
zu beweglichen Sachen. 

3.2 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche aus Folgeschäden 
eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs). 

3.3 Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- 
und Vermögensschäden) je Versicherungsfall auf die für 
diese Schäden im Versicherungsschein genannte Versiche-
rungssumme begrenzt. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres beträgt das Dreifache dieser Versiche-
rungssumme, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

 
 

4. Vorsorgeversicherung 
(nur, falls besonders vereinbart) 

Abweichend von Ziffer 4.2 AHB gelten die vereinbarten All-
gemeinen Versicherungssummen auch für die Vorsorgeversi-
cherung. 
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5. Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des 
Versicherungsnehmers (nur, falls besonders vereinbart) 

Eingeschlossen sind – abweichend von den Ziffern 7.4 AHB 
und 7.5 AHB – auch Ansprüche der gesetzlichen Vertreter 
des Versicherungsnehmers und ihrer Angehörigen, wenn der 
Schaden durch einen Umstand verursacht wird, der nicht im 
Zuständigkeitsbereich des betreffenden gesetzlichen Vertre-
ters liegt. 

 
 

6. Ansprüche mitversicherter Personen untereinander 
(nur, falls besonders vereinbart) 

Eingeschlossen sind – in teilweiser Abänderung von Zif-
fer 7.4 (3) AHB – auch Haftpflichtansprüche mitversicherter 
Personen untereinander wegen 

6.1 Personenschäden, bei denen es sich nicht um Arbeitsunfäl-
le in dem Betrieb handelt, in dem die schadenverursachen-
de Person beschäftigt ist, 

6.2 Sachschäden, sofern diese mehr als 25 Euro je Versiche-
rungsfall betragen. 

 
 

7. Mietsachschäden 

7.1 anlässlich von Geschäftsreisen 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die anlässlich von 
Dienst- und Geschäftsreisen an gemieteten Räumen in Ge-
bäuden entstehen und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres ist auf das Doppelte der für die Betriebs-
haftpflichtversicherung vereinbarten Versicherungssumme 
begrenzt, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

7.2 an gemietetem Mobiliar in Hotels und Pensionen 

Falls besonders vereinbart, gilt: 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die anlässlich von 
Dienst- und Geschäftsreisen an gemietetem Mobiliar in  
Hotels oder Pensionen entstehen und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden. 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- 
und Vermögensschäden) je Versicherungsfall auf die für 
diese Schäden im Versicherungsschein genannte Versiche-
rungssumme begrenzt. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungs-
summe, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

7.3 außerhalb von Geschäftsreisen 

7.3.1 Falls besonders vereinbart, gilt: 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an zu betriebli-
chen Zwecken gemieteten (nicht geleasten) Gebäuden 
und/oder Räumen (nicht jedoch an Einrichtung, Produkti-
onsanlagen und dgl.) und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden durch Brand, Explosion, Leitungswasser 
und – insoweit abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB – 
durch Abwasser. 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden 
(Sach- und Vermögensschäden) je Versicherungsfall auf 
die für diese Schäden im Versicherungsschein genannte 
Versicherungssumme begrenzt. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Ver-
sicherungsjahres ist auf das Doppelte dieser Versiche-
rungssumme begrenzt, soweit nichts anderes vereinbart 
ist. 

7.3.2 Falls besonders vereinbart, gilt: 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an zu betriebli-

chen Zwecken gemieteten, gepachteten (nicht geleasten) 
Gebäuden und/oder Räumen (nicht jedoch an Einrich-
tung, Produktionsanlagen und dgl.) und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden, soweit es sich nicht um 
Schäden durch Brand, Explosion, Leitungswasser und  
– insoweit abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB – Abwas-
ser handelt. 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden 
(Sach- und Vermögensschäden) je Versicherungsfall auf 
die für diese Schäden im Versicherungsschein genannte 
Versicherungssumme begrenzt. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Ver-
sicherungsjahres ist auf das Doppelte dieser Versiche-
rungssumme begrenzt, soweit nichts anderes vereinbart 
ist. 

7.4 Ausgeschlossen sind bei Mietsachschäden: 

Ansprüche 

• von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers; 

• von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers 
und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beauf-
sichtigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles 
desselben angestellt hat; 

• von Angehörigen (siehe Ziffer 7.5 (1) Absatz 2 AHB) 
der vorgenannten Personen, wenn sie mit diesen in 
häuslicher Gemeinschaft leben; 

• von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer 
oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich 
verbunden sind und unter einer einheitlichen unterneh-
merischen Leitung stehen; 

• wegen Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Bean-
spruchung; 

• aus Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und 
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- und 
Gasgeräten; 

• aus Glasschäden, soweit sich der Versicherungsneh-
mer hiergegen besonders versichern kann. 

7.5 Zur Umwelthaftpflicht-Basisversicherung steht die Versi-
cherungssumme maximal einmal pro Versicherungsjahr zur 
Verfügung. Es gilt Ziffer 7.3 der Umwelthaftpflicht-Basis-
versicherung. 

 
 

8. Tätigkeitsschäden 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – Tätig-
keitsschäden in folgendem Umfang: 

8.1 Be- und Entladeschäden 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen der 
Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen und Con-
tainern durch/oder beim Be- und Entladen und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden. 

Für Schäden an Containern besteht auch dann Versiche-
rungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder 
Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder 
Winden zum Zwecke des Be- und Entladens. 

Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegenstand von 
Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lagerverträ-
gen) sind. 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung 
der Ladung von Fahrzeugen und Containern. 

8.1.1 Be- und Entladeschäden am Ladegut 

Falls besonders vereinbart, gilt: 

Für Schäden am Ladegut beim oder durch Be- und Entla-
den besteht abweichend von Teil B Ziffer 8.1 insoweit 
Versicherungsschutz als 

• die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer be-
stimmt ist, 

• es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungs-
nehmers, es sich nicht um vom Versicherungsnehmer 
be- und/oder verarbeitete Sachen bzw. von ihm, in 



 

H  2 2 1 3   0 4 / 2 0 1 2  6  von 1 0  T e i l  B  

seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten 
gelieferte Sachen handelt oder 

• der Transport der Ladung nicht vom Versicherungs-
nehmer bzw. in seinem Auftrag oder für seine Rech-
nung von Dritten übernommen wurde. 

8.2 Leitungsschäden 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasser-
leitungen, Gasrohre und andere Leitungen) sowie Frei- 
und/oder Oberleitungen und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. 

Die Regelungen in Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) 
und in Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelie-
ferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 

8.3 Sonstige Tätigkeitsschäden 

Falls besonders vereinbart, gilt: 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden, 
die an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder beruf-
liche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit die-
sen Sachen entstanden sind und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden, wenn diese Schäden 

• durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers an diesen Sachen entstanden 
sind; 

• dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsneh-
mer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerbli-
chen und beruflichen Tätigkeit benutzt hat, 

• durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese 
Sachen im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätig-
keit befunden haben. 

Die Regelungen in Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) 
und in Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelie-
ferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen 

• Beschädigung von Sachen, die sich beim Versiche-
rungsnehmer zur Lohnbe- oder -verarbeitung oder Re-
paratur befinden. 

Dieser Ausschluss gilt jedoch nur für solche Schäden, 
die bei dem unmittelbaren Bearbeitungsvorgang zur Er-
füllung des Vertrages entstanden sind. 

Zum unmittelbaren Bearbeitungsvorgang zählen nicht 
mehr vor- oder nachgelagerte Tätigkeiten, die der Erfül-
lung dienen, z. B. Verpackung oder Lagerung der Sa-
chen; 

• Beschädigung der Ladung von Fahrzeugen und Con-
tainern durch/oder beim Be- und Entladen (siehe jedoch 
Teil B Ziffer 8.1); 

• Schäden an zu unterfahrenden und unterfangenden 
Grundstücken, Gebäuden, Gebäudeteilen und Anlagen. 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- 
und Vermögensschäden) je Versicherungsfall auf die im 
Versicherungsschein genannte Versicherungssumme be-
grenzt. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres beträgt das Doppelte der für diese Schäden 
vereinbarten Versicherungssumme, soweit nichts anderes 
vereinbart ist. 

 
 

9. Auslandsschäden 

9.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
im Ausland vorkommender Versicherungsfälle 

a) aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme 
an Ausstellungen, Kongressen, Messen und Märkten; 

b) durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne 
dass der Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat 
oder hat liefern lassen; 

c) durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins 
europäische Ausland geliefert hat, hat liefern lassen 
oder die dorthin gelangt sind; 

d) aus Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten 
(auch Inspektion und Kundendienst) oder sonstigen Leis-
tungen, die im europäischen Ausland erbracht wurden. 

Zu Teil B Ziffern 9.1 b) und c): 

Für Versicherungsfälle in den USA, US-Territorien oder Ka-
nada durch Erzeugnisse, die im Zeitpunkt ihrer Auslieferung 
durch den Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte 
Dritte ersichtlich für eine Lieferung in die USA, US-
Territorien oder nach Kanada bestimmt waren, besteht Ver-
sicherungsschutz nur nach besonderer Vereinbarung. 

(Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der 
Haftpflicht für im Ausland gelegene Betriebsstätten, z. B. 
Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl. 
sowie eine Erweiterung des Export-, Arbeits- oder Leis-
tungsrisikos auf Länder außerhalb Europas.) 

Zu Teil B Ziffer 9.1 d): 

Falls besonders vereinbart, gilt Versicherungsschutz auch 
für Versicherungsfälle im außereuropäischen Ausland. Da-
bei besteht jedoch kein Versicherungsschutz für 

• Schäden in den USA/US-Territorien und Kanada oder 

• in den USA/US-Territorien und Kanada geltend ge-
machte Ansprüche. 

9.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungs-
nehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchfüh-
rung von Arbeiten betraut worden sind. 

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen 
den Versicherungsnehmer und die unter Teil A Ziffer 2.1 
genannten Personen aus Arbeitsunfällen und Berufskrank-
heiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII 
unterliegen (siehe Ziffer 7.9 AHB). 

9.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – ab-
weichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versi-
cherungssumme angerechnet. 

Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem 
Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, 
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind. 

9.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

 
 

10. Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend 
gemacht werden 

Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt: 

10.1 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – ab-
weichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versi-
cherungssumme angerechnet. 

Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem 
Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, 
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind. 

10.2 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
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in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

 
 

11. Umwelthaftpflichtrisiko 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

• auf der Grundlage der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Haftpflichtversicherung (AHB), 

• nach Maßgabe der Besonderen Bedingungen und Risi-
kobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht 
wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im Rahmen der 
Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung (Umwelt-
haftpflicht-Basisversicherung) und 

• den nachfolgenden Vereinbarungen. 

Auf die unter Ziffer 2 der Umwelthaftpflicht-Basisversicherung ge-
nannten Risikobegrenzungen wird ausdrücklich hingewiesen. 

11.1 Falls besonders vereinbart, gilt: 

Die unter Ziffer 2.1 Absatz 2 der Umwelthaftpflicht-Basis-
versicherung genannten Begrenzungen je Einzelgebinde 
bzw. der Gesamtmenge werden auf die im Versicherungs-
schein genannten Begrenzungen erhöht. 

11.2 Falls besonders vereinbart, gilt: 

Öl-, Benzin- und Fettabscheider 

Abweichend von Ziffer 2.4 der Umwelthaftpflicht-Basisver-
sicherung besteht Versicherungsschutz im Rahmen der 
Umwelthaftpflicht-Basisversicherung für Haftpflichtansprü-
che wegen Umwelteinwirkung durch Öl-, Benzin- und Fett-
abscheider. 

11.3 Falls besonders vereinbart, gilt: 

Umweltregressrisiko 

Der Versicherungsschutz wird erweitert auf die Ziffer 3 der 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für 
die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch 
Umwelteinwirkung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung). 

 
 

12. Strahlenschäden 

12.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffern 7.10 (b) AHB 
und 7.12 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus 

• dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven 
Stoffen; 

• Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und 
Störstrahlern, Laser- und Masergeräten. 

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch 
Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungs-
schutz über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung. 

12.2 Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse, 
Arbeiten oder sonstige Leistungen im Zusammenhang mit 
energiereichen ionisierenden Strahlen verwendet, ohne 
dass dies für den Versicherungsnehmer ersichtlich war, 
wird sich der Versicherer nicht auf Ziffer 7.12 AHB berufen. 

Dies gilt nicht für Schäden, 

• die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind 
oder von einer solchen Anlage ausgehen; 

• die durch die Beförderung von Kernmaterialien ein-
schließlich der damit zusammenhängenden Lagerung 
bedingt sind. 

12.3 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche 

• wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes 
(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten; 

• wegen Personenschäden solcher Personen, die – gleich-
gültig für wen oder in wessen Auftrag – aus beruflichem 
oder wissenschaftlichem Anlass im Betrieb des Versi-
cherungsnehmers eine Tätigkeit ausüben und hierbei 
die von energiereichen ionisierenden Strahlen oder  
Laserstrahlen ausgehenden Gefahren in Kauf zu neh-
men haben. 

• gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versi-
cherten, der den Schaden durch bewusstes Abweichen 
von dem Strahlenschutz dienenden Gesetzen, Verord-
nungen, behördlichen Verfügungen oder Anordnungen 
verursacht hat. 

 
 

13. Schäden durch Abwässer 
(nur, falls besonders vereinbart) 

Eingeschlossen sind – in teilweiser Abweichung von Zif-
fer 7.14 (1) AHB – Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, 
der durch Abwässer entsteht. Ausgeschlossen bleiben jedoch 
Schäden an Entwässerungsleitungen durch Verschmutzun-
gen und Verstopfungen und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. 

Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

 
 

14. Vertragliche Haftpflicht bei Anschlussgleisbetrieben 
(nur, falls besonders vereinbart) 

Eingeschlossen ist 

• – abweichend von Ziffer 7.3 AHB – die von der Deutsche 
Bahn AG gegenüber gemäß den Allgemeinen Bedingun-
gen für Privatgleisanschlüsse (PAB) durch Vertrag über-
nommene gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts 
(nicht jedoch eine darüber hinaus zusätzlich vereinbarte 
Haftung). 

• – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – die Haftpflicht wegen 
Wagenbeschädigung, soweit es sich nicht um Be- und 
Entladeschäden handelt (vgl. Teil B Ziffer 8.1). 

Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

 
 

15. Mängelbeseitigungsnebenkosten 
(nur, falls besonders vereinbart) 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Sachschäden, die 
als Folge eines mangelhaften Werkes auftreten und erfasst 
insoweit auch die Kosten, die erforderlich sind, um die man-
gelhafte Werkleistung zum Zwecke der Schadenbeseitigung 
zugänglich zu machen und um den vorherigen Zustand wie-
derherzustellen. 

Nicht gedeckt sind diese Kosten, wenn sie nur zur Nachbes-
serung aufgewendet werden, ohne dass ein Folgeschaden 
eingetreten ist. Ferner sind in jedem Falle nicht gedeckt die 
Kosten des Versicherungsnehmers für die Beseitigung des 
Mangels an der Werkleistung selbst. 

 
 

16. Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln 
infolge Fehlens von vereinbarten Eigenschaften 
(nur, falls besonders vereinbart) 

Eingeschlossen sind – insoweit abweichend von den Zif-
fern 1.1 AHB, 1.2 AHB und 7.3 AHB – auf Sachmängeln be-
ruhende Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen 
Umfang wegen Personen-, Sach- und daraus entstandener 
weiterer Schäden, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund 
einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Ei-
genschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen da-
für verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese bei 
Gefahrübergang vorhanden sind. 

 
 

17. Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen 

Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus Anlass von Ab-
bruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie von Spren-
gungen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, die entstehen 
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• bei Abbruch- und Einreißarbeiten: 

in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des einzurei-
ßenden Bauwerks entspricht; 

• bei Sprengungen: 

an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 150 m. 

Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

 
 

18. Arbeits- und Liefergemeinschaften 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme 
an Arbeits- oder Liefergemeinschaften auch dann, wenn sich 
der Haftpflichtanspruch gegen die Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft selbst richtet. 

Für die Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften gelten unbe-
schadet der sonstigen Vertragsbedingungen (insbesondere 
der Versicherungssummen) folgende Bestimmungen: 

18.1 Die Ersatzpflicht des Versicherers bleibt auf die Quote 
beschränkt, welche der prozentualen Beteiligung des Versi-
cherungsnehmers an der Arbeits- oder Liefergemeinschaft 
entspricht. Dabei ist es unerheblich, welcher Partnerfirma die 
schadenverursachenden Personen oder Sachen (Arbeits-
maschinen, Baugeräte, Baumaterialien usw.) angehören. 

18.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprü-
che wegen Schäden an den von den einzelnen Partnern in 
die Arbeitsgemeinschaft eingebrachten oder von der Arbeits-
gemeinschaft beschafften Sachen und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden, gleichgültig, von wem die 
Schäden verursacht wurden. 

18.3 Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der 
Arbeits- oder Liefergemeinschaft untereinander sowie An-
sprüche der Arbeits- oder Liefergemeinschaft gegen die 
Partner und umgekehrt. 

18.4 Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich innerhalb 
der vereinbarten Versicherungssummen über Teil B Zif-
fer 18.1 hinaus für den Fall, dass über das Vermögen eines 
Partners das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung 
mangels Masse abgelehnt worden ist und für diesen Part-
ner wegen Nichtzahlung seines Beitrages kein Versiche-
rungsschutz besteht. Ersetzt wird der dem Versicherungs-
nehmer zugewachsene Anteil, soweit für ihn nach dem Aus-
scheiden des Partners und der dadurch erforderlichen Aus-
einandersetzung ein Fehlbetrag verbleibt. 

18.5 Versicherungsschutz im Rahmen von Teil B Ziffern 18.1 bis 
18.3 besteht auch für die Arbeits- oder Liefergemeinschaft 
selbst. 

 
 

19. Energiemehrkosten 
(nur, falls besonders vereinbart) 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermö-
gensschäden im Sinne von Ziffer 2.1 AHB, sofern durch 
mangelhaft durchgeführte Installationen des Versicherungs-
nehmers erhöhter Energieverbrauch oder erhöhte Energie-
kosten entstehen. Ausgenommen sind Ansprüche infolge der 
Unwirksamkeit von Energiesparmaßnahmen. 

Der Versicherer verzichtet insoweit auf den Einwand des Ab-
handenkommens und des Erfüllungsanspruchs. 

 
 

20. Nutzung von Internet-Technologie 

20.1 Vertragsgrundlagen 

Grundlagen des Versicherungsschutzes sind 

• die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB) und 

• die folgenden Bestimmungen. 

Der Versicherungsschutz für das nachfolgend genannte 
versicherte Risiko besteht ausschließlich über diesen Zu-
satzbaustein. 

20.2 Versichertes Risiko 

Versichert ist – abweichend von den Ziffern 7.7 AHB, 7.15 
AHB und 7.16 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen 

Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der  
Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. im Internet, per  
E-Mail oder mittels Datenträger, 

soweit es sich handelt um Schäden aus 

20.2.1 der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung 
oder Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei 
Dritten durch Computer-Viren und/oder andere Schad-
programme; 

20.2.2 der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten 
bei Dritten und zwar wegen 

• sich daraus ergebender Personen- und Sachschä-
den, nicht jedoch weiterer Datenveränderungen sowie 

• der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten 
Daten bzw. Erfassung/korrekten Speicherung nicht 
oder fehlerhaft erfasster Daten; 

20.2.3 der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen 
Datenaustausch; 

Für Teil B Ziffern 20.2.1 bis 20.2.3 gilt: 

Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszu-
tauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten 
durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken (z. B. 
Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft werden 
bzw. worden sind, die dem Stand der Technik entsprechen. 
Diese Maßnahmen können auch durch Dritte erfolgen. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, gilt 
Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Oblie-
genheiten). 

20.2.4 der Verletzung von Persönlichkeitsrechten, insoweit 
besteht auch Versicherungsschutz für immaterielle Schä-
den, nicht jedoch aus der Verletzung von Urheberrechten; 

20.2.5 der Verletzung von Namensrechten, insoweit besteht 
auch Versicherungsschutz für immaterielle Schäden. 

Für Teil B Ziffern 20.2.4 und 20.2.5 gilt: 

In Erweiterung von Ziffer 1.1 AHB ersetzt der Versicherer 

• Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit 
dem der Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen 
den Versicherungsnehmer begehrt wird, auch wenn 
es sich um Ansprüche auf Unterlassung oder Wider-
ruf handelt; 

• Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder 
Widerrufsklage gegen den Versicherungsnehmer. 

20.3 Mitversicherte Personen 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

• der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers 
und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beauf-
sichtigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles 
desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft; 

• sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, 
die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen 
für den Versicherungsnehmer verursachen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers ge-
mäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Gleiche 
gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtli-
chen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des 
Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden. 

20.4 Versicherungssumme / Sublimit / Serienschaden / 
Anrechnung von Kosten 

20.4.1 Im Rahmen der im Versicherungsschein und seinen 
Nachträgen ausgewiesenen Versicherungssummen ist 
die Versicherungssumme für diese Zusatzversicherung je 
Versicherungsfall auf 250.000 Euro begrenzt. Abwei-
chend von Ziffer 6.2 AHB stellt dieser Betrag zugleich die 
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Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres dar. 

20.4.2 Für Schäden im Sinne von Teil B Ziffer 20.2.5 beträgt die 
Höchstersatzleistung 50.000 Euro innerhalb der unter 
Teil B Ziffer 20.4.1 genannten Summe. 

20.4.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese 

• auf derselben Ursache, 

• auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder 

• auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstel-
lung elektronischer Daten mit gleichen Mängeln 

beruhen. 

Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 

20.4.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – ab-
weichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistung auf die Versi-
cherungssumme angerechnet. 

Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskos-
ten, Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles 
sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die 
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch 
dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers 
entstanden sind. 

20.5 Auslandsschäden 

Versicherungsschutz besteht – abweichend von Ziffer 7.9 
AHB – für Versicherungsfälle im Ausland. 

Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtan-
sprüche in europäischen Staaten und nach dem Recht eu-
ropäischer Staaten geltend gemacht werden. 

20.6 Nicht versicherte Risiken 

Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genann-
ten Tätigkeiten und Leistungen: 

• Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege; 

• IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung,  
-Schulung; 

• Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb,  
-wartung, -pflege; 

• Bereithalten fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-
Service-Providing; 

• Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken; 

• Betrieb von Telekommunikationsnetzen; 

• Anbieten von Zertifizierungsdiensten im Sinne des 
SigG/SigV; 

• Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Ab-
schluss einer Vermögensschaden-Haftpflichtversiche-
rung besteht. 

20.7 Ausschlüsse / Risikoabgrenzungen 

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind – ergän-
zend zu Ziffer 7 AHB – Ansprüche 

20.7.1 die im Zusammenhang stehen mit 

• massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten 
elektronisch übertragenen Informationen (z. B. Spam-
ming), 

• Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich be-
stimmte Informationen über Internet-Nutzer gesam-
melt werden können; 

20.7.2 wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem 
Versicherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch 
Kapital mehrheitlich verbunden sind oder unter einer ein-
heitlichen Leitung stehen, geltend gemacht werden; 

20.7.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Ab-
weichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften 
sowie von schriftlichen Anweisungen oder Bedingungen 
des Auftraggebers oder durch sonstige bewusste Pflicht-
verletzungen herbeigeführt haben; 

20.7.4 auf Entschädigung mit Strafcharakter (punitive und 
exemplary damages); 

20.7.5 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Arti-
kel 1147 des französischen Code Civil oder gleichartiger 
Bestimmungen anderer Länder. 

 
 

21. Vertragshaftung 
(nur, falls besonders vereinbart) 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 AHB- die vom 
Versicherungsnehmer durch Vertrag übernommene gesetzli-
che Haftpflicht Dritter, soweit eine derartige Haftungsüber-
nahme: 

• in der Branche des Versicherungsnehmer üblich ist; 

• sie vom Versicherungsnehmer als Mieter, Pächter oder 
Leasingnehmer vom jeweiligen Vertragspartner üblicher-
weise übernommen werden muss; 

• diese Vereinbarungen in Verträgen genormten Inhalts mit 
Behörden oder Körperschaften des öffentlichen Rechts 
oder in sog. Gestaltungsverträgen (Einstellverträgen) ent-
halten sind. 

 
 

22. Schiedsgerichtsvereinbarungen 

Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Eintritt 
eines Versicherungsfalles beeinträchtigt den Versicherungs-
schutz nicht, wenn das Schiedsgericht folgenden Mindestan-
forderungen entspricht: 

• Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei Schieds-
richtern. Der Vorsitzende muss Jurist sein und soll die Be-
fähigung zum Richteramt haben. Haben die Parteien ih-
ren Firmensitz in verschiedenen Ländern, darf er keinem 
Land der Parteien angehören. 

• Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem Recht 
und nicht lediglich nach billigem Ermessen (ausgenom-
men im Falle eines Vergleichs, sofern dem Versicherer 
die Mitwirkung am Verfahren ermöglicht wurde). Das an-
zuwendende materielle Recht muss bei Abschluss der 
Schiedsgerichtsvereinbarung festgelegt sein. 

• Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und be-
gründet. In seiner Begründung sind die die Entscheidung 
tragenden Rechtsnormen anzugeben. 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer 
die Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren unverzüglich an-
zuzeigen und dem Versicherer die Mitwirkung am Schiedsge-
richtsverfahren entsprechend der Mitwirkung des Versiche-
rers an Verfahren des ordentlichen Rechtsweges zu ermögli-
chen. Hinsichtlich der Auswahl des vom Versicherungsneh-
mer zu benennenden Schiedsrichters ist dem Versicherer ei-
ne entscheidende Mitwirkung einzuräumen. 
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Teil C – Risikobegrenzungen 
 
1. Nicht versicherte Risiken 

1.1 Ausgeschlossen sind Ansprüche 

a) wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignis-
sen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inne-
ren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmit-
telbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher 
Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch hö-
here Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte aus-
gewirkt haben; 

b) wegen Schäden an Kommissionsware; 

c) wegen Brand- und Explosionsschäden gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten), die den Schaden durch bewusst gesetz-, 
vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit 
brennbaren oder explosiblen Stoffen verursachen; 

d) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere 
punitive oder exemplary damages; 

e) nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach 
Artikel 1147 des französischen Code Civil oder gleich-
artiger Bestimmungen anderer Länder. 

1.2 Ausgenommen von der Versicherung und besonders zu 
versichern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in 
Versicherung gegeben oder nach Besonderen Bedingun-
gen oder Risikobeschreibungen ohne besonderen Beitrag 
mitversichert ist, insbesondere die Haftpflicht 

a) aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb 
oder Beruf eigen noch sonst dem versicherten Risiko 
zuzurechnen sind; 

b) wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich 
des Arzneimittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abge-
gebene Arzneimittel, für die der Versicherungsnehmer 
in der Eigenschaft als pharmazeutischer Unternehmer 
im Sinne des AMG eine Deckungsvorsorge zu treffen 
hat; 

c) aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von 
Sprengstoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandels-
zwecken sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen von 
Feuerwerken; 

d) aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung 
von Personen sowie aus der selbstständigen und nicht-
selbstständigen Teilnahme am Eisenbahnbetrieb; 

e) wegen Bergschäden (i. S. des § 114 BBergG), soweit 
es sich handelt um die Beschädigung von Grundstü-
cken, deren Bestandteilen und Zubehör; wegen Schä-
den beim Bergbaubetrieb (i. S. des § 114 BBergG) 
durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäure-
einbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen; 

f) aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse; 

g) aus Schäden durch Stollen-, Tunnel- und Untergrund-
bahnbauten (auch bei offener Bauweise); 

h) aus Planungs- und Bauleitungstätigkeit; 

i) bei Handels- und Handwerksbetrieben: 
aus dem Vertrieb von Produkten unter eigenem Namen 
sowie wegen Schäden durch Waren, die aus Ländern 
importiert wurden, die nicht dem Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) angehören. 

2. Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger, Wasser- und 
Luft- oder Raumfahrzeuge 

Nicht versichert sind 

2.1 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder be-
auftragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeu-
ges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Eine Tätigkeit der genannten Personen an einem Kraftfahr-
zeug oder Kraftfahrzeuganhänger ist kein Gebrauch im 
Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen 
Halter oder Besitzer dieses Fahrzeuges ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abwei-
chende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss 
insoweit nicht. 

2.2 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder be-
auftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahr-
zeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Eine Tätigkeit der genannten Personen an einem Wasser-
fahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, 
wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer dieses 
Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Be-
trieb gesetzt wird. 

Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abwei-
chende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss 
insoweit nicht. 

2.3 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder be-
auftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- oder 
Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter 
oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch 
genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

• der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Liefe-
rung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für 
Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich 
für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den 
Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren, 

• Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder deren Teilen, 

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden sowie wegen 
sonstiger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge. 
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
für die Versicherung der Haftpflicht 

wegen Schäden durch Umwelteinwirkung 
im Rahmen der Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung 

 

(Umwelthaftpflicht-Basisversicherung) 
 

 
1. Gegenstand der Versicherung 

1.1 Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.10 (b) AHB – im 
Rahmen und Umfang des Vertrages die gesetzliche Haft-
pflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers 
wegen Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwir-
kung, wenn diese Umwelteinwirkung nicht von Anlagen 
oder Tätigkeiten ausgeht oder ausgegangen ist, die unter 
Ziffer 2 fallen. 

Mitversichert sind gemäß Ziffer 2.1 AHB Vermögensschä-
den aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts 
am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasser-
rechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. Diese 
werden wie Sachschäden behandelt. 

1.2 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte 
Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegen-
ständlichen Zusammenhang mit versicherten Anlagen in 
Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) gelangen, 
ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein. 

1.3 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haft-
pflicht wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entste-
hen, dass Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer 
gelangen. 

 
 
2. Risikobegrenzung 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkun-
gen aus 

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, 
gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu 
lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen). 

Kleingebinde bis 50 l/kg Einzelfassungsvermögen und mit 
einem Gesamtfassungsvermögen bis 500 l/kg fallen nicht 
unter diese Bestimmung. 

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 
zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen). 

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Um-
weltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmi-
gungs- oder Anzeigepflicht unterliegen (sonstige deklarie-
rungspflichtige Anlagen). 

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem 
Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer 
oder Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physika-
lische, chemische oder biologische Beschaffenheit des 
Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer 
(Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen/Pflichtversicherung). 

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß den Zif-
fern 2.1 bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen ge-
mäß den Ziffern 2.1 bis 2.5 bestimmt sind. 

 
 

3. Fakultative Erweiterung des Versicherungsschutzes 

Falls ausdrücklich vereinbart, ist – abweichend von Ziffer 2.6 – 
versichert die gesetzliche Haftpflicht aus Planung, Herstel-
lung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und 
Wartung von Anlagen gemäß den Ziffern 2.1 bis 2.5 oder 
Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß den Ziffern 2.1 bis 
2.5 bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht 
selbst Inhaber der Anlagen ist. 

Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß Zif-
fer 7.14 (1) AHB findet insoweit keine Anwendung. 

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls werden un-
ter den in Ziffer 5 genannten Voraussetzungen durch den Ver-
sicherer ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der 
Anlage gegen den Versicherungsnehmer bestehen können. 

 
 
4. Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – die 
nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens 
(Tod, Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Men-
schen), Sachschadens (Beschädigung oder Vernichtung von 
Sachen) oder eines gemäß Ziffer 1.1 mitversicherten Ver-
mögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen 
Dritten oder den Versicherungsnehmer. Der Versicherungs-
fall muss während der Wirksamkeit der Versicherung einge-
treten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem 
Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens oder 
die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen er-
kennbar war. 

 
 
5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist, 

• nach einer Störung des Betriebes 

oder 

• aufgrund behördlicher Anordnung 

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnah-
men zur Abwendung oder Minderung eines sonst unver-
meidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Zif-
fer 1.1 mitversicherten Vermögensschadens. Die Feststel-
lung der Störung des Betriebes oder die behördliche An-
ordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fal-
len, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist. 

5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im 
Sinne der Ziffer 5.1 werden unter den dort genannten Vor-
aussetzungen unbeschadet der Tatsache übernommen, 
dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer 
oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde aus-
geführt werden. 
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5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 

5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Stö-
rung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung 
unverzüglich anzuzeigen und 

alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf 
den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv 
geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den 
Schadenumfang zu mindern und 

auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch 
gegen behördliche Anordnungen einzulegen 

oder 

5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzu-
stimmen. 

5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im 
Rahmen des für Aufwendungen gemäß Ziffer 5 vereinbar-
ten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objektiv ge-
eigneten Aufwendungen ersetzt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Ver-
sicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und ob-
jektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwen-
dungen in einem der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der Versicherer 
zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv 
geeigneten Aufwendungen hinausgehender Aufwendun-
gen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit 
nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich ist. 

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Ver-
sicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis 
zu einem Gesamtbetrag von 150.000 Euro je Störung des 
Betriebes oder behördlicher Anordnung ersetzt. 

Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 
10 % selbst zu tragen. 

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem 
Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Auf-
wendungen auf die für den Versicherungsfall maßgebende 
Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der 
Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahres-
höchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres 
die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich ge-
mindert hat. 

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen – auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziffer 5.1 
decken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüs-
tung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtun-
gen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepach-
tete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch 
für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versi-
cherungsnehmers standen. 

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwen-
dung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintreten-
den versicherten Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.1 
mitversicherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrich-
tungen, Grundstücke oder Sachen des Versicherungs-
nehmers, die von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen 
sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertver-
besserungen sind abzuziehen. 

 
 
6. Nicht versicherte Tatbestände 

Nicht versichert sind 

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder 
entstanden sind, dass beim Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ab-
laufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vor-
gänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das gilt 
nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Be-
triebes beruhen. 

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt 
unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene 
Umwelteinwirkungen entstehen. 

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nach-
weis erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum 
Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelteinwirkungen 
unter den Gegebenheiten des Einzelfalles die Möglichkei-
ten derartiger Schäden nicht erkennen musste. 

6.3 Ansprüche wegen Schäden, die vor Beginn des Versiche-
rungsvertrages eingetreten sind. 

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe frühe-
rer Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht 
oder hätte beantragt werden können. 

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass 
der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versiche-
rungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz 
nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits von einer Umwelt-
einwirkung betroffen waren. 

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder 
Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablage-
rung von Abfällen. 

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, 
durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung 
der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen 
(Produkthaftpflicht). 

Ist Versicherungsschutz gemäß Ziffer 3, gilt dieser Aus-
schluss insoweit nicht. 

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Auslie-
ferung entstehen. 

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 
oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch ver-
ursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen 
oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behördli-
chen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umwelt-
schutz dienen, abweichen. 

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 
oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch ver-
ursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom Her-
steller gegebenen oder nach dem Stand der Technik ein-
zuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für 
Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder 
Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen be-
wusst nicht ausführen. 

6.11 Ansprüche 

6.11.1 wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), so-
weit es sich handelt um die Beschädigung von Grund-
stücken, deren Bestandteilen und Zubehör; 

6.11.2 wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des 
§ 114 BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und 
Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen. 

6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der 
Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens. 

6.13 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegs-
ereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, 
inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmit-
telbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand 
beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge-
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

6.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder be-
auftragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahr-
zeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für 
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in 
Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-



H  2 2 2 8   0 4 / 2 0 1 2  3  von 4  

cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten. 

Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und Absatz 2 genannten 
Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger 
und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser 
Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Be-
sitzer dieses Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hier-
bei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abwei-
chende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss 
insoweit nicht. 

6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder be-
auftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- oder 
Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter 
oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in An-
spruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

• der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Liefe-
rung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für 
Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich 
für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den 
Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren, 

• Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder deren Teilen, 

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie 
wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge. 

 
 
7. Versicherungssummen / Maximierung / Serienschaden-

klausel 

7.1 Die Versicherungssummen je Versicherungsfall entspre-
chen den zu der Betriebs- bzw. Berufshaftpflichtversiche-
rung vereinbarten Versicherungssummen für Personen- 
und Sachschäden, wobei im Falle der Ziffer 6.2 Absatz 2 
die Ersatzleistung maximal auf die Hälfte der Versiche-
rungssummen begrenzt ist. 

Diese Versicherungssummen bilden auch die Höchster-
satzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres. 

7.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bilden die 
angegebenen Versicherungssummen die Höchstgrenze 
bei jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn 
sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt. 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle durch 

• dieselbe Umwelteinwirkung 

• mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhen-
den Umwelteinwirkungen 

• mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beru-
henden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen 
Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher und 
zeitlicher, Zusammenhang besteht 

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein 
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Ver-
sicherungsfälle als eingetreten gilt. 

Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 

7.3 Besteht für mehrere Versicherungsfälle, 

• die auf derselben Ursache beruhen, 

• die auf gleichen Ursachen beruhen, zwischen denen 
ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher, 
Zusammenhang besteht, 

Versicherungsschutz für den Versicherungsnehmer sowohl 
nach dieser Umwelthaftpflichtversicherung als auch nach 
der Betriebs-Haftpflichtversicherung, so ist die Ersatzpflicht 

des Versicherers insgesamt auf die Versicherungssummen 
der Betriebs-Haftpflichtversicherung begrenzt. 

Für alle diese Versicherungsfälle stehen die Versiche-
rungssummen maximal einmal pro Versicherungsjahr zur 
Verfügung. 

Die Versicherungsfälle gelten in dem für die Betriebs-Haft-
pflichtversicherung maßgeblichen Zeitpunkt eingetreten. 

 
 
8. Nachhaftung 

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen 
oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder 
durch Kündigung des Versicherers oder des Versiche-
rungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz für 
solche Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.1 mitversi-
cherte Vermögensschäden weiter, die während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeit-
punkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe: 

8.1.1 Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren 
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses an gerechnet. 

8.1.2 Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nach-
haftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfan-
ges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der 
Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem 
das Versicherungsverhältnis endet. 

8.2 Ziffer 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der 
Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes 
Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den 
Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustel-
len ist. 

 
 
9. Versicherungsfälle im Ausland 

9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedin-
gungen – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – auch im Aus-
land eintretende Versicherungsfälle, 

9.1.1 die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine Tä-
tigkeit im Sinne der Ziffer 3 im Inland zurückzuführen 
sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 3 nur, 
wenn die Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das 
Ausland bestimmt waren; 

9.1.2 aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme 
an Ausstellungen und Messen. 

9.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind eingeschlos-
sen im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen – abwei-
chend von Ziffer 7.9 AHB – auch im Ausland eintretende 
Versicherungsfälle, 

9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von 
Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3 zurückzufüh-
ren sind, wenn die Anlagen oder Teile ersichtlich für das 
Ausland bestimmt waren; 

9.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder 
Wartung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3 
zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland 
erfolgen; 

9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhal-
tung oder Wartung zurückzuführen sind, wenn diese Tä-
tigkeiten im Ausland erfolgen. 

Zu Ziffer 9.2: 

Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und 
Sachschäden, die Folgen einer plötzlichen und unfallartigen 
Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes sind. Aufwendun-
gen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß Ziffer 5 werden 
nicht ersetzt. 

Zu Ziffer 9.2.2 und 9.2.3: 

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht 
für im Ausland gelegene Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. 
Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl. 
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9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 

9.3.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Perso-
nen, die vom Versicherungsnehmer im Ausland einge-
stellt oder dort mit der Durchführung von Arbeiten betraut 
worden sind. 

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche aus 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Bestim-
mungen des Sozialgesetzbuches VII unterliegen (siehe 
Ziffer 7.9 AHB). 

9.3.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere 
punitive oder exemplary damages; 

9.3.3 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach 
Artikel 1147 des französischen Code Civil oder gleich-
artiger Bestimmungen anderer Länder. 

9.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – ab-
weichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Ver-
sicherungssumme angerechnet. 

Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Ver-
sicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn 
die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

9.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

 
 

10. Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend 
gemacht werden 

Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt: 

10.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben An-
sprüche 

10.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere 
punitive oder exemplary damages; 

10.1.2 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach 
Artikel 1147 des französischen Code Civil oder gleich-
artiger Bestimmungen anderer Länder. 

10.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – ab-
weichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Ver-
sicherungssumme angerechnet. 

Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Ver-
sicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn 
die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

10.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 
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1. Gegenstand der Versicherung 

Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
nachstehenden Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als 

1.1 Privatperson 

aus den Gefahren des täglichen Lebens als Privatperson 
und nicht aus den Gefahren eines Betriebes oder Berufes. 

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus 

a) den Gefahren eines Dienstes, Amtes (auch Ehrenam-
tes), einer verantwortlichen Betätigung in Vereinigun-
gen aller Art – soweit nicht Versicherungsschutz nach 
Ziffer 4.1 besteht, 

b) einer ungewöhnlichen und gefährlichen Beschäftigung. 

Insbesondere ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers 

1.1.1 als Familien- und Haushaltungsvorstand (z. B. aus 
der Aufsichtspflicht über Minderjährige); 

1.1.2 als Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen Perso-
nen; 

1.1.3 als Inhaber 

a) einer oder mehrerer im Inland gelegener Woh-
nungen (bei Wohnungseigentum als Sondereigen-
tümer) – einschließlich Ferienwohnung –, 

Bei Sondereigentümern sind versichert Haftpflicht-
ansprüche der Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer wegen Beschädigung des Gemeinschaftsei-
gentums. Die Leistungspflicht erstreckt sich jedoch 
nicht auf den Miteigentumsanteil an dem gemein-
schaftlichen Eigentum. 

b) eines im Inland gelegenen Ein- oder Zweifamilien-
hauses, 

c) eines im Inland gelegenen Wochenend-/Ferien-
hauses oder nicht versicherungspflichtigen 
(feststehenden) Wohnwagens, 

sofern sie vom Versicherungsnehmer ausschließlich zu 
Wohnzwecken verwendet werden, einschließlich der zu-
gehörigen Garagen, Gärten, Pools oder Teiche sowie ei-
nes Schrebergartens einschl. Laube; 

d) eines Mehrfamilienhauses unter der Vorausset-
zung, dass der Versicherungsnehmer einen Teil des 
Hauses selbst für Wohnzwecke nutzt und in den an-
deren Wohneinheiten ausschließlich Großeltern, El-
tern, Kinder und/oder Enkelkinder des Versiche-
rungsnehmers wohnen (Generationenhaus); 

e) von unbebauten Grundstücken bis zu einer Ge-
samtfläche von 10.000 qm. 

Hierbei ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht 

1.1.3.1 aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versiche-
rungsnehmer in den oben genannten Eigenschaften 
obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, 
Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwe-
gen); 

1.1.3.2 als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neu-
bauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch- und Grabe-
arbeiten) bis zu einer Bausumme von 350.000 Euro je 
Bauvorhaben. 

Wenn dieser Betrag überschritten wird, entfällt die Mit-
versicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über 
die Vorsorgeversicherung gemäß Ziffer 4 AHB; 

1.1.3.3 als Betreiber einer Photovoltaikanlage bis zu einer 
Leistung von 15 kWp auf einer der nach Ziffer 1.1.3 a) 
bis e) mitversicherten Immobilien. 

Mitversichert ist – insoweit auch abweichend von Zif-
fer 4.6.2.1 – die gesetzliche Haftpflicht wegen Versor-
gungsstörungen gemäß § 6 der Verordnung über All-
gemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung 
von Tarifkunden (AVBEltV) vom 21.06.1979 oder gemäß 

§ 18 der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für 
den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elekt-
rizitätsversorgung in Niederspannung (Niederspan-
nungsanschlussverordnung – NAV) vom 01.11.2006. 
Nicht versichert ist die direkte Versorgung von Letzt-
verbrauchern mit elektrischem Strom; 

1.1.3.4 als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die 
Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand; 

1.1.3.5 des Insolvenzverwalters und Zwangsverwalters in 
dieser Eigenschaft; 

1.1.3.6 als Inhaber (nicht Vermieter) der in Ziffer 1.1.3 a) bis e) 
genannten Immobilien, wenn diese im europäischen 
Ausland gelegen sind; 

1.1.3.7 aus der Vermietung von 

1.1.3.7.1 nicht mehr als fünf einzeln vermieteten Wohnräumen 
– nicht jedoch von Wohnungen – und Garagen. 

Eine gewerbliche Nutzung der einzeln vermieteten 
Räume beeinträchtigt den Versicherungsschutz nicht; 

1.1.3.7.2 bis zu drei im Inland gelegenen Wohnungen (Ein-
lieger-, Ferien- oder Eigentumswohnungen). 

Die Regelung in Ziffer 1.1.3 a) zu Sondereigentü-
mern gilt entsprechend; 

1.1.3.7.3 bis zu sechs im Inland gelegenen Garagen und 
Stellplätzen; 

1.1.3.7.4 Ferienzimmern und Räumen an Pensionsgäste, 
sofern nicht mehr als sechs Ferienzimmer vorhan-
den sind, und unter der Voraussetzung, dass kein 
Ausschank nach dem Gaststättengesetz erfolgt. 

Werden die zahlenmäßigen Begrenzungen überschrit-
ten oder Voraussetzungen nicht eingehalten, entfällt 
die Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen 
über die Vorsorgeversicherung gemäß Ziffer 4 AHB. 

Zu Ziffer 1.1.3: 

Rückgriffsanspruch auf Familienangehörige 

Nach einer Erbschaft einer der in Ziffer 1.1.3 a) bis e) 
genannten Immobilie (Wohnungen, Häuser, Grundstü-
cke) wird im Leistungsfall auf Rückgriffsansprüche ge-
genüber Familienangehörigen in deren Eigenschaft als 
Miteigentümer verzichtet, soweit nicht anderweitig Haft-
pflichtversicherungsschutz besteht. 

1.2 Sportler und Hobbytreibender 

1.2.1 aus dem Besitz und Gebrauch von Fahrrädern (auch 
nicht versicherungspflichtigen Elektrofahrrädern): 

Versichert ist hierunter auch die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Schäden, die verursacht werden bei der Teilnah-
me an Radrennen (zum Beispiel Straßenrundfahrten, 
Triathlon etc.) sowie deren Vorbereitung und Training; 

1.2.2 aus der Ausübung von Sport – ausgenommen ist eine 
jagdliche Betätigung und die Teilnahme an Pferde-, oder 
Kraftfahrzeug-Rennen sowie die Vorbereitung hierzu 
(Training); 

1.2.3 aus dem erlaubten privaten Besitz und Gebrauch 
von Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition 
und Geschossen, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu 
strafbaren Handlungen; 

1.2.4 aus Besitz und Verwendung eigener und fremder 
Kite-Sailing-Geräte, solange der zur Ausübung des 
Sports benötigte Drachen bzw. Schirm nicht in Höhen 
von mehr als 30 Metern über Grund oder Wasser betrie-
ben werden kann; 

1.2.5 aus Besitz und Verwendung eigener und fremder 
Segelfahrzeuge (z. B Strandgleiter), jedoch keine Luft-, 
Kraft- und Wasserfahrzeuge; 

1.3 Tierhalter 

1.3.1 als Halter oder Hüter von zahmen Haustieren, ge-
zähmten Kleintieren und Bienen, nicht jedoch von 
Hunden, Rindern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtie-
ren, wilden Tieren sowie von Tieren, die zu gewerblichen 
oder landwirtschaftlichen Zwecken gehalten werden; 
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1.3.2 – soweit Versicherungsschutz nicht über eine Tier-
halter-Haftpflichtversicherung besteht – 

1.3.2.1 als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde, 
nicht jedoch von Hunden folgender Rassen sowie 
Kreuzungen daraus: 

Alano, American Bulldog, American Pitbull Terrier, 
American Staffordshire Terrier, Bandog, Bordeaux-
dogge, Bullmastiff, Bullterrier, Cane Corso, Chinesi-
scher Kampfhund, Dobermann, Dogo Argentino, Fila 
Brasileiro, Kangal (Karabash), Kaukasischer Owtschar, 
Mastiff, Mastin Espanol, Mastino Napoletano, Perro de 
Presa Canario, Perro de Presa Mallorquin, Pitbull-
Terrier, Römischer Kampfhund, Rottweiler, Staffordshi-
re Bullterrier, Tosa Inu. 

In gleicher Weise besteht kein Versicherungsschutz für 
die Haftpflicht als Hüter von Hunden, die durch Abrich-
ten eine über das natürliche Maß hinausgehende 
Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder eine an-
dere in ihrer Wirkung vergleichbare, Mensch oder Tier 
gefährdende Eigenschaft, insbesondere Beißkraft und 
fehlende Bisslösung, besitzen; 

1.3.2.2 als Halter eines ausgebildeten Blindenführhundes, 
abweichend von Ziffer 1.3.1. 

Voraussetzung für die Mitversicherung ist, dass vom 
Versorgungsamt aufgrund einer Sehbehinderung ein 
gültiger Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzei-
chen „Bl“ für eine der mitversicherten Personen erteilt 
wurde; 

1.3.2.3 als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Pferde; 

1.3.2.4 als Reiter bei der Benutzung fremder Pferde; 

1.3.2.5 als Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke 
zu privaten Zwecken. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhalter 
oder -eigentümer sowie Fuhrwerkseigentümer, es sei 
denn, es handelt sich um Personenschäden; 

1.3.3 aus der erlaubten Haltung von wilden Tieren im 
eigenen Haushalt (z. B. Schlangen oder Spinnen); 

1.3.4 Rettungs- und Bergungskosten für versicherte Tiere 

Mitversichert sind Aufwendungen, die der Versiche-
rungsnehmer für die in den Ziffern 1.3.1, 1.3.2.2 und 
1.3.3 bezeichneten Tiere zur Bergung dieser Tiere zu 
erbringen hat. 

Die Versicherungssumme beträgt 2.500 Euro, höchstens 
aber das Doppelte für alle Schäden eines Versiche-
rungsjahres. Der Versicherungsnehmer hat von jedem 
Schadenereignis 100 Euro selbst zu tragen. 

 
 

2. Mitversicherter Personenkreis (optional, falls beantragt 
und im Versicherungsschein genannt) 

Die nachfolgend genannten Bestimmungen gelten nur, wenn 
für die jeweilige Option (FAMILIE, PARTNER oder SINGLE) 
Versicherungsschutz beantragt und beurkundet wurde. 

2.1 FAMILIE 

2.1.1 Mitversicherte Ehegatten oder Partner 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 

2.1.1.1 des Ehegatten des Versicherungsnehmers, 

2.1.1.2 des eingetragenen Lebenspartners* des Versiche-
rungsnehmers  oder 

2.1.1.3 des in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versiche-
rungsnehmer lebenden Partners einer nichteheli-
chen Lebensgemeinschaft und dessen Kinder, diese 
entsprechend den Ziffern 2.1.2.1 und 2.1.2.2, wenn 
folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

                                                                  
 
* Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht anderer Staaten lebt. 
Als eingetragene Lebenspartnerschaften gelten auch die den Partner-
schaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes vergleichbaren 
Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten. 

• Der Versicherungsnehmer und der mitversicherte 
Partner müssen unverheiratet sein. 

• Der mitversicherte Partner muss im Versiche-
rungsschein namentlich benannt werden oder an-
hand einer offiziellen Meldebescheinigung des 
Einwohnermeldeamtes die nichteheliche Lebens-
gemeinschaft nachweisen können. 

2.1.2 Mitversicherte Kinder 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 

2.1.2.1 ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetra-
genen Lebenspartnerschaft lebenden Kinder (auch 
Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) bis zum vollendeten 
29. Lebensjahr. 

Der Versicherungsschutz endet mit Ablauf des 29. Le-
bensjahres automatisch, spätestens jedoch nach Ab-
lauf von 12 Monaten ab der erstmaligen Erzielung ei-
nes Einkommens aus: 

• Arbeit und/oder 

• Unternehmertätigkeit 

Hierunter fallen auch: 

• Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, selbst-
ständiger Arbeit, Gewerbebetrieb, Land- und 
Forstwirtschaft (z. B. Lohn, Gehalt aus Vollzeit-; 
Teilzeittätigkeit, Minijob, Heuer, Sold, Unterneh-
merlohn), 

• Transferleistungen des Staates (z. B. Mutter-
schaftsgeld, Elterngeld). 

Berufsausbildungsbegleitende Mini-, Aushilfs- oder Teil-
zeitjobs fallen nicht unter die vorgenannte Bestimmung; 

2.1.2.2 der in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versiche-
rungsnehmer lebenden unverheirateten und nicht in 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft* lebenden 
volljährigen Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflege-
kinder) mit geistiger oder körperlicher Behinde-
rung. 

Die Mitversicherung erlischt nicht, wenn die mitversi-
cherten Kinder in einem Behindertenheim leben. 

2.1.2.3 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der 
Teilnahme an Betriebspraktika und Ferienjobs wegen 
unmittelbar dem Arbeitgeber oder den Arbeitskollegen 
zugefügter Sachschäden bis zu einer Entschädigungs-
grenze von 5.000 Euro, soweit anderweitig kein Versi-
cherungsschutz besteht. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen  
Abnutzung, Verschleiß und Abhandenkommen von 
Sachen. 

2.1.3 Mitversicherte Eltern, Großeltern, Enkel 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht der 
in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungs-
nehmer lebenden Eltern bzw. Großeltern des Versi-
cherungsnehmers oder eines Ehegatten/Lebenspartners 
sowie der in häuslicher Gemeinschaft lebenden  
Enkelkinder. 

Die Mitversicherung erlischt nicht, wenn die mitversicher-
ten Eltern oder Großeltern in einem Altenheim leben. 

Im Falle einer Unterbringung außerhalb der häuslichen 
Gemeinschaft in einem Behinderten- oder Altenpflege-
heim besteht nur Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungsnehmer oder dessen Ehegatte aufgrund psy-
chischer Erkrankungen oder körperlicher, geistiger oder 
seelischer Behinderung der Eltern oder Großeltern vom 
Vormundschaftsgericht als Betreuer bestellt wurde oder 
unmittelbar im Anschluss an eine häusliche Gemein-
schaft mit dem Versicherungsnehmer in einem Alten- 
oder Pflegeheim untergebracht werden. 

2.1.4 Ausgeschlossen sind 

• Haftpflichtansprüche der in den Ziffern 2.1.1 bis 2.1.3 
genannten Personen gegen den Versicherungsneh-
mer sowie 

• Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen die in 
den Ziffern 2.1.1 bis 2.1.3 genannten Personen. 

Mitversichert sind jedoch etwaige übergangsfähige 
Regressansprüche von Sozialversicherungsträgern und 
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privaten Krankenversicherungsträgern, Sozialhilfeträ-
gern, öffentlichen und privaten Arbeitgebern wegen Per-
sonenschäden. 

2.1.5 Mitversicherte im Haushalt beschäftigte Personen 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 
der im Haushalt des Versicherungsnehmers beschäftig-
ten Personen (auch Au-pair-Haushaltshilfen, Pfleger) 
gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit. 

Das Gleiche gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag 
oder gefälligkeitshalber im Haushalt lebende pflegebe-
dürftige Personen oder Wohnung, Haus und Garten 
betreuen oder den Streudienst versehen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. 

2.1.6 Nachversicherung bei Ausscheiden Mitversicherter 

Entfallen die Voraussetzungen für die Mitversicherung 

• nach Ziffer 2.1.1.1, weil die Ehe rechtskräftig ge-
schieden wurde, 

• nach Ziffer 2.1.1.2, weil die Lebenspartnerschaft 
durch richterliche Entscheidung aufgehoben wurde, 
oder 

• nach Ziffer 2.1.1.3, weil die häusliche Gemeinschaft 
beendet wurde, 

so besteht Nachversicherungsschutz für 12 Monate. 
Wird bis dahin kein neuer Versicherungsschutz bei uns 
beantragt, entfällt die Nachversicherung rückwirkend. 

2.2 PARTNER (keine Kinder) 

2.2.1 Mitversicherte Ehegatten oder Partner (keine Kinder) 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 

2.2.1.1 des Ehegatten des Versicherungsnehmers, 

2.2.1.2 des eingetragenen Lebenspartners* des Versiche-
rungsnehmers  oder 

2.2.1.3 des in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versiche-
rungsnehmer lebenden Partners einer nichteheli-
chen Lebensgemeinschaft, wenn folgende Vorausset-
zungen erfüllt sind: 

• Der Versicherungsnehmer und der mitversicherte 
Partner müssen unverheiratet sein. 

• Der mitversicherte Partner muss im Versiche-
rungsschein namentlich benannt werden oder an-
hand einer offiziellen Meldebescheinigung des 
Einwohnermeldeamtes die nichteheliche Lebens-
gemeinschaft nachweisen können. 

2.2.2 Ausgeschlossen sind 

• Haftpflichtansprüche der in Ziffer 2.2.1 genannten 
Personen gegen den Versicherungsnehmer sowie  

• Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen die in 
Ziffer 2.2.1 genannten Personen. 

Mitversichert sind jedoch etwaige übergangsfähige 
Regressansprüche von Sozialversicherungsträgern und 
privaten Krankenversicherungsträgern, Sozialhilfeträ-
gern, öffentlichen und privaten Arbeitgebern wegen Per-
sonenschäden. 

2.2.3 Mitversicherte im Haushalt beschäftigte Personen 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 
der im Haushalt des Versicherungsnehmers beschäftig-
ten Personen (auch Au-pair-Haushaltshilfen, Pfleger) 
gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit. 

Das Gleiche gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag 
oder gefälligkeitshalber im Haushalt lebende pflegebe-
dürftige Personen oder Wohnung, Haus und Garten 
betreuen oder den Streudienst versehen. 

                                                                  
 
* Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht anderer Staaten lebt. 
Als eingetragene Lebenspartnerschaften gelten auch die den Partner-
schaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes vergleichbaren 
Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. 

2.2.4 Nachversicherung bei Ausscheiden Mitversicherter 

Entfallen die Voraussetzungen für die Mitversicherung 

• nach Ziffer 2.2.1.1, weil die Ehe rechtskräftig ge-
schieden wurde, 

• nach Ziffer 2.2.1.2, weil die Lebenspartnerschaft 
durch richterliche Entscheidung aufgehoben wurde, 
oder 

• nach Ziffer 2.2.1.3, weil die häusliche Gemeinschaft 
beendet wurde, 

so besteht Nachversicherungsschutz für 12 Monate. 
Wird bis dahin kein neuer Versicherungsschutz bei uns 
beantragt, entfällt die Nachversicherung rückwirkend. 

2.2.5 Mitversicherung weiterer Personen 

Der Versicherungsschutz erweitert sich auf die Mitversi-
cherung von Kindern gemäß Ziffer 2.1.2, wenn die Ge-
burt bzw. die Aufnahme von Adoptiv- oder Pflegekindern 
innerhalb eines Monats dem Versicherer anzeigt wird. 
Ab Beginn der Mitversicherung wird der Vertrag auf den 
Familien-Tarif umgestellt. Es ist der im Tarif hierfür vor-
gesehene Beitrag zu zahlen. 

2.3 SINGLE (kein Ehegatten/Partner und keine Kinder) 

2.3.1 Mitversicherte im Haushalt beschäftigte Personen 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 
der im Haushalt des Versicherungsnehmers beschäftig-
ten Personen (auch Au-pair-Haushaltshilfen, Pfleger) 
gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit. 

Das Gleiche gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag 
oder gefälligkeitshalber im Haushalt lebende pflegebe-
dürftige Personen oder Wohnung, Haus und Garten 
betreuen oder den Streudienst versehen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. 

2.3.2 Nachversicherung bei Ausscheiden Mitversicherter 

Entfallen die Voraussetzungen für die Mitversicherung 
nach Ziffer 2.3.1, so besteht kein Nachversicherungs-
schutz. 

2.3.3 Mitversicherung weiterer Personen 

2.3.3.1 Heiratet der Versicherungsnehmer oder geht eine 
Lebenspartnerschaft gemäß Ziffer 2.2.1.2 ein, erweitert 
sich der Versicherungsschutz auf den Partner gemäß 
Ziffer 2.2.1, wenn die Heirat oder Eintragung der Part-
nerschaft innerhalb eines Monats dem Versicherer an-
zeigt wird. Ab Beginn der Mitversicherung wird der 
Vertrag auf den Partner-Tarif umgestellt. Es ist der im 
Tarif hierfür vorgesehene Beitrag zu zahlen. 

2.3.3.2 Wird eine Lebensgemeinschaft nach Ziffer 2.2.1.3 
eingegangen, besteht Versicherungsschutz erst nach 
Beantragung beim Versicherer. 

2.3.3.3 Der Versicherungsschutz erweitert sich auf die Mitver-
sicherung von Kindern gemäß Ziffer 2.1.2, wenn die 
Geburt bzw. die Aufnahme von Adoptiv- oder Pflege-
kindern innerhalb eines Monats dem Versicherer an-
zeigt wird. Ab Beginn der Mitversicherung wird der 
Vertrag auf den Familien-Tarif umgestellt. Es ist der im 
Tarif hierfür vorgesehene Beitrag zu zahlen. 

 
 

3. Gebrauch von Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen 

3.1 Grundsätzlicher Ausschluss 

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Eigentü-
mers, Besitzers, Halters oder Führers eines Kraft-, Luft-, 
Wasserfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers wegen 
Schäden, die durch den Gebrauch des Fahrzeuges verur-
sacht werden. 

Ausgenommen hiervon sind die Bestimmungen der nach-
folgenden Ziffern 3.2 bis 3.4. 
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3.2 Mitversicherte Haftpflichtschäden durch Gebrauch von 
Kraftfahrzeugen 

3.2.1 Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den Gebrauch von 

3.2.1.1 motorgetriebenen Krankenfahrstühle, sofern sie nicht 
versicherungspflichtig sind; 

3.2.1.2 motorgetriebenen Golfwagen mit nicht mehr als 30 km/h 
Höchstgeschwindigkeit, sofern sie nicht versiche-
rungspflichtig sind; 

3.2.1.3 nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen ver-
kehrenden Kraftfahrzeugen und Anhängern, ohne 
Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit; 

3.2.1.4 Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchst-
geschwindigkeit; 

3.2.1.5 selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h Höchstgeschwindigkeit, auch Aufsitzrasen-
mähern; 

3.2.1.6 nicht versicherungspflichtigen Anhängern; 

3.2.1.7 ferngelenkten Land-Modellfahrzeugen. 

3.2.2 Be- und Entladeschäden 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Halter eines Personenkraftwagens 
wegen Schäden, die Dritten beim Be- oder Entladen  
seines Personenkraftwagens verursacht wurden. Die 
Höchstleistung des Versicherers ist auf 2.500 Euro je 
Versicherungsfall und je Versicherungsjahr begrenzt. 
Der Versicherungsnehmer trägt von jedem Schadener-
eignis 100 Euro selbst. 

3.2.3 Betankungsschäden 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den, die an fremden geliehenen, gemieteten oder gefäl-
ligkeitshalber überlassenen Kraftfahrzeugen durch ver-
sehentliche Betankung mit für das Fahrzeug nicht geeig-
neten Kraftstoffen entstehen. 

Es besteht kein Versicherungsschutz für Fahrzeuge, die 
dem Versicherungsnehmer oder einer mitversicherten 
Person zum dauerhaften oder regelmäßigen Gebrauch 
überlassen wurden. 

Die Höchstleistung des Versicherers ist auf 1.000 Euro je 
Versicherungsfall und je Versicherungsjahr begrenzt. 
Der Versicherungsnehmer trägt von jedem Schadener-
eignis 100 Euro selbst. 

3.2.4 Beschädigungen von Kraftfahrzeugen (Rabattausgleich, 
Vollkasko SB) 

Beschädigt der Versicherungsnehmer oder eine mitver-
sicherte Person ein fremdes, von einem Dritten un-
entgeltlich geliehenes oder gefälligkeitshalber überlas-
senes Kraftfahrzeug durch den Gebrauch, so besteht 
Versicherungsschutz bis zur Höhe: 

• der vereinbarten Selbstbeteiligung der Vollkaskover-
sicherung, maximal 1.000 Euro je Versicherungsfall 
und Jahr. Der Versicherungsnehmer trägt von jedem 
Schadenereignis 100 Euro selbst. Voraussetzung für 
die Entschädigung ist ein Regulierungsnachweis des 
Vollkasko-Versicherers, aus welchem die in Abzug 
gebrachte Selbstbeteiligung entnommen werden 
kann. 

• des vom Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherer ent-
standenen Vermögensschaden, welcher entstanden 
ist durch die Rückstufung des Schadenfreiheitsrabat-
tes. Die Höchstleistung des Versicherers ist auf die 
Mehrprämie nach der Rückstufung der ersten 3 Jah-
re begrenzt. Voraussetzung für die Entschädigung ist 
ein Nachweis des Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rers des Dritten, aus welchem der erhöhte Schaden-
freiheitsrabatt und die erhöhte Mehrprämie nach 
Maßgabe der gültigen Tarifbestimmungen entnom-
men werden kann. 

3.2.5 Gemietete Kraftfahrzeuge in Europa 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Führer ei-
nes fremden versicherungspflichtigen Kraftfahrzeuges 
wegen Schäden, die auf einer Reise im europäischen 
Ausland eintreten, soweit nicht oder nicht ausreichend 

aus einer für das Fahrzeug abgeschlossenen Haftpflicht-
versicherung Deckung besteht. 

Als Kraftfahrzeuge gelten: 

• Personenkraftwagen, 

• Krafträder, 

• Wohnmobile bis 4 t zulässigem Gesamtgewicht, 

soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beför-
derung von nicht mehr als 9 Personen (einschließlich 
Führer) bestimmt sind. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die ge-
setzliche Haftpflicht aus dem Mitführen von Wohnwagen-, 
Gepäck- oder Bootsanhängern. 

Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem 
bestehenden Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrag, so gilt 
der Versicherungsschutz dieser Privat-Haftpflichtversi-
cherung im Anschluss an die bestehende Kfz-Haftpflicht-
versicherung. 

Zu Ziffer 3.2 ff gilt: 

Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in 
den Ziffern 3.1 (2) AHB und 4.3 (1) AHB. 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten ge-
brauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unbe-
rechtigten Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahr-
erlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von ei-
nem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahr-
erlaubnis hat. 

3.3 Mitversicherte Haftpflichtschäden durch Gebrauch von 
Luftfahrzeugen 

Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den Gebrauch 

3.3.1 von Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht 
unterliegen, sowie 

3.3.2 von Flugmodellen, unbemannten Ballonen und Drachen, 

• die weder durch Motoren oder Treibsätze angetrie-
ben werden  und 

• deren Fluggewicht 5 kg nicht übersteigt. 

3.4 Mitversicherte Haftpflichtschäden durch Gebrauch von 
Wasserfahrzeugen 

3.4.1 Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den Gebrauch von 

3.4.1.1 Wassersportfahrzeugen, ausgenommen eigene Se-
gelboote und eigene oder fremde Wassersportfahr-
zeuge mit Motoren (auch Hilfs-, Außenbordmotoren) 
oder Treibsätzen. Mitversichert sind jedoch Surfbretter. 

Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch 
von fremden Wassersportfahrzeugen mit Motoren, so-
weit für das Führen keine behördliche Erlaubnis erfor-
derlich ist; 

3.4.1.2 ferngelenkten Wasser-Modellfahrzeugen; 

3.4.1.3 eigenen Segelbooten mit und ohne Hilfsmotor bis 20 
qm Segelfläche. 

 
 

4. Sonstige Deckungserweiterungen 

4.1 Versicherte nebenberufliche Tätigkeiten 

4.1.1 Tagesmutter/-vater 

4.1.1.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Tagesmutter/-vater für maximal fünf 
Kinder, insbesondere aus der Beaufsichtigung von 
tagsüber zur Betreuung übernommenen minderjähri-
gen Kindern. 

Nicht versichert ist jedoch die Ausübung dieser Tätig-
keit in Betrieben und Institutionen, z. B. Kindergärten, 
Kinderhorten oder Kindertagesstätten. 
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4.1.1.2 Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche der 
Kinder bzw. ihrer Erziehungsberechtigten wegen 
Schäden, die die zu betreuenden Kinder erleiden. 

4.1.1.3 Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Kinder sowie die Haftpflicht wegen Abhan-
denkommens von Sachen und der Verlust von Geld 
der zu betreuenden Kinder. 

4.1.2 Nebenberufliche Tätigkeiten 

4.1.2.1 Mitversichert sind Nebentätigkeiten in den Bereichen: 

• Alleinunterhalter, 

• Annahmestellen für Sammelbesteller, 

• Änderungsschneiderei, Stickerei, 

• Daten- und Texterfassung, 

• Fotografen, 

• Friseure, 

• Handel mit Haushaltsreinigungsmitteln, -waren,  
-geräten sowie Geschirr, 

• Kosmetikhandel (ohne Herstellung), 

• Kunsthandwerker, Töpfer, 

• Markt- und Meinungsforschung, 

• Souvenirhandel, Schmuckhandel, 

• Tierbetreuung, 

• Übersetzer, 

• Erteilung von Nachhilfeunterricht, 

• Vertrieb (keine Herstellung) von Dessous, Kerzen, 
Kosmetik, Geschirr, Kochgeräten, 

• Vertrieb – auch Herstellung – von Schmuck, 

• Durchführung von Babysitting, 

• Erteilung von Fitnesskursen, 

• Mitwirkung an Karnevalsveranstaltungen, 

• Erteilung von Musikunterricht. 

4.1.2.2 Voraussetzungen für die Mitversicherung 

• Der Versicherungsnehmer besitzt keine Betriebs-
stätte und hat keine Angestellten. Die Benutzung 
eines Arbeitszimmers sowie das Vorhalten einer 
Lagerstätte in der Wohnimmobilie gefährden den 
Versicherungsschutz jedoch nicht. 

• Es handelt sich um eine nebenberufliche Tätigkeit 
die in der Freizeit ausgeführt wird. Der überwie-
gende Lebensunterhalt des Haushaltes wird an-
derweitig bestritten 

• Der jährliche Gesamtumsatz beträgt maximal 
12.000 Euro. 

4.1.3 Ehrenamt 

4.1.3.1 Mitversichert ist abweichend von Ziffer 1.1 a), soweit 
nicht anderweitig Versicherungsschutz besteht, die ge-
setzliche Haftpflicht der versicherten Person wegen 
Personen- und Sachschäden aus im Inland ausgeüb-
ten unentgeltlichen Tätigkeiten zum Wohle des Ge-
meinwesens (ehrenamtliche Tätigkeiten) 

• im Rahmen eines öffentlichen Amtes oder in Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts, wenn sie 
nicht durch eine hauptamtliche Tätigkeit der versi-
cherten Person veranlasst sind; 

• im Rahmen von ehrenamtlicher Tätigkeit oder un-
entgeltlicher Freiwilligenarbeit, eines sozialen En-
gagements. 

Dazu zählt die Mitarbeit 

• in der Kranken- und Altenpflege, der Behinderten-, 
Kirchen- und Jugendarbeit, 

• in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und Inte-
ressenverbänden, 

• bei der Freizeitgestaltung in Sportvereinigungen, 
Musikgruppen, bei Pfadfindern oder gleichartig or-
ganisierten Gruppen. 

4.1.3.2 Unentgeltlich im Sinne dieser Bestimmungen sind 
Tätigkeiten auch dann, wenn die versicherte Person 
hierfür eine Aufwandsentschädigung zur Deckung der 
ihr persönlich entstandenen Kosten erhält. 

4.1.3.3 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben 
Tätigkeiten, 

• die auch Gegenstand eines von der versicherten 
Person selbstständig ausgeübten Berufes oder 
Gewerbes sind; 

• deren Ausübung, wenn sie im Rahmen eines Beru-
fes oder Gewerbes erfolgen würde, einer behördli-
chen Erlaubnis bzw. einer Zulassung bedürfen; 

• für die eine Versicherungspflicht besteht; 

• im medizinischen Dienst oder in Rettungsdiensten; 

• der Kranken- oder Altenpflege, soweit es hierfür 
einer besonderen Ausbildung bzw. Zulassung be-
darf. 

• in öffentlichen/hoheitlichen Ehrenämtern wie z. B. 
als Bürgermeister, Gemeinderatsmitglied, Schöffe, 
Laienrichter, Prüfer für Kammern, Angehöriger der 
freiwilligen Feuerwehr. 

4.1.3.4 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben 
Ansprüche 

• wegen Schäden am Eigentum der Dienststelle 
oder an von Dritten der Dienststelle oder der versi-
cherten Person anvertrauten Sachen; 

• aus dem Halten von Hunden und Pferden; 

• aus Besitz und Verwendung von Kraft-, Luft-, 
Wasser- und Schienenfahrzeugen. 

4.1.3.5 Ferner sind ausgeschlossen Ansprüche aus Perso-
nenschäden, bei denen es sich um Dienst- oder  
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb der 
Dienststelle gemäß den beamtenrechtlichen Bestim-
mungen oder gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 

4.1.4 Vormundschaftlich bestellter Betreuer/Vormund 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der versicher-
ten Personen als vom Vormundschaftsgericht bestellter, 
nicht beruflicher Betreuer/Vormund für die zu betreuende 
Person. 

Für die Dauer der Betreuung/Vormundschaft ist im Um-
fang dieses Vertrages die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht für die betreute Person mitversichert, sofern es 
sich um eine in den Ziffern 2.1 und 2.2 genannte Person 
(z. B. Eltern, Enkel, Großeltern) handelt. 

4.1.5 Häusliches Arbeitszimmer 

Das Vorhandensein eines häuslichen Arbeitszimmers 
beeinträchtigt den Versicherungsschutz nicht. 

 
4.2 Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung 

4.2.1 Eingeschlossen ist – insoweit abweichend von Ziffer 7.15 
AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten 
(z. B. im Internet, per E-Mail oder mittels Datenträger), 

soweit es sich handelt um 

4.2.1.1 Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Drit-
ten durch Computer-Viren und/oder andere Schadpro-
gramme; 

4.2.1.2 Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Da-
ten bei Dritten und zwar wegen 

• sich daraus ergebender Personen- und Sachschä-
den, nicht jedoch weiterer Datenveränderungen 
sowie 

• der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten 
Daten bzw. Erfassung/korrekter Speicherung nicht 
oder fehlerhaft erfasster Daten; 

4.2.1.3 Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Da-
tenaustausch. 

4.2.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine aus-
zutauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Da-
ten durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken 
(z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft wer-
den bzw. worden sind, die dem Stand der Technik ent-
sprechen. Diese Maßnahmen können auch durch Dritte 
erfolgen. 
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Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, 
so gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von 
Obliegenheiten). 

4.2.3 Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sach- und Vermögensschäden auf 
1.000.000 Euro je Versicherungsfall begrenzt. 

Dieser Betrag stellt zugleich die Höchstersatzleistung für 
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar. 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese 

• auf derselben Ursache, 

• auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder 

• auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstel-
lung elektronischer Daten mit gleichen Mängeln 

beruhen. 

Die Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 

4.2.4 Versicherungsschutz besteht – insoweit abweichend von 
Ziffer 7.9 AHB – für Versicherungsfälle im Ausland. 

Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflicht-
ansprüche in europäischen Staaten und nach dem Recht 
europäischer Staaten geltend gemacht werden. 

4.2.5 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend ge-
nannten Tätigkeiten und Leistungen: 

• Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung,  
-Pflege; 

• IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung,  
-Schulung; 

• Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, 
-wartung, -pflege; 

• Bereithaltung fremder Inhalte (z. B. Access-, Host-, 
Full-Service-Providing); 

• Betrieb von Datenbanken. 

4.2.6 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche 

4.2.6.1 wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der 
Versicherungsnehmer bewusst 

• unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/ 
Datennetze eingreift (z. B. Hacker-Attacken, Denial 
of Service Attacks), 

• Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenord-
nung zu zerstören oder zu verändern (z. B. Soft-
ware-Viren, Trojanische Pferde); 

4.2.6.2 die in engem Zusammenhang stehen mit 

• massenhaft versandten, vom Empfänger ungewoll-
ten elektronisch übertragenen Informationen (z. B. 
Spamming), 

• Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich 
bestimmte Informationen über Internet-Nutzer ge-
sammelt werden sollen; 

4.2.6.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes 
Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften (z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-
Tauschbörsen) oder durch sonstige bewusste Pflicht-
verletzungen herbeigeführt haben. 

 
4.3 Vorübergehende Auslandsaufenthalte 

4.3.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommen-
den Versicherungsfällen, 

4.3.1.1 die auf eine versicherte Handlung im Inland bzw. auf 
ein im Inland bestehendes versichertes Risiko zurück-
zuführen sind; 

4.3.1.2 die bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt 

• in EU-Staaten ohne zeitliche Begrenzung, 

• in sonstigen Ländern bis zu fünf Jahren 

eingetreten sind. 

4.3.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vorü-
bergehenden Benutzung oder Anmietung (nicht dem Ei-

gentum) von im Ausland gelegenen Wohnungen und 
Häusern gemäß Ziffer 1.1.3. 

4.3.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die 
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als 
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäi-
schen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewie-
sen ist. 

4.3.4 Für nach Ablauf des in Ziffer 4.3.1.2 genannten Zeitrau-
mes im Ausland eintretende Versicherungsfälle besteht 
kein Versicherungsschutz. 

 
4.4 Kaution 

Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungsfall 
innerhalb der Europäischen Union durch behördliche An-
ordnung eine Kaution zur Sicherstellung von Leistungen 
aufgrund seiner gesetzlichen Haftpflicht zu hinterlegen, 
stellt der Versicherer dem Versicherungsnehmer den er-
forderlichen Betrag bis zu einer Höhe von 100.000 Euro 
zur Verfügung. 

Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leis-
tende Schadenersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution 
höher als der zu leistende Schadenersatz, ist der Versiche-
rungsnehmer verpflichtet, den Differenzbetrag zurückzu-
zahlen. 

Das Gleiche gilt, wenn die Kaution als Strafe, Geldbuße 
oder für die Durchsetzung von Schadenersatzforderungen, 
die über diese Privat-Haftpflichtversicherung nicht versi-
chert sind, einbehalten wird oder die Kaution verfallen ist. 

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

 
4.5 Mietsachschäden 

4.5.1 Gemietete Immobilien 

4.5.1.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von 
Wohnräumen und sonstigen zu privaten Zwecken ge-
mieteten Räumen in Gebäuden und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden. 

4.5.1.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 

• Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Bean-
spruchung, 

• Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und 
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- 
und Gasgeräten und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, 

• Glasschäden, soweit sich der Versicherungsneh-
mer hiergegen besonders versichern kann, 

• Schäden infolge von Schimmelbildung. 

4.5.2 Gemietetes Mobiliar 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von ge-
mietetem Mobiliar in Hotels, Ferienwohnungen, Ferien-
häusern oder zu sonstigen privaten Zwecken gemieteten 
Unterkünften bei einer Mietdauer von bis zu sechs Mo-
naten und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. 

4.5.3 Andere gemietete Sachen 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung oder 
Zerstörung von gemieteten, geliehenen, gepachteten, 
geleasten oder gefälligkeitshalber überlassenen fremden 
beweglichen Sachen, die nicht Einrichtungsgegenstän-
de/Inventar in Zimmern von Hotels, Ferienwohnungen 
oder Ferienhäusern sind, und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden. 

Die Höchstersatzleistung des Versicherers für derartige 
Mietsachschäden beträgt innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden je Versicherungsfall 10.000 Euro. 
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Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 
150 Euro selbst zu tragen. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versi-
cherungssumme. 

 
4.6 Vermögensschäden 

4.6.1 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne von 
Ziffer 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, die während 
der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 

4.6.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

4.6.2.1 durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem 
Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) herge-
stellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder 
sonstige Leistungen; 

4.6.2.2 aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-
der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

4.6.2.3 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

4.6.2.4 aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

4.6.2.5 aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reisever-
anstaltung; 

4.6.2.6 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, 
Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung 
sowie aus Untreue oder Unterschlagung; 

4.6.2.7 aus 

• Rationalisierung und Automatisierung; 

• Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wieder-
herstellung; 

• Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektroni-
scher Daten; 

4.6.2.8 aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und 
Namensrechten, gewerblichen Schutzrechten und Ur-
heberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbs-
rechts; 

4.6.2.9 aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- 
und Kostenanschlägen; 

4.6.2.10 aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehe-
malige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, 
Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer 
vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe 
im Zusammenhang stehen; 

4.6.2.11 aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Be-
dingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger be-
wusster Pflichtverletzung; 

4.6.2.12 aus dem Abhandenkommen von Sachen (z. B. von 
Geld, Wertpapieren und Wertsachen); 

4.6.2.13 durch ständige Emissionen (z. B. Geräusche, Gerü-
che, Erschütterungen). 

4.6.3 Die Versicherungssumme für Sachschäden gilt zugleich 
auch als Versicherungssumme für Vermögensschäden. 

 
4.7 Abhandenkommen von fremden Schlüsseln 

4.7.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ab-
handenkommen von Schlüsseln oder Code-Karten mit 
Schlüsselfunktion, die sich aus privaten, beruflichen, 
dienstlichen oder amtlichen (auch ehrenamtlichen) Grün-
den oder im Rahmen einer Vereinstätigkeit im rechtmä-
ßigen Gewahrsam der versicherten Personen befinden. 

4.7.2 Umfang des Versicherungsschutzes 

4.7.2.1 Ersetzt werden die Kosten für 

• den Ersatz der Schlüssel oder Code-Karten, 

• einen notwendigen Austausch der Schließanlagen, 

• vorübergehende Notmaßnahmen (Notschloss), 

• für die Bewachung des Gebäudes, solange die 
Schließanlagen nicht ausgewechselt werden können. 

4.7.2.2 Bei Verlust eigener Schlüssel zu einer Zentralschließ-
anlage, wird der auf die eigene Wohnung entfallende 
Anteil des Schadens abgezogen. 

4.7.3 Ausschlüsse 

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus 

• dem Verlust von Schlüsseln, die dem Arbeitgeber von 
Kunden oder sonstigen Dritten überlassen wurden, 

• dem Verlust von nicht privaten Tresorschlüsseln, 

• Folgeschäden eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen 
Einbruchs). 

4.7.4 Leistungsbegrenzung 

4.7.4.1 Verlust von privaten Schlüsseln 

Die Entschädigung ist auf die für Sachschäden verein-
barte Summe begrenzt. 

4.7.4.2 Verlust von nicht privaten Schlüssel 

Die Entschädigung ist im Rahmen der Sachschaden-
deckung auf 50.000 Euro begrenzt. 

 
4.8 Forderungsausfallversicherung 

4.8.1 Gegenstand der Forderungsausfalldeckung 

4.8.1.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer oder eine gemäß den Ziffern 
2.1.1 bis 2.1.3 bzw. 2.2.1 genannte Person während 
der Wirksamkeit der Versicherung von einem Dritten 
geschädigt wird (Versicherungsfall) und der wegen 
dieses Schadenereignisses in Anspruch genommene 
Dritte seiner Schadenersatzverpflichtung ganz oder 
teilweise nicht nachkommen kann, weil die Zahlungs- 
oder Leistungsunfähigkeit des schadenersatzpflichti-
gen Dritten festgestellt worden ist und die Durchset-
zung der Forderung gegen ihn gescheitert ist. 

Ein Schadenereignis ist ein Ereignis, das einen Perso-
nen-, Sach- oder daraus resultierenden Vermögens-
schaden zur Folge hat und für den der Dritte aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts zum Schadenersatz verpflichtet ist (schädigen-
der Dritter). 

4.8.1.2 Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, in 
dem der schadenersatzpflichtige Dritte Versicherungs-
schutz im Rahmen und Umfang der Privat-
Haftpflichtversicherung des Versicherungsnehmers 
hätte. Daher finden im Rahmen der Forderungsaus-
falldeckung für die Person des Schädigers auch die 
Risikobeschreibungen und Ausschlüsse Anwendung, 
die für den Versicherungsnehmer gelten. So besteht 
insbesondere kein Versicherungsschutz, wenn der 
Schädiger den Schaden im Rahmen seiner beruflichen 
oder gewerblichen Tätigkeit verursacht hat oder wenn 
der Schädiger den Versicherungsfall vorsätzlich her-
beigeführt hat. 

4.8.1.3 Mitversichert sind in Abänderung von Ziffer 1.3.1 
gesetzliche Haftpflichtansprüche gegen Dritte aus der 
Eigenschaft des Schädigers als privater Halter eines 
Hundes oder Pferdes. 

4.8.1.4 Zusätzlich besteht Versicherungsschutz für Schaden-
ersatzansprüche aus der Eigenschaft des Schädigers 
(Dritten) als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer 
eines Kraftfahrzeuges. Leistungen aus einer für den 
Schädiger bzw. das Fahrzeug bestehenden Kraftfahr-
zeughaftpflichtversicherung sind zunächst geltend zu 
machen. Decken die Leistungen aus einem entspre-
chenden Vertrag den gesamten Schadenersatzan-
spruch des Versicherungsnehmer bzw. der versicher-
ten Personen nicht ab, werden nach Maßgabe dieser 
Bedingungen eventuelle Restansprüche befriedigt. 

4.8.2 Leistungsvoraussetzungen 

Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungsneh-
mer oder einer gemäß den Ziffern 2.1.1 bis 2.1.3 bzw. 
2.2.1 genannten Person leistungspflichtig, wenn 

4.8.2.1 die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil oder 
einen vollstreckbaren Vergleich vor einem ordentlichen 
Gericht in der Bundesrepublik Deutschland oder einem 
anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union, der 
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Schweiz, Norwegens, Island und Liechtenstein festge-
stellt worden ist. 

Anerkenntnis-, Versäumnisurteile und gerichtliche Ver-
gleiche sowie vergleichbare Titel der vorgenannten 
Länder binden den Versicherer nur, soweit der An-
spruch auch ohne einen dieser Titel bestanden hätte; 

4.8.2.2 der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfä-
hig ist. 

Dies ist der Fall, wenn der Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person nachweist, dass 

• eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befrie-
digung geführt hat, 

• eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, 
da der schadenersatzpflichtige Dritte in den letzten 
drei Jahren die eidesstattliche Versicherung über 
seine Vermögensverhältnisse abgegeben hat oder 

• ein gegen den schadenersatzpflichtigen Dritten 
durchgeführtes Insolvenzverfahren nicht zur vollen 
Befriedigung geführt hat oder ein solches Verfah-
ren mangels Masse abgelehnt wurde; 

und 

4.8.2.3 an den Versicherer die Ansprüche gegen den scha-
denersatzpflichtigen Dritten in Höhe der Versiche-
rungsleistung abgetreten werden und die vollstreckba-
re Ausfertigung des Urteils oder Vergleichs ausgehän-
digt wird. Der Versicherungsnehmer hat an der Um-
schreibung des Titels auf den Versicherer mitzuwirken. 

4.8.3 Umfang der Forderungsausfalldeckung 

4.8.3.1 Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titulier-
ten Forderung. 

4.8.3.2 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn 
sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt. 

4.8.3.3 Für Schäden bis zur Höhe von 1.000 Euro besteht kein 
Versicherungsschutz. 

4.8.3.4 Dem schadenersatzpflichtigen Dritten stehen keine 
Rechte aus diesem Vertrag zu. 

4.8.4 Räumlicher Geltungsbereich 

Versicherungsschutz besteht – abweichend von Zif-
fer 4.3 – für Schadenersatzansprüche aufgrund gesetzli-
cher Haftpflichtbestimmungen privat-rechtlichen Inhalts 
anlässlich von Schadenereignissen, die in einem Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union, der Schweiz, Nor-
wegens, Island oder Liechtenstein eintreten. 

4.8.5 Ausschlüsse 

4.8.5.1 Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden an 

• Kraft-, Kraftfahrzeuganhänger, Luft- und Wasser-
fahrzeugen; 

• Immobilien; 

• Tieren; 

• Sachen, die ganz oder teilweise dem Bereich ei-
nes Betriebes, Gewerbes, Berufes, Dienstes oder 
Amtes des Versicherungsnehmers oder einer mit-
versicherten Person zuzurechnen sind. 

4.8.5.2 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

• Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechts-
verfolgung; 

• Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder 
vertraglichen Forderungsübergangs; 

• Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass be-
rechtigte Einwendungen oder begründete Rechts-
mittel nicht oder nicht rechtzeitig vorgebracht oder 
eingelegt wurden; 

• Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz 

• ein anderer Versicherer Leistungen zu erbrin-
gen hat (z. B. der Schadensversicherer des 
Versicherungsnehmers) oder 

• ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleis-
tungsträger Leistungen zu erbringen hat, auch 

nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Beteili-
gungsansprüche oder ähnliche von Dritten 
handelt. 

 
4.9 Schäden durch Gefälligkeitshandlungen 

Im Falle der fehlenden Haftung wegen Gefälligkeitshand-
lung (z. B. Nachbarschaftshilfe) wird sich auf Wunsch des 
Versicherungsnehmers der Versicherer gegenüber dem 
Geschädigten hierauf nicht berufen. 

Dieser Verzicht auf den Einwand der fehlenden Haftung er-
folgt bei Schäden bis 100.000 Euro, wobei die Entschädi-
gungsleistung für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
auf insgesamt 200.000 Euro begrenzt ist. 

Ansonsten erfolgt die Regulierung nach Sach- und Rechts-
lage. 

Zahlungen erfolgen jeweils ohne Anerkenntnis einer 
Rechtspflicht. 

Diese Bestimmungen finden keine Anwendung, soweit ein 
anderer Versicherer (auch Sozialversicherungsträger) leis-
tungspflichtig ist. 

 
4.10 Schäden durch nicht deliktfähige Personen 

Auf Wunsch des Versicherungsnehmers wird sich der Ver-
sicherer nicht auf eine Deliktunfähigkeit der gemäß den Zif-
fern 2.1.1 bis 2.1.3 bzw. 2.2.1 mitversicherten Personen 
berufen. 

Diese Leistung wird ausschließlich im Interesse des Versi-
cherungsnehmers geboten. Der Geschädigte kann hieraus 
keine Rechte herleiten. Zahlungen erfolgen jeweils ohne 
Anerkenntnis einer Rechtspflicht. 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sach- und Vermögensschäden auf 
100.000 Euro je Versicherungsfall begrenzt. 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 150 Euro 
selbst zu tragen. 

Diese Bestimmungen finden keine Anwendung, soweit ein 
anderer Versicherer (auch Sozialversicherungsträger) leis-
tungspflichtig ist, der Geschädigte selbst aufsichtspflichtig 
war oder von einem Aufsichtspflichtigen Schadenersatz 
verlangen kann. 

 
4.11 Neuwertentschädigung 

In teilweiser Abänderung von Ziffer 1.1 AHB erstattet der 
Versicherer auf Wunsch des Versicherungsnehmers 
Schäden auch über die gesetzliche Schadenersatzpflicht 
(Zeitwert) hinaus. 

Die Höchstersatzleistung für eine Erstattung errechnet sich 
aus der Differenz von Neu- und Zeitwert, maximal 250 Euro 
je Schadenereignis und Versicherungsjahr. 

Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Brillen, sons-
tigen optischen Gläsern und elektrischen/elektronischen 
Geräten aller Art. 

 
4.12 Haftpflichtansprüche von Arbeitskollegen 

Versichert ist weiterhin die Inanspruchnahme des Versi-
cherungsnehmers oder der mitversicherten Person aus 
Sachschäden aufgrund betrieblich und arbeitsvertraglich 
veranlasster Tätigkeiten gegenüber Arbeitskollegen soweit 
nicht anderweitig Haftpflichtversicherungsschutz besteht. 

Die Höchstleistung des Versicherers ist auf 5.000 Euro je 
Versicherungsfall und Versicherungsjahr begrenzt. Der 
Versicherungsnehmer trägt von jedem Schadenereignis 
150 Euro selbst. 

 
4.13 Erhöhung der Vorsorgeversicherung 

Abweichend von Ziffer 4.2 AHB wird der Versicherungs-
schutz für neue Risiken auf den Betrag von 3.000.000 Euro 
pauschal für Personen- und Sachschäden erhöht, sofern 
nicht im Versicherungsschein geringere Versicherungs-
summen für die Privat-Haftpflichtversicherung festgesetzt 
sind. Hinsichtlich Vermögensschäden bleibt es bei dem in 
Ziffer 4.2 AHB vorgesehenen Versicherungsschutz. 
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4.14 Ansprüche aus Benachteiligungen 

4.14.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes 

4.14.1.1 Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtver-
sicherung (AHB), den übrigen Bestimmungen dieser 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen 
und den nachfolgenden Vereinbarungen. 

4.14.1.2 Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und 
den mitversicherten Personen – abweichend von Zif-
fer 7.17 AHB – Versicherungsschutz für den Fall, dass 
der Versicherungsnehmer oder mitversicherte Perso-
nen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privat-rechtlichen Inhalts wegen Benachteiligungen 
aus den in Ziffer 4.14.1.3 genannten Gründen für einen 
Personen-, Sach- oder Vermögensschaden auf Scha-
densersatz in Anspruch genommen werden. 

Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungs-
schutz als Dienstherr der in seinem Privathaushalt 
oder sonstigen privaten Lebensbereich beschäftigten 
Personen. Beschäftigte Personen sind auch die Be-
werberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsver-
hältnis sowie die Person, deren Beschäftigungsver-
hältnis beendet ist. 

Mitversicherte Personen sind die in den Ziffern 2.1.1 
bis 2.1.3 bzw. 2.2.1 genannten Personen. 

4.14.1.3 Gründe für eine Benachteiligung sind die Rasse, die 
ethnische Herkunft, das Geschlecht, die Religion, die 
Weltanschauung, eine Behinderung, das Alter oder die 
sexuelle Identität. 

4.14.2 Versicherungsfall/Zeitliche Abgrenzung des Versiche-
rungsschutzes 

4.14.2.1 Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – 
die erstmalige Geltendmachung eines Haftpflichtan-
spruchs gegen den Versicherungsnehmer oder eine 
mitversicherte Person während der Dauer des Versi-
cherungsvertrages. Im Sinne dieses Vertrages ist ein 
Haftpflichtanspruch geltend gemacht, wenn gegen den 
Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person 
ein Anspruch schriftlich erhoben wird oder ein Dritter 
dem Versicherungsnehmer oder einer mitversicherten 
Person schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen den 
Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person 
zu haben. 

4.14.2.2 Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende 
Benachteiligung müssen während der Wirksamkeit der 
Versicherung erfolgt sein. Wird eine Benachteiligung 
durch fahrlässige Unterlassung verursacht, gilt sie im 
Zweifel als an dem Tag begangen, an welchem die 
versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen 
werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzu-
wenden. 

4.14.3 Versicherungsumfang 

Für den Umfang der Leistung des Versicherers ist die im 
Versicherungsschein angegebene Versicherungssumme 
der Höchstbetrag für jeden Versicherungsfall und für alle 
während eines Versicherungsjahres eingetretenen Ver-
sicherungsfälle zusammen. 

4.14.4 Ausschlüsse 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche 

4.14.4.1 gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitver-
sicherten Personen, soweit sie den Schaden durch 
wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Be-
schluss, Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige 
wissentliche Pflichtverletzung herbeigeführt haben; 
dem Versicherungsnehmer und/oder den mitversicher-
ten Personen werden die Handlungen oder Unterlas-
sungen nicht zugerechnet, die ohne ihr Wissen began-
gen worden sind; 

4.14.4.2 die von den mitversicherten Personen gemäß Zif-
fer 4.14.1.2 geltend gemacht werden; 

4.14.4.3 – teilweise abweichend von Ziffer 4.3 – 

• welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands gel-
tend gemacht werden – dies gilt auch im Falle der 
Vollstreckung von Urteilen, die außerhalb Deutsch-
lands gefällt wurden; 

• wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des 
Rechts ausländischer Staaten; 

4.14.4.4 auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit Straf-
charakter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und 
Ordnungs- oder Zwangsgelder, die gegen den Versi-
cherungsnehmer oder die mitversicherten Personen 
verhängt worden sind; 

4.14.4.5 wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensi-
onen, Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersver-
sorgung, Abfindungszahlungen im Zusammenhang mit 
der Beendigung von Arbeitsverhältnissen und Sozial-
plänen sowie Ansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. 

 
4.15 Gewässerschäden – außer Anlagenrisiko – 

Es gelten die nachstehenden Bedingungen für die Ver-
sicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden – außer 
Anlagenrisiko –. 

4.15.1 Gegenstand der Versicherung 

Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermö-
gensschäden wie Sachschäden behandelt werden, die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für 
unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen 
der physikalischen, chemischen oder biologischen Be-
schaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grund-
wassers (Gewässerschäden) 

mit Ausnahme der Haftpflicht 

als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen und aus Verwendung dieser gela-
gerten Stoffe. 

4.15.2 Rettungskosten 

Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Min-
derung des Schadens für geboten halten durfte (Ret-
tungskosten) sowie außergerichtliche Gutachterkosten 
werden vom Versicherer insoweit übernommen, als sie 
zusammen mit der Entschädigungsleistung die Versiche-
rungssumme für Sachschäden nicht übersteigen. Für 
Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB). 

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- 
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch inso-
weit zu ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädi-
gung die Versicherungssumme für Sachschäden über-
steigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnah-
men des Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Wei-
sung des Versicherers. 

4.15.3 Ausschlüsse 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 

4.15.3.1 gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten), die den Schaden durch vorsätzliches 
Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden Ge-
setzen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer 
gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügun-
gen herbeigeführt haben. 

4.15.3.2 wegen Schäden, die mittelbar oder unmittelbar auf 
Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, 
Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der Bundes-
republik oder in einem Bundesland) oder unmittelbar auf 
Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beru-
hen. Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, 
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

 
4.16 Gewässerschäden – Anlagenrisiko – 

Es gelten die nachstehenden Bedingungen für die Versi-
cherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden – Anlagen-
risiko –. 

4.16.1 Gegenstand der Versicherung 

4.16.1.1 Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers für unmittelbare oder mittelbare Folgen (Perso-
nen-, Sach- und Vermögensschäden) von Verände-
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rungen der physikalischen, chemischen oder biologi-
schen Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich 
des Grundwassers (Gewässerschaden) als Inhaber 

• von Anlagen zur Lagerung von gewässerschädli-
chen Stoffen in Behältnissen bis 100 Liter bzw. kg 
Fassungsvermögen (Kleingebinde), sofern das 
Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen 
Kleingebinde 1.000 Liter bzw. kg nicht übersteigt 
und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe; 

• eines Heizöltanks in einer in Ziffer 1.1.3 a) bis d) 
genannten Immobilie; 

• einer privat genutzten Abwassergrube ausschließ-
lich für häusliche Abwässer ohne Einleitung in ein 
Gewässer. 

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, besteht kein 
Versicherungsschutz – auch nicht über die Ziffern 3.1 (2) 
AHB, 3.1 (3) AHB und 4 AHB – für Anlagen, die über 
die Begrenzung des Fassungsvermögens je Einzelge-
binde bzw. der Gesamtmenge hinausgehen. 

4.16.1.2 Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträ-
gen sowie im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, 
finden die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB) Anwendung. 

4.16.1.3 Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungs-
nehmer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reini-
gung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grund-
stücke beauftragt hat für den Fall, dass sie aus Anlass 
dieser Verrichtung in Anspruch genommen werden. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers 
gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Glei-
che gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamten-
rechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge 
des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zu-
gefügt werden. 

4.16.2 Versicherungsleistung 

Der Versicherungsschutz wird innerhalb der vereinbarten 
Versicherungssumme bis zur Höhe einer Einheitsversi-
cherungssumme von 3.000.000 Euro für Personen-, 
Sach- und Vermögensschäden je Versicherungsfall ge-
währt. Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle  
eines Versicherungsjahres beträgt das Doppelte dieser 
Einheitsversicherungssumme. 

4.16.3 Rettungskosten 

4.16.3.1 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-
rungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens für geboten halten durf-
te (Rettungskosten) sowie außergerichtliche Gutach-
terkosten werden vom Versicherer insoweit übernom-
men, als sie zusammen mit der Entschädigungsleis-
tung die Einheitsversicherungssumme nicht überstei-
gen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der 
Regelung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
für die Haftpflichtversicherung. 

4.16.3.2 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Ret-
tungs- und außergerichtliche Gutachterkosten sind 
auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der 
Entschädigung die Einheitsversicherungssumme über-
steigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnah-
men des Versicherungsnehmers oder Dritter zur Ab-
wendung oder Minderung des Schadens gilt nicht als 
Weisung des Versicherers. 

4.16.3.3 Rettungskosten im Sinne von Ziffer 4.16 entstehen 
bereits dann, wenn der Eintritt des Versicherungsfalles 
ohne Einleitung von Rettungsmaßnahmen als unver-
meidbar angesehen werden durfte. Für die Erstattung 
von Rettungskosten ist es unerheblich, aus welchem 
Rechtsgrund (öffentlich-rechtlich oder privat-rechtlich) 
der Versicherungsnehmer zur Zahlung dieser Kosten 
verpflichtet ist. 

Rettungskosten sind auch Aufwendungen zur Wieder-
herstellung des Zustands von Grundstücks- und Ge-
bäudeteilen – auch des Versicherungsnehmers – wie 
er vor Beginn der Rettungsmaßnahmen bestand. Ein-
tretende Wertverbesserungen oder Kosten, die zur Er-

haltung, Reparatur oder Erneuerung der Anlage selbst 
ohnehin entstanden wären, sind abzuziehen. 

4.16.4 Vorsätzliche Verstöße 

Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die 
den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem 
Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, 
an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 

4.16.5 Vorsorgeversicherung 

Die Bestimmungen der Ziffern 3.1 (3) AHB und 4 AHB  
– Vorsorgeversicherung – finden keine Anwendung. 

4.16.6 Gemeingefahren 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignis-
sen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren 
Unruhen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in 
einem Bundesland) oder unmittelbar auf Verfügungen 
oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche 
gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich ele-
mentare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

4.16.7 Eingeschlossene Schäden 

Eingeschlossen sind abweichend von Ziffer 1.1 AHB  
– auch ohne dass ein Gewässerschaden droht oder ein-
tritt – Schäden an unbeweglichen Sachen des Versiche-
rungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass die 
gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der 
Anlage (gemäß Ziffer 4.16.1.1) ausgetreten sind. Der Ver-
sicherer ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstel-
lung des Zustands, wie er vor Eintritt des Schadens be-
stand. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage selbst. 

 
4.17 Öffentlich-rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur 

Sanierung von Umweltschäden gemäß Umweltscha-
densgesetz (USchadG) 

4.17.1 Mitversichert sind abweichend von Ziffer 1.1 AHB öffent-
lich-rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung 
von Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz 
(USchadG), soweit während der Wirksamkeit des Versi-
cherungsvertrages 

• die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, 
unfallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt ge-
langt sind oder 

• die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfall-
artig und bestimmungswidrig erfolgt ist. 

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursa-
chung besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden 
durch Lagerung, Verwendung oder anderen Umgang 
von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich dann, 
wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Pro-
duktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zu-
rückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbrin-
gens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissen-
schaft und Technik nicht hätte erkannt werden können 
(Entwicklungsrisiko). 

Umweltschaden ist eine Schädigung 

• von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen, 

• der Gewässer einschließlich Grundwasser, 

• des Bodens. 

Mitversichert sind – teilweise abweichend von Ziffer 7.6 
AHB – Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden 
an eigenen, gemieteten, geleasten, gepachteten oder 
geliehenen Grundstücken, soweit diese Grundstücke 
vom Versicherungsschutz dieses Vertrages erfasst sind. 

4.17.2 Nicht versichert sind 

4.17.2.1 Pflichten oder Ansprüche, soweit sich diese gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder ein Mitversi-
cherter) richten, die den Schaden dadurch verursacht 
haben, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen 
oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behörd-
lichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Um-
weltschutz dienen, abweichen. 
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4.17.2.2 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, 

4.17.2.2.1 die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf 
genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen, 

4.17.2.2.2 für die der Versicherungsnehmer aus einem anderen 
Versicherungsvertrag (z. B. Gewässerschaden-Haft-
pflichtversicherung) Versicherungsschutz hat oder 
hätte erlangen können. 

4.17.3 Versicherungssumme 

Die Versicherungssumme ist zugleich auch die Jahres-
höchstersatzleistung und steht im Rahmen der für  
Personen- und Sachschäden vereinbarten Versiche-
rungssumme zur Verfügung. Sie beträgt höchstens 
3.000.000 Euro. 

4.17.4 Ausland 

Versichert sind abweichend von Ziffer 7.9 AHB im Um-
fang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintreten-
de Versicherungsfälle. 

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von 
Ziffer 7.9 AHB auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß 
nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitglied-
staaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Um-
fang der o. g. EU-Richtlinie nicht überschreiten. 

 
 

5. Sonstige vertragliche Regelungen 

5.1 Leistungsgarantien 

5.1.1 Einhaltung der Mindeststandards des Arbeitskreises 
Beratungsprozesse (vormals Arbeitskreis Vermittlerricht-
linie) 

Die diesem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen und 
Besonderen Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
weichen ausschließlich zum Vorteil des Versicherungs-
nehmers von den Mindeststandards des Arbeitskreis  
Beratungsprozesse für die Private Haftpflichtversiche-
rung – Stand 17.02.2010 – ab. 

5.1.2 Künftige Bedingungs- und Leistungsverbesserungen 
(Updategarantie) 

Werden die diesem Vertrag zugrunde liegenden Allge-
meinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflicht-
versicherung (AHB), die Besonderen oder Zusatzbedin-
gungen ausschließlich zum Vorteil der Versicherungs-
nehmer und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die 
Inhalte der neuen Bedingungen mit Einführung auch für 
diesen Vertrag. 

5.1.3 Leistungsgarantie gegenüber den Musterbedingungen 
des Verbandes 

Die diesem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen 
weichen ausschließlich zum Vorteil des Versicherungs-
nehmers von den durch den Gesamtverband der Versi-
cherungswirtschaft (GDV) unverbindlich empfohlenen 
Bedingungen für die Haftpflichtversicherung von privaten 
Risiken – Stand 13.04.2011 – ab. 

 
5.2 Keine Leistungsbeschränkung bei versehentlicher 

Obliegenheitsverletzung 

Unterlässt der Versicherungsnehmer eine ihm obliegende 
Anzeige oder gibt er fahrlässig die Anzeige unrichtig ab 
oder unterlässt er fahrlässig die Erfüllung einer sonstigen 
Obliegenheit, erfolgt keine Leistungsbeschränkung, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass das Versäum-
nis nur auf einem Versehen beruht und nach dem Erken-
nen unverzüglich nachgeholt wird. Handelt es sich um die 
Anzeige eines Umstandes, aufgrund dessen ein Zu-
schlagsbeitrag zu entrichten ist, so hat der Versicherungs-
nehmer den Zuschlagsbeitrag ab dem Zeitpunkt zu entrich-
ten, an dem der Umstand eingetreten ist. 

 
5.3 Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit des Versiche-

rungsnehmers 

5.3.1 Beitragsbefreiung 

Wird der Versicherungsnehmer unfreiwillig arbeitslos, wird 
der Vertrag vorübergehend beitragsfrei weitergeführt. 

Unfreiwillige Arbeitslosigkeit liegt auch dann vor, wenn 
der Versicherungsnehmer und sein Arbeitgeber das  
Arbeitsverhältnis einvernehmlich durch Aufhebungsver-
trag beendet haben. 

5.3.2 Leistungsfreiheit 

Kein Anspruch auf Gewährung von beitragsfreiem Versi-
cherungsschutz besteht, wenn der Versicherungsnehmer 

5.3.2.1 wegen fristloser Kündigung seines Arbeitsverhältnis-
ses durch seinen Arbeitgeber arbeitslos geworden ist 
oder 

5.3.2.2 das Arbeitsverhältnis selbst gekündigt hat. 

5.3.3 Voraussetzungen für beitragsfreien Versicherungsschutz 

5.3.3.1 Vom Beginn dieser Leistungszusage an bis zum Ein-
tritt der Arbeitslosigkeit sind die Beiträge zu dieser 
Versicherung mindestens 36 Monate lang ununterbro-
chen entrichtet worden. 

5.3.3.2 Bei Beginn dieser Leistungszusage hat der Versiche-
rungsnehmer das 50. Lebensjahr und bei Beginn der 
Arbeitslosigkeit das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet. 

5.3.3.3 Der Versicherungsnehmer ist unmittelbar vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit mindestens 3 Jahre als Arbeitnehmer 
ununterbrochen sozialversicherungspflichtig in einem 
unbefristeten Arbeitsverhältnis beschäftigt gewesen. 

5.3.3.4 Durch Bescheinigung seines Arbeitgebers weist der 
Versicherungsnehmer das Vorliegen der Vorausset-
zungen gemäß Ziffer 5.3.3.3 sowie die Gründe für die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach. 

5.3.4 Nachweis 

Der Versicherungsnehmer legt eine Bescheinigung der 
Bundesagentur für Arbeit vor, aus der sich der Beginn 
der Arbeitslosigkeit ergibt. 

5.3.5 Auszubildende, Studenten 

Die Beitragsbefreiung gilt auch für 

5.3.5.1 Auszubildende, die unmittelbar nach 3-jähriger unun-
terbrochener Ausbildung arbeitslos werden, 

5.3.5.2 Auszubildende, wenn sie nach ununterbrochener 
Ausbildung und sofort anschließender Beschäftigung 
als Arbeitnehmer in einem unbefristeten sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsverhältnis arbeitslos werden 
und der Zeitraum der Ausbildung/Beschäftigung insge-
samt mindestens 3 Jahre betragen hat, 

5.3.5.3 Studenten in einem staatlich anerkannten Studiengang 
an einer Fachhochschule oder Universität, die eine 
mindestens 3-jährige ununterbrochene Studiendauer 
nachweisen können und unmittelbar anschließend ar-
beitslos werden. 

Anstelle einer Bescheinigung des Arbeitgebers gemäß 
Ziffer 5.3.3.4 ist eine Studienbescheinigung der Fach-
hochschule oder Universität erforderlich. 

Bei Studienabbruch besteht kein Anspruch auf Bei-
tragsbefreiung. 

5.3.5.4 Studenten in einem staatlich anerkannten Studiengang 
an einer Fachhochschule oder Universität, wenn sie 
nach mindestens 3-jähriger ununterbrochener Studien-
dauer und sofort anschließender Beschäftigung als  
Arbeitnehmer in einem unbefristeten sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsverhältnis arbeitslos werden. 

5.3.6 Leistung 

5.3.6.1 Sind alle Voraussetzungen erfüllt, wird der Vertrag auf 
Antrag beitragsfrei gestellt. 

Die Beitragsbefreiung gilt für längstens 12 Monate und 
beginnt mit dem Kalendermonat, der auf den Eingang 
der unter den Ziffern 5.3.3 bis 5.3.5 genannten Be-
scheinigungen beim Versicherer folgt. Für diesen Zeit-
raum bereits geleistete Beitragszahlungen werden an-
teilig erstattet. 

Die Beitragsbefreiung endet mit Wiederaufnahme einer 
neuen sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit, die 
dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen ist. 

Während der Beitragsbefreiung muss der Versiche-
rungsnehmer dem Versicherer den Bewilligungsbe-
scheid der Bundesagentur für Arbeit vorlegen, aus 
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dem sich die Dauer des Bezuges von Arbeitslosengeld 
ergibt. Außerdem ist das ununterbrochene Fortbeste-
hen der Arbeitslosigkeit alle 3 Monate nachzuweisen. 

Unabhängig davon ist der Versicherer jederzeit be-
rechtigt, bei der Bundesagentur für Arbeit Auskünfte 
über die Fortdauer der Arbeitslosigkeit einzuholen. 

5.3.6.2 Hat eine Beitragsbefreiung gemäß Ziffer 5.3.6.1 weni-
ger als den vereinbarten Zeitraum betragen und tritt 
nach Wiederaufnahme einer sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung als Arbeitnehmer erneut unfreiwil-
lige Arbeitslosigkeit ein, wird die Dauer der Beitragsbe-
freiung auf Antrag auf insgesamt den vereinbarten 
Zeitraum ausgedehnt. 

5.3.6.3 Sofern der Versicherungsnehmer eine Beitragsbefreiung 
insgesamt für den vereinbarten Zeitraum in Anspruch 
genommen hat, müssen die Voraussetzungen für eine 
nochmalige Beitragsbefreiung neu erfüllt werden. 

 
5.4 Home-Service 

5.4.1 Erreichbarkeit und Leistung 

Auch außerhalb der Geschäftszeiten steht dem Versi-
cherungsnehmer ein spezieller Home-Service rund um 
die Uhr, auch an Sonn- und Feiertagen, zur Verfügung. 
Im Notfall organisiert dieser rasche Hilfe und vermittelt 
qualifizierte Handwerker und Dienstleister. 

5.4.2 Rufnummer 

Dieser Home-Service kann unter der im Versicherungs-
schein genannten Telefonnummer erreicht werden. 

 
5.5 Nicht versicherte Risiken 

5.5.1 Brand- und Explosionsschäden 

Nicht versichert sind Ansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die 
den Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder 
sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder 
explosiblen Stoffen verursachen. 

 
5.6 Fortsetzung der Privat-Haftpflichtversicherung nach 

dem Tod des Versicherungsnehmers 

Für den mitversicherten Ehegatten und eingetragenen  
Lebenspartner des Versicherungsnehmers und/oder unver-
heiratete und nicht in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft lebende Kinder des Versicherungsnehmers besteht 
der bedingungsgemäße Versicherungsschutz im Falle des 
Todes des Versicherungsnehmers bis zum nächsten Bei-
tragsfälligkeitstermin fort. Wird die nächste Beitragsrech-
nung durch den überlebenden Ehegatten oder eingetrage-
nen Lebenspartner eingelöst, so wird dieser Versiche-
rungsnehmer. 

 
 

6. Zusatzdeckung für Lehrer und Erzieher 
(nur bei besonderer Vereinbarung) 

6.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als 

6.1.1 beamteter oder angestellter Lehrer bzw. Erzieher im 
öffentlichen Dienst; 

6.1.2 freiberuflicher Lehrer/Erzieher, der allein unterrichtet und 
nicht Inhaber besonderer Unterrichtsräume, Plätze oder 
Fahrzeuge ist (ansonsten Betriebshaftpflichtversicherung 
für Schulen etc. erforderlich). 

6.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

6.2.1 aus der Erteilung von Experimentalunterricht (auch mit 
radioaktiven Stoffen); 

6.2.2 aus der Leitung und/oder der Beaufsichtigung von Schü-
ler- oder Klassenreisen sowie Schulausflügen, auch bei 
vorübergehendem Auslandsaufenthalt bis zu einem Jahr. 

Für die Auslandsdeckung gilt Folgendes: 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommen-
den Versicherungsfällen. 

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-

pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als er-
füllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäi-
schen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewie-
sen ist; 

6.2.3 aus der Erteilung von Nachhilfestunden; 

6.2.4 aus der Tätigkeit als Kantor und/oder Organist. 

6.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Forschungs- und 
Gutachtertätigkeit. 

6.4 Bei Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen gilt Ziffer 3. 

6.5 Ausgeschlossen sind bei beamteten und angestellten 
Lehrern bzw. Erziehern im öffentlichen Dienst Haftpflicht-
ansprüche wegen 

6.5.1 Schäden am Eigentum der Schule oder Dienststelle oder 
an von Dritten für den Schulbetrieb zur Verfügung ge-
stellten Sachen und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 

Mitversichert sind jedoch Schäden aus dem Schlüssel-
verlust gemäß Ziffer 4.7; 

6.5.2 Personenschäden, bei denen es sich um Dienst- oder 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb der 
Schule oder Dienststelle gemäß den beamtenrechtlichen 
Bestimmungen oder gemäß dem Sozialgesetzbuch VII 
handelt. Eingeschlossen ist jedoch die Haftpflicht wegen 
Personenschäden aus Arbeitsunfällen von Kindern, 
Schülern, Lernenden und Studierenden. 

 
 

7. Zusatzdeckung für Beamte oder Angestellte im öffentli-
chen Dienst (nur bei besonderer Vereinbarung) 

7.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der im Antrag beschriebenen Tätigkeit. 

7.2 Der Versicherungsschutz umfasst: 

7.2.1 die Abwehr unbegründeter Ansprüche, 

7.2.2 die Befriedigung begründeter Ansprüche, insbesondere 
etwaiger Rückgriffsansprüche des Dienstherrn, auch aus 
dem dienstlichen Gebrauch von Hieb-, Stoß- und 
Schusswaffen. 

7.3 Ausschlüsse 

7.3.1 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben 
Haftpflichtansprüche 

• wegen Schäden am Eigentum der Dienststelle; 

• an von Dritten der Dienststelle oder dem Versiche-
rungsnehmer anvertrauten Sachen; 

• wegen Schäden an fremden Sachen anlässlich beruf-
licher Tätigkeit (siehe Ziffern 7.6 AHB und 7.7 AHB). 

Mitversichert sind jedoch Schäden aus dem Schlüs-
selverlust gemäß Ziffer 4.7; 

• aus dem Halten von Hunden (die Mitversicherung er-
fordert besondere Vereinbarung); 

• aus Besitz und Verwendung von Kraft-, Luft-, Was-
ser- (siehe Ziffer 3) und Schienenfahrzeugen; 

• aus handwerklicher Berufstätigkeit, z. B. auf dem 
Gebiet des Kraftfahrzeug- oder Nachrichtenwesens 
oder der Waffenverwaltung. 

7.3.2 Ferner sind ausgeschlossen Ansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Dienst- oder Arbeitsun-
fälle und Berufskrankheiten im Betrieb der Dienststelle 
gemäß den beamtenrechtlichen Bestimmungen oder 
gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 

7.4 Nicht versicherbare Tätigkeiten 

Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Tätigkeiten: 

• ärztliche oder tierärztliche Tätigkeiten, 

• Führung bzw. Leitung von Krankenhäusern und Klini-
ken, 

• Ausübung der Jagd, 

• Forschungs-, wissenschaftliche oder gutachterliche 
Tätigkeiten, 

• Leitung von Instituten, Einrichtungen, Betrieben o. ä., 

• Leitung von Projekten jeweils auf dem Gebiet der  
Medizin, Pharmazie, Physik, Biologie, Gentechnologie 
oder Chemie. 



Leistungsübersicht zur Betriebshaftpflicht 
 von Handels-, Handwerks- und Dienstleistungsbetrieben – Plus A01100/1

 
Die in der nachstehenden Übersicht genannten Punkte beziehen sich auf die genannten Bedingungen, die neben den im 
Vertrag genannten Bedingungen Grundlage des Vertrages sind. 
 

I. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Haftpflichtversicherung für betriebliche und berufliche Risiken 

Teil / Ziffer Plus 

1. Nebenarbeiten in anderen Handwerken gemäß § 5 der Handwerksordnung A  1 X 
2. Haus- und Grundstückshaftpflicht ohne Vermietung von Teilen des Betriebsgrundstückes an 

Betriebsfremde 
A  3.1 X 

3. Haus- und Grundstückshaftpflicht mit Vermietung von Teilen des Betriebsgrundstückes an 
Betriebsfremde 

A  3.1 X 

4. Bauherrenhaftpflicht für eigene Bauvorhaben ohne Begrenzung der Bausumme A  3.1 a X 

5. Besitz/Gebrauch einer Photovoltaikanlage auf dem eigenen Betriebsgrundstück   

a) Personen- und Sachschäden A  3.1 d X 
b) Vermögensschäden aus dem Einspeiserisiko A  3.1 e 50.000 Euro 

6. Halten und Gebrauch von nicht versicherungspflichtigen 
a) Kraftfahrzeugen ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, sofern sie nur auf 

nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren 
 

 X 

b) Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit  X 

c) selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit A  3.3 X 

d) Kfz-Anhängern, soweit diese nicht mit dem Zugfahrzeug gebraucht werden  X 

e) Gabelstapler bis 20 km/h Höchstgeschwindigkeit  X 

7. Teilnahme an Ausstellungen und Messen sowie Vorführung von Maschinen, Fabrikations-
methoden und Produkten des Betriebes 

A  3.6 X 

8. Unterhalten von Werbeeinrichtungen innerhalb und außerhalb des Betriebsgrundstückes A  3.7 X 
9. Durchführung von Betriebsveranstaltungen (z. B. Betriebsausflüge und Betriebsfeiern) A  3.8 X 
10. Sozialeinrichtungen (z. B. Werkskantinen, Badeanstalten, Erholungsheime, Kindergärten) 

für Betriebsangehörige und bei gelegentlicher Benutzung durch Betriebsfremde 
A  3.9 X 

11. Einrichtung und Unterhaltung betrieblicher Sportgemeinschaften sowie aus dem Überlassen 
von Plätzen, Räumen und Geräten an diese 

A  3.10 X 

12. Einrichtung und Unterhaltung eigener Sanitätsstationen A  3.11 X 
13. erlaubter Besitz und Gebrauch von Schusswaffen und Munition, nicht jedoch zu Jagd-

zwecken und strafbaren Handlungen 
A  3.13 X 

14. Haltung von Hunden für den versicherten Betrieb; mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
des Tierhüters 

A  3.14 X 

15. Besitz und der Unterhaltung von Filial- und/oder Zweigbetrieben, Zweigniederlassungen, 
Hilfs- und Nebenbetrieben, Lägern und Verkaufsstellen sowie von Markt- und Verkaufsstän-
den und Verkaufswagen 

A  3.16 X 

16. Nachhaftung bei vollständiger Betriebsaufgabe A  4 5 Jahre 

17. Home-Service A  5 X 
18. Vermögensschäden bis B  1.2 1.000.000 Euro 

19. Abhandenkommen von Belegschafts- und Besucherhabe bis B  2 50.000 Euro 

20. Abhandenkommen von fremden Schlüsseln, auch Codekarten (auch General-Haupt-
schlüssel für eine zentrale Schließanlage) bis 

B  3 X 

21. Vorsorgeversicherung in Höhe der vereinbarten Versicherungssummen zur Betriebshaftpflicht B  4 X 
22. Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers B  5 X 
23. Ansprüche mitversicherter Personen untereinander wegen Sachschäden ab 25 Euro B  6 X 
24. Mietsachschäden anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen an gemieteten Räumen in 

Gebäuden 
B  7.1 X 

H  6 2 1 0   0 4 / 2 0 1 2  1  von 2  X= im Rahmen der für diese Schäden vereinbarten Versicherungssumme mitversichert 



I. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Haftpflichtversicherung für betriebliche und berufliche Risiken 

Teil / Ziffer Plus 

25. Mietsachschäden anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen an gemietetem Mobiliar in 
Hotels oder Pensionen bis 

B  7.2  X 

26. Mietsachschäden außerhalb von Geschäftsreisen an zu betrieblichen Zwecken gemieteten 
Gebäuden und/oder Räumen durch Brand, Explosion, Leitungswasser und durch Abwässer 
bis 

B  7.3.1 
X 

maximal 
3.000.000 Euro 

27. Mietsachschäden außerhalb von Geschäftsreisen an zu betrieblichen Zwecken gemieteten, 
gepachteten Gebäuden und/oder Räumen, soweit es sich nicht um Schäden durch Brand, 
Explosion, Leitungs- und Abwasser handelt, bis 

B  7.3.2 50.000 Euro 

28. Be- und Entladeschäden   

a) Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen, Containern durch/oder beim Be- und 
Entladen 

B  8.1 X 

b) Mitversicherung von Schäden am Ladegut gemäß besonderer Bedingung B  8.1.1 X 

29. Leitungsschäden (Schäden an Erdleitungen, Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, 
Gasrohre und andere Leitungen sowie Frei- und/oder Oberleitungen) 

B  8.2 X 

30. sonstige Tätigkeits- und Obhutschäden gemäß besonderer Bedingung bis B  8.3 100.000 Euro 

31. Auslandsschäden 
a) aus Anlass von Geschäftsreisen, aus Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, 

Messen und Märkten 

 
B  9.1 a 

 X 

b) aus indirekten Exporten B  9.1 b X 
c) aus direkten Exporten ins europäische Ausland B  9.1 c X 

d) aus Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten 
 (auch Inspektion und Kundendienst) 

B  9.1 d 

auch im außer-
europäischen 
Ausland (ohne 
USA/Kanada) 

32. Umwelthaftpflicht-Basisversicherung 
einschl. Mitversicherung von Kleingebinden bis Einzel-/Gesamtfassungsvermögen  

B  11.1 250 l/1.000 l 

33. Öl-, Benzin- und Fettabscheider B  11.2 X 
34. Umwelthaftpflicht-Regressdeckung B  11.3 X 
35. Strahlenschäden B  12 X 
36. Schäden durch Abwässer B  13 X 
37. Mängelbeseitigungsnebenkosten B  15 X 
38. Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln infolge Fehlens von vereinbarten 

Eigenschaften 
B  16 X 

39. Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen B  17 X 
40. Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften B  18 X 
41. Energiemehrkosten B  19 X 
42. Vertragshaftung gemäß Typenverträgen B  21 X 

 
 

II. Allgemeine Bedingungen zur Haftpflichtversicherung 
von Ansprüchen aus Benachteiligungen (AVB Benachteiligungen) 

 Plus 

1. Gesetzliche Ansprüche aufgrund Benachteiligung  250.000 Euro 

 
 

III. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Privat-Haftpflichtversicherung – Plus (BBR PHV Plus 2012) 

 Plus 

1. Privat-Haftpflichtversicherung für den namentlich genannten Geschäftsführer  

5.000.000 Euro 
pauschal 

beitragsfrei 
mitversichert 

H  6 2 1 0   0 4 / 2 0 1 2  2  von 2  X= im Rahmen der für diese Schäden vereinbarten Versicherungssumme mitversichert 



 Leistungsübersicht zur Umweltschadens-Basisversicherung A01106/7

 

Die in der nachstehenden Übersicht genannten Teile/Ziffern beziehen sich auf die Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
für die Umweltschadens-Basisversicherung (USV-Basis), die für diesen Vertragsteil ausschließlich die Grundlage sind. 
 

Allgemeine Versicherungsbedingungen 
für die Umweltschadens-Basisversicherung (USV-Basis) 

Teil / 
Ziffer 

 

1. Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlichen-rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß 
Umweltschadensgesetz zur Sanierung von Umweltschäden. 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Risiken und Tätigkeiten: 

I 1.1 X 

a) Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen oder fremden Grundstücken, sofern sie 
nicht unter Teil I Ziffern 2.1 bis 2.5 der Bedingungen fallen, 

I 1.1.1 X 

b) Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von Teil I Ziffer 1.1.3 der Bedingungen um-
fasst sind, nach Inverkehrbringen, 

I 1.1.2 X 

c) Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen 
gemäß Teil I Ziffern 2.1 bis 2.5 der Bedingungen oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen 
bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist, 

I 1.1.3 X 

d) Mitversicherung von Kleingebinden analog der Umwelthaftpflicht-Basisversicherung, I 1.1.4 X 
e) Öl-, Benzin- und Fettabscheider, sofern besonders vereinbart bzw. im Rahmen der Umwelthaft-

pflicht-Basisversicherung mitversichert. 
I 1.1.5 X 

2. Versicherte Leistungen: 
a) Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung zur Sanierung, 
b) Abwehr unberechtigter Ansprüche  und 
c) Freistellung von berechtigten Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen. 

I 4.1 X 

3. Versicherte Kosten: Mitversichert sind im Rahmen der nachfolgenden Kosten auch die Gutachter-, 
Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- und Gerichtskosten. 

I 5 X 

3.1 Kosten für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natürlichen Lebensräumen oder Gewäs-
sern (ohne eigene Grundstücke und Grundwasser): 

  

a) primäre Sanierung, d. h. Kosten für Sanierungsmaßnahmen, die die geschädigten natürlichen 
Ressourcen und/oder beeinträchtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Ausgangszustand 
zurückversetzen, 

I 5.1.1 X 

b) Kosten für ergänzende Sanierung, d. h. Kosten für Sanierungsmaßnahmen in Bezug auf die na-
türlichen Ressourcen und/oder Funktionen, mit denen der Umstand ausgeglichen werden soll, dass 
die primäre Sanierung nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung der geschädigten natürlichen 
Ressourcen und/oder Funktionen führt, 

I 5.1.2 X 

c) Kosten für Ausgleichssanierung, d. h. Kosten für die Tätigkeiten zum Ausgleich zwischenzeitli-
cher Verluste natürlicher Ressourcen und/oder Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens des 
Schadens bis zu dem Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre Wirkung vollständig 
entfaltet hat. 

I 5.1.3 300.000 Euro

3.2 Kosten für die Sanierung von Schädigungen des Bodens (ohne eigene Grundstücke und Grundwasser) I 5.2 X 
3.3 Selbstbehalt bei vorgenannten Kosten, den der Versicherungsnehmer selbst zu tragen hat: I 11.3 0 Euro 

4. Neue Risiken: Für Risiken, die nach Abschluss des Vertrages neu entstehen, besteht Versicherungs-
schutz im Rahmen des Vertrages sofort bis zur Höhe von 

I 7 300.000 Euro

5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles: Ersetzt werden innerhalb der Versicherungssumme 
auch Aufwendungen, ohne dass ein Versicherungsfall eingetreten ist, bis zur nebenstehenden Höchst-
ersatzleistung. Selbstbehalt: 10 %, höchstens 5.000 Euro. 

I 9 300.000 Euro

6. Ausland – Versicherungsfälle im Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) 
a) aus Anlass von Geschäftsreisen, aus Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Messen u. Märkten, 
b) aus dem Betrieb einer im Inland gelegenen Anlage oder einer Tätigkeit im Inland im Rahmen von Teil I 

Ziffern 1.1.1 bis 1.1.5 der Bedingungen. Dies gilt für Tätigkeiten i. S. v. Teil I Ziffern 1.1.2 und 1.1.3 
nur, wenn die Anlagen, Teile oder Erzeugnisse nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren. 

I 13.1 X 

H  6 2 3 3   0 4 / 2 0 1 2  1  von 2  X= mitversichert 

 
 
 
 
 
 
 
 



Allgemeine Versicherungsbedingungen 
für die Umweltschadens-Basisversicherung (USV-Basis) 

Teil / 
Ziffer 

 
 

Nur bei ausdrücklicher Vereinbarung: 

Ausland – Versicherungsfälle im Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) 
 

a) aus Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder Teilen für das Ausland I 13.2.1 

b) aus Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung im Ausland gemäß Teil I Ziffer 1.1.3 der Bedingungen I 13.2.2 

c) aus sonstigen Tätigkeiten im Ausland gemäß Teil I Ziffer 1.1.1 der Bedingungen I 13.2.3 

 
 

Nur bei ausdrücklicher Vereinbarung:  

Zusatzbaustein 1 – Höchstersatzleistung bis 300.000 Euro innerhalb der Versicherungssumme  

a) Pflichten/Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz auf eigenen Grundstücken II 1.1 

b) Pflichten/Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz am Grundwasser II 1.2 

Zu a) und b): Selbstbehalt von 10 %, höchstens 5.000 Euro.  

Zusatzbaustein 2 – Höchstersatzleistung bis 300.000 Euro innerhalb der Versicherungssumme  

a) Weitergehende Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung des Bodens wegen schädlicher Bodenveränderungen 
gemäß Bundesbodenschutzgesetz, wenn der Versicherungsnehmer Eigentümer, Mieter, Leasingnehmer, Pächter 
oder Entleiher des Bodens und Verursacher des Schadens ist oder war. 

III 1 

b) Die genannten Kosten für die Sanierung von Schädigungen des Bodens sind gemäß besonderer Bedingung auch 
dann mitversichert, soweit von diesem Boden keine Gefahren für die menschliche Gesundheit ausgehen. 

III 2 

Zu a) und b): Selbstbehalt von 10 %, höchstens 5.000 Euro.  

H  6 2 3 3   0 4 / 2 0 1 2  2  von 2  X= mitversichert 


